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Beginn der Sitzung: 9.03 Uhr. 

Präsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren! Ich darf darum bitten, 
dass Platz genommen wird; wir möchten beginnen. 
- Meine Herren! Herr Ansmann! Herr Matthiesen! 
Herr Böhlke! - Es vereinfacht die Sitzungsleitung, 
wenn es immer dieselben sind.  

(Heiterkeit und Beifall) 

Meine Damen und Herren, nachdem nun alle Platz 
genommen haben, darf ich die 38. Sitzung im 
15. Tagungsabschnitt des Niedersächsischen 
Landtages der 17. Wahlperiode eröffnen. Gemein-
sam mit den anderen Mitgliedern des Präsidiums 
darf ich Ihnen einen guten Morgen wünschen. 

(Zurufe: Guten Morgen, Herr Präsident!) 

Tagesordnungspunkt 17: 
Mitteilungen des Präsidenten  

Im Einvernehmen mit den Schriftführern stelle ich 
eine gute Anwesenheitslage und damit die Be-
schlussfähigkeit des Hauses fest. 

Geburtstag hat heute der Abgeordnete Hermann 
Grupe. 

(Beifall) 

Ebenfalls Geburtstag hat die leider krankheitsbe-
dingt immer noch abwesende Abgeordnete Julia 
Willie Hamburg. 

(Beifall) 

Ich wünsche beiden im Namen des ganzen Hau-
ses insbesondere Gesundheit und Wohlergehen 
für das vor ihnen liegende neue Lebensjahr.  

Ich darf hinzufügen, dass wir berechtigte Hoffung 
haben, dass Frau Hamburg demnächst wieder in 
unsere Runde, in dieses Haus zurückkehrt. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir beginnen die heuti-
ge Sitzung mit Tagesordnungspunkt 18 - Dringli-
che Anfragen. Anschließend setzen wir die Bera-
tungen in der Reihenfolge der Tagesordnung fort. 

Ich will schon jetzt einen besonderen Hinweis ge-
ben: Da sich die Zeit, in der wir in diesem Plenar-
saal tagen, dem Ende nähert - im Juli werden wir 
zum letzten Mal hier tagen -, besteht seitens der 
Presse Bedarf an einem schönen Foto, am besten 

von uns allen. Ich wäre dankbar, wenn hier gegen 
12 Uhr eine hohe Anwesenheit bzw. Vollzähligkeit 
gegeben wäre; denn dann wird der sitzungsleiten-
de Präsident Sie bitten, kurz aufzustehen und sich 
umzudrehen, damit von der Pressetribüne ein 
schönes Foto vom Parlament und von den Parla-
mentariern geschossen werden kann. Bis 12 Uhr 
können Sie sich also noch in jeder Hinsicht fit ma-
chen.  

Meine Damen und Herren, die heutige Sitzung 
soll - nach dem für die Tagesordnung beschlosse-
nen Plan - gegen 18.10 Uhr enden. Ich setze alle 
Hoffnung in Sie, dass aus „18.10 Uhr“ „spätestens 
17.45 Uhr“ wird.  

(Beifall) 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt Ih-
nen nunmehr die Schriftführerin Frau Rakow mit. 

Schriftführerin Sigrid Rakow: 

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 
haben sich entschuldigt: von der Landesregierung 
Herr Finanzminister Peter-Jürgen Schneider bis 
ca. 16 Uhr und Frau Sozialministerin Cornelia 
Rundt ab 11 Uhr, von der Fraktion der SPD Frau 
Kathrin Wahlmann, von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Frau Julia Willie Hamburg und 
von der Fraktion der FDP Frau Almuth von Below-
Neufeldt. Von der Fraktion der CDU sind alle wohl-
behalten vorhanden. 

(Heiterkeit) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Frau Rakow. - Meine Damen und 
Herren, wir kommen jetzt zum  

Tagesordnungspunkt 18: 
Dringliche Anfragen  

Es liegen zwei Dringliche Anfragen vor. Die für die 
Behandlung Dringlicher Anfragen geltenden Ge-
schäftsordnungsbestimmungen setze ich als all-
gemein bekannt voraus. Ich weise - wie üblich - 
darauf hin, dass einleitende Bemerkungen zu den 
Zusatzfragen nicht zulässig sind.  

Um dem Präsidium den Überblick zu erleichtern, 
bitte ich Sie, sich schriftlich zu Wort zu melden, 
wenn Sie eine Zusatzfrage stellen möchten.  
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Ich gehe nun über zu 

a) Wie viele Dienstwagenaffären hat die Regie-
rung Weil? - Anfrage der Fraktion der CDU - 
Drs. 17/1653  

Diese Anfrage wird vom Kollegen Jens Nacke 
eingebracht. Herr Kollege Nacke, Sie haben das 
Wort. Bitte sehr! 

Jens Nacke (CDU): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die CDU-Fraktion richtet folgende 
Dringliche Anfrage an die Regierung:  

Wie viele Dienstwagenaffären hat die Regierung 
Weil? 

Die Hannoversche Allgemeine Zeitung schrieb am 
31. März 2014 unter der Überschrift „Die Pasche-
dag-Lektion“: „Verlasse Dich nicht darauf, dass 
Deine Untergebenen Dich notfalls vor einem 
schweren Fehler bewahren. Sie erwarten, dass Du 
kleine Hinweise ausreichend würdigst! Udo Pa-
schedag wollte unbedingt einen Audi A8 als 
Dienstwagen - obwohl die Autorichtlinie des Lan-
des für ihn maximal einen A6 vorsah.“ Im Artikel 
heißt es ferner: „Wenige Wochen später war Pa-
schedag abgelöst, gestürzt über eine Krise, die 
sich wegen des Verstoßes gegen ein paar unge-
schriebene Regeln so zugespitzt hatte.“ 

Die Zeitung Neues Deutschland berichtete am 
8. April 2014 unter der Überschrift „Ein Audi A6 
mal eben auf Rezept - Niedersachsen hat ein neu-
es Dienstwagenproblem“: „Déjà-vu in Niedersach-
sen: Noch ist die Affäre um den Audi A8 des ehe-
maligen Agrar-Staatssekretärs Udo Paschedag 
nicht vergessen. Ministerpräsident Stefan Weil 
(SPD) hatte den grünen Spitzenbeamten gefeuert, 
war doch dessen Bestellung des Autos, das er 
wegen seines Rückenleidens haben wollte, nicht 
klar als Ausnahme genehmigt worden. Nun will der 
Landesbeauftragte für die Region Braunschweig, 
Matthias Wunderling-Weilbier (SPD), in den Ge-
nuss eines Ausnahme-Dienstwagens kommen. 
Wieder geht es um einen höherklassigen Audi.“ 

Am 10. Mai 2014 berichtete die Neue Presse unter 
der Überschrift „Untreue. Chef der Landesschulbe-
hörde unter Verdacht“: „Als Ulrich Dempwolf am 
vergangenen Mittwoch zu seinem Dienst als Leiter 
der Landesschulbehörde kam, erwartete ihn eine 
faustdicke Überraschung. An diesem Tag melde-

ten sich bei ihm Ermittler von Staatsanwaltschaft 
und Polizei mit einem Durchsuchungsbeschluss 
des Amtsgerichts Lüneburg. Es geht um den Ver-
dacht, dass Dempwolf den Dienstwagen seiner 
Behörde für private Zwecke veruntreut hat - ein 
Vorwurf, den Dempwolf in diesem Moment das 
erste Mal hörte.“ 

Am 31. Mai 2014 berichtete die Nordwest-Zeitung 
unter der Überschrift „Ex-Polizeichef soll aus 
Dienst entfernt werden“: „Neue Verdachtsmomente 
gegen den früheren Inspektionsleiter von Wil-
helmshaven/Friesland. Dem Leitenden Polizeidi-
rektor Hans-Henning von Dincklage werden Unre-
gelmäßigkeiten bei der Nutzung von Dienstfahr-
zeugen vorgeworfen. Auch Steuervorwürfe werden 
überprüft. Der ehemalige Polizeichef der Inspekti-
on Wilhelmshaven/Friesland soll vollständig aus 
dem Dienst ausscheiden. Das bestätigte am Frei-
tag eine Sprecherin der Polizeidirektion Oldenburg 
auf Anfrage der NWZ. Gegen Hans-Henning von 
Dincklage, der bereits im April 2013 seines Amtes 
in Wilhelmshaven enthoben wurde, seien im Ver-
laufe der staatsanwaltlichen Ermittlungen neue 
Erkenntnisse bekannt geworden, ergänzte die 
Sprecherin, ohne weitere Einzelheiten mitzuteilen. 
Nach Informationen der NWZ geht es dabei nicht 
mehr nur um den Vorwurf, dass der Leitende Poli-
zeidirektor in erheblichem Umfang dienstliche 
Fahrzeuge einschließlich Fahrer missbräuchlich 
genutzt haben soll. Jetzt haben die Ermittler offen-
bar zusätzlich entsprechende Hinweise überprüft, 
nach denen von Dincklage darüber hinaus die ihm 
vorgeworfenen Missbrauchsfahrten in einem 
Dienstwagen noch von der privaten Steuer als 
angebliche Dienstfahrten im Privatwagen abge-
setzt haben soll.“ 

Die Hannoversche Allgemeine Zeitung berichtete 
am 11. Juni 2014 unter der Überschrift „Staatsan-
walt in Hannover geht gegen die Handwerkskam-
mer vor“: „In der Dienstwagenaffäre der Hand-
werkskammer Hannover hat die Staatsanwalt-
schaft am Dienstag Unterlagen in den Räumen der 
Kammer beschlagnahmt. Sie beschuldigt Haupt-
geschäftsführer Jens-Paul Ernsting und Ehrenprä-
sident Walter Heitmüller der Untreue zulasten der 
Mitglieder. ,Es besteht der Verdacht, dass unzu-
lässige Privatfahrten mit einem Dienstwagen ver-
schleiert wurden’, sagte Staatsanwältin Kathrin 
Söfker.“ In dem Artikel heißt es ferner: „Im Vorder-
grund der Ermittlungen steht der Verdacht, dass 
sich Heitmüller und Ernsting mit einem S-Klasse-
Mercedes, der ausschließlich für dienstliche Zwe-
cke genutzt werden durfte, zu privaten Terminen 
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haben fahren lassen - etwa zu Mitgliedertreffen der 
Rotarier.“ 

Es gibt Hinweise darauf, dass es ähnliche Ver-
dachtsfälle in weiteren Landesbehörden bzw. der 
Aufsicht des Landes unterliegenden Einrichtungen 
geben soll. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesre-
gierung: 

1. Wie viele und welche staatsanwaltlichen Ermitt-
lungsverfahren und/oder Disziplinarverfahren gibt 
es zurzeit in Niedersachsen wegen des Verdachts 
auf Straftaten und/oder Dienstvergehen im Zu-
sammenhang mit der Nutzung von Dienstkraftfahr-
zeugen durch Bedienstete des Landes bzw. durch 
Bedienstete von Einrichtungen, die der Aufsicht 
des Landes unterliegen? 

2. In wie vielen und welchen Fällen bestanden 
oder bestehen Verdachtsmomente bzw. Anhalts-
punkte hinsichtlich einer gegen die Kfz-Richtlinie 
des Landes verstoßenden bzw. sonst rechtswidri-
gen Nutzung von Dienstkraftfahrzeugen durch 
Bedienstete des Landes bzw. Bedienstete von 
Einrichtungen, die der Aufsicht des Landes unter-
liegen - insbesondere hinsichtlich einer Nutzung 
von Dienstkraftfahrzeugen zu privaten Zwecken, 
wie z. B. für Fahrten von der Wohnung bzw. dem 
Bahnhof zur Dienststelle oder für Fahrten zu Mit-
gliedertreffen bzw. Veranstaltungen von Service-
clubs? 

3. In wie vielen und welchen Fällen, in denen Ver-
dachtsmomente bzw. Anhaltspunkte für eine ge-
gen die Kfz-Richtlinie des Landes verstoßende 
oder sonst rechtswidrige Nutzung von Dienstkraft-
fahrzeugen durch Bedienstete des Landes bzw. 
von der Aufsicht des Landes unterstehenden Ein-
richtungen bestanden oder bestehen, ist bislang 
kein Disziplinarverfahren eingeleitet und/oder kei-
ne Strafanzeige/kein Strafantrag gestellt worden? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Nacke. - Für die Lan-
desregierung antwortet Herr Innenminister Pistori-
us. Bitte sehr.  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Um gleich zu Beginn auf die 
von Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren von 
der CDU, gewählte Überschrift der Dringlichen 
Anfrage einzugehen und die Spannung ein wenig 

wegzunehmen: Bei den festgestellten Sachverhal-
ten liegen die Tatzeiträume weit überwiegend vor 
2013 und fallen somit in die Zeit Ihrer Regierungs-
verantwortung. Interessanter ist daher eigentlich 
die Frage: Wie viele Dienstwagenaffären hatte die 
Regierung McAllister? 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die derzeitige Landesregierung steht vielmehr für 
eine konsequente Aufklärung. Sie wird auch zu-
künftig Anhalts- und Verdachtspunkten äußerst 
sorgfältig nachgehen.  

Meine Damen und Herren, die Beschaffung und 
die Nutzung von Dienstkraftfahrzeugen sind in der 
am 11. Mai 2012 neu gefassten und am 11. Juni 
2012 in Kraft getretenen Kfz-Richtlinie des Landes 
geregelt. Bis zur Neufassung galten für die Be-
schaffung von Dienstkraftfahrzeugen Kaufpreis-
grenzen. Für die in Nr. 2 der bisherigen Kfz-Richt-
linie vom 4. Oktober 2002 aufgeführten Personen 
konnten Dienstkraftfahrzeuge innerhalb dieser 
Kaufpreisgrenzen beschafft werden. Die übrigen 
Dienstkraftfahrzeuge waren in der für den Dienst-
betrieb unabweisbar notwendigen Anzahl und Aus-
führung zu beschaffen. 

Die Neufassung der Kfz-Richtlinie vom 11. Mai 
2012 sieht für die Beschaffung von Dienstkraftfahr-
zeugen Fahrzeugklassen gemäß der Einteilung in 
Fahrzeugklassen durch das Kraftfahrtbundesamt 
unter Aufführung der Berechtigten vor. Danach 
wird nach Nr. 2.2 der Richtlinie als unbedingt er-
forderliche Aufführung anerkannt: für die Minister-
präsidentin oder den Ministerpräsidenten sowie die 
Ministerinnen und Minister zur alleinigen und un-
eingeschränkten Benutzung für sämtliche Dienst-
fahrten je ein Fahrzeug der „Oberklasse“, z. B. ein 
Audi A8, für die Präsidentin oder den Präsidenten 
des Staatsgerichtshofs, die Präsidentin oder den 
Präsidenten des Landesrechnungshofs, die Lan-
desbeauftragte oder den Landesbeauftragten für 
den Datenschutz sowie die Staatssekretärinnen 
und Staatssekretäre zur alleinigen und uneinge-
schränkten Nutzung für sämtliche Dienstfahrten je 
ein Fahrzeug der „oberen Mittelklasse“, z. B. ein 
Audi A6. 

Für die übrigen zu beschaffenden Dienstkraftfahr-
zeuge sind die „Oberklasse“ und die „obere Mittel-
klasse“ - wie eben beschrieben - ausgeschlossen.  

Hinsichtlich der privaten Nutzung von Dienstkraft-
fahrzeugen ist durch die Neufassung der Kfz-
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Richtlinie keine inhaltliche Abweichung gegenüber 
der alten Fassung eingetreten.  

Die vorstehend genannten Personen dürfen nach 
Nr. 6 der Kfz-Richtlinie Dienstkraftfahrzeuge für 
Privatfahrten innerhalb des Bundesgebiets ein-
schließlich der Fahrten zwischen Wohnung und 
Dienststätte nutzen. Bei der Nutzung für Privatfahr-
ten außerhalb des Bundesgebiets ist eine kilome-
terbezogene Entschädigung zu zahlen. 

Für regelmäßige Fahrten zwischen Wohnung und 
Dienststätte dürfen Dienstkraftfahrzeuge genutzt 
werden von der Oberfinanzpräsidentin oder dem 
Oberfinanzpräsidenten, der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Landespräsidiums für Polizei, 
Brand- und Katastrophenschutz - so hieß das frü-
her - und der Verfassungsschutzpräsidentin oder 
dem Verfassungsschutzpräsidenten sowie den 
Behördenleiterinnen und Behördenleitern in be-
sonders begründeten Ausnahmefällen mit Einwilli-
gung der zuständigen Obersten Landesbehörde 
und schließlich von Schwerbehinderten, deren 
Behinderung die Benutzung regelmäßig verkeh-
render Beförderungsmittel oder das Führen eines 
Kraftfahrzeugs nicht zumutbar erscheinen lässt. 

Nach Nr. 14 der Kfz-Richtlinie können für besonde-
re Bereiche die zuständigen Obersten Landesbe-
hörden mit Zustimmung des Finanzministeriums 
abweichende Regelungen treffen. Soweit eine 
Ausnahme nicht erteilt wurde, sind abweichende 
Nutzungen von Dienstkraftfahrzeugen unzulässig. 

Die missbräuchliche Nutzung von Dienstfahrzeu-
gen kann straf- und natürlich auch disziplinarrecht-
liche Ermittlungen nach sich ziehen. Für die Einlei-
tung und die Durchführung eines strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahrens ist nach § 152 Abs. 2 StPO 
mindestens der Anfangsverdacht einer Straftat 
erforderlich. Der Anfangsverdacht muss insoweit 
auf konkreten Tatsachen beruhen. 

Erfolgt eine unzulässige Nutzung des Dienstkraft-
fahrzeugs für Privatfahrten oder erfolgt die Nut-
zung ohne Vorliegen der erforderlichen Einwilli-
gung der zuständigen Obersten Landesbehörde, 
kann der Tatbestand der Untreue gemäß § 266 
Strafgesetzbuch erfüllt sein. 

Gemäß § 18 Abs. 1 des Niedersächsischen Diszip-
linargesetzes hat die Disziplinarbehörde ein Diszip-
linarverfahren einzuleiten, wenn zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte vorliegen, die den Ver-
dacht eines Dienstvergehens rechtfertigen - es sei 
denn, ein Maßnahmeverbot steht entgegen oder 
eine Disziplinarmaßnahme erscheint nicht ange-

zeigt. Insbesondere nach Art, Zeit und Ort müssen 
konkrete Anhaltspunkte vorliegen, dass schuldhaft 
gegen Dienstpflichten verstoßen worden ist. Bloße 
Vermutungen sind nicht ausreichend. Der Verdacht 
muss hinreichend konkret sein.  

Während eines laufenden strafrechtlichen Ermitt-
lungsverfahrens kann das Disziplinarverfahren 
ausgesetzt werden. 

Die Landesregierung hat die erbetenen Angaben 
mittels einer kurzfristigen Ressortabfrage zusam-
mengestellt. In der Kürze der zur Verfügung ste-
henden Bearbeitungszeit war eine umfassende 
Beantwortung der Abfrage nicht in den Geschäfts-
bereichen aller Ressorts möglich. 

Insbesondere bei den Staatsanwaltschaften ist 
eine Abfrage von Vorgängen unter Stichworten wie 
„Dienstwagen“ oder „Dienstfahrzeug“ nicht mög-
lich, da sie nicht statistisch erfasst werden. Erfasst 
werden in der Regel nur Untreuevorgänge allge-
mein, nicht mit welchem Tatwerkzeug sie vermeint-
lich begangen worden sind. 

Ermittelt wurde auf dem Wege dieser Abfrage also 
insbesondere die Anzahl der laufenden Verfahren 
und Verdachtsfälle.  

Ihre darüber hinausgehende Frage, um welche 
Verfahren und Fälle es sich konkret handelt, wurde 
von der Landesregierung so interpretiert, dass 
Auskunft über die Art der inhaltlichen Verfehlung - 
also in erster Linie die tangierten Straftatbestän-
de - verlangt wird.  

Zu Fragen hingegen, die auf die Person betroffe-
ner Beschäftigter und entsprechend konkrete 
Sachverhalte schließen lassen, darf die Landesre-
gierung keine Auskunft geben. Andernfalls würde 
sie schutzwürdige Interessen Dritter nach Arti-
kel 24 Abs. 3 der Niedersächsischen Verfassung 
verletzen. Die Fürsorgepflicht gegenüber den Be-
troffenen und die Unschuldsvermutung sowie das 
Recht der Bediensteten auf informationelle Selbst-
bestimmung gebieten es, persönliche Daten aus 
laufenden Ermittlungsverfahren nicht zum Gegen-
stand einer öffentlichen Debatte im Niedersächsi-
schen Landtag zu machen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die nachfolgenden Zahlen entsprechen dem 
gegenwärtigen Kenntnisstand, soweit er in der 
Kürze der Zeit zum Stichtag 24. Juni ermittelt wer-
den konnte. Auch bei einer längeren Recherche-
zeit wäre zu berücksichtigen, dass die nachgefrag-
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ten Fälle nicht statistisch erfasst werden. Es gibt in 
den Datenbanken und Registern kein Ordnungskri-
terium für Vergehen im Zusammenhang mit der 
Nutzung von Dienstkraftfahrzeugen. Generelle Be-
richtspflichten zu sämtlichen Verfahren und Straf-
sachen existieren ebenso wenig wie zu Diszipli-
narverfahren. Eine Erfassung sämtlicher Verfahren 
würde eine landesweite Auswertung per Hand 
erfordern. Selbst dann wären aber nur Fälle er-
fasst, die in Dateien und Registern erfasst sind, 
nicht hingegen beispielsweise Ermittlungen, die 
sich noch in der Anfangsphase befinden, und 
schon gar nicht Sachverhalte, die noch gar nicht 
angezeigt sind. 

Gegenwärtig sind danach zurzeit acht laufende 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren und 
fünf laufende Disziplinarverfahren wegen des Ver-
dachts auf Straftaten und/oder Dienstvergehen im 
Zusammenhang mit der Nutzung von Dienstkraft-
fahrzeugen aufgrund der Recherchen der Landes-
regierung über die Abfrage bekannt geworden. Bei 
sieben der acht staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungsverfahren liegt der Tatzeitraum im Wesentli-
chen vor 2013. Vier Fälle der Disziplinarverfahren 
sind auch Gegenstand staatsanwaltschaftlicher 
Ermittlungsverfahren; hier gibt es also eine Über-
schneidung. 

In den strafrechtlichen Ermittlungsverfahren wird 
entweder schwerpunktmäßig oder jedenfalls auch 
der Vorwurf der Untreue geprüft. Wie in jedem 
anderen Ermittlungsverfahren kann sich der recht-
liche Gesichtspunkt indessen im Laufe der weite-
ren Ermittlungen jederzeit ändern. Zudem kann 
auch die Staatsanwaltschaft nach Prüfung der 
Strafanzeige oder Durchführung der Ermittlungen 
zu einer anderen als der ursprünglichen bzw. vom 
Anzeigeerstatter vorgetragenen rechtlichen Bewer-
tung kommen. In allen Verfahren gilt ebenfalls und 
selbstverständlich die Unschuldsvermutung. 

Zu 2: Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwie-
sen. Der Vorbehalt zu dem gegenwärtigen Kennt-
nisstand gilt für die angefragten Verdachtsmomen-
te in besonderem Maße.  

Über die Verfahren in der Antwort zu Frage 1 hin-
aus bestanden seit Anfang 2013 in neun Fällen 
Verdachtsmomente bzw. Anhaltspunkte hinsicht-
lich einer gegen die Kfz-Richtlinie des Landes ver-
stoßenden bzw. sonst rechtswidrigen Nutzung von 
Dienstkraftfahrzeugen.  

Zu 3: Von den neun zu Frage 2 genannten Fällen 
wurde in vier Fällen kein Disziplinarverfahren ein-
geleitet bzw. keine Strafanzeige/kein Strafantrag 

gestellt. Es handelte sich in zwei Fällen um ano-
nyme Hinweise, deren Prüfung nicht zur Feststel-
lung dienstrechtlicher Verstöße geführt hat, und 
um zwei Fälle, deren Prüfung ergab, dass die Vor-
aussetzungen für die Einleitung von Disziplinarver-
fahren nicht vorlagen. 

In fünf der neun zu Frage 2 genannten Fälle ist es 
zu strafrechtlichen Verfahrenseinstellungen ge-
kommen. 

Meine Damen und Herren, so weit die Beantwor-
tung der Anfrage durch die Landesregierung. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Innenminister. - Zu einer ersten 
Zusatzfrage hat sich der Kollege Nacke gemeldet. 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Mit Blick auf die recht dürftigen Informationen, die 
wir gerade in der Antwort erhalten haben - - - 

(Widerspruch bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Helge Limburg 
[GRÜNE]: Unverschämtheit! Es wurde 
ausführlich dargelegt! - Zuruf von der 
SPD: Unerhört! - Gegenruf von Ulf 
Thiele [CDU]: Sie hören doch auch 
gar nicht mehr zu, oder?) 

Präsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren, ich darf um Ruhe bitten. 
Die Frage wird jetzt sicherlich knapp und sachlich 
eingeleitet. 

(Thomas Schremmer [GRÜNE] lacht) 

Bitte sehr, Herr Nacke! 

Jens Nacke (CDU): 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit Blick 
auf die recht dürftigen Informationen, die wir gera-
de eben erhalten haben, frage ich die Landesre-
gierung: Ist es zutreffend, dass der heutige Präsi-
dent des Landgerichts Hannover und damalige 
Präsident des Landgerichts Hildesheim sich in 
mehr als zehn Fällen zu Privatfahrten mit dem 
Dienstwagen von einem Bahnhof in Hannover hat 
abholen lassen, und wie ist dieses Verfahren sei-
tens der Landesregierung begleitet worden? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Wer möchte für die Landesregie-
rung antworten? - Frau Justizministerin Niewisch-
Lennartz. Bitte sehr! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordnete! Dieses Verfahren wurde durch den Dis-
ziplinarvorgesetzten, den Präsidenten des Ober-
landesgerichts Celle, bearbeitet. Dieser ist nach 
seiner Prüfung zu dem Ergebnis gekommen, dass 
ein Disziplinarverfahren nicht eingeleitet wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Zu einer weiteren Zusatzfrage hat 
sich wiederum der Kollege Nacke gemeldet. 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Nachdem nun - entgegen der ersten Antwort - 
dieses zusätzliche Verfahren eingeräumt wurde, 
frage ich die Landesregierung: Mit welcher Be-
gründung wurde hier - im Gegensatz zu den ande-
ren, in der Einleitung der Anfrage genannten Fäl-
len - kein Disziplinarverfahren eingeleitet? Ist ins-
besondere richtig, dass als Begründung der Hin-
weis gegeben wurde, dass die Fahrt vom Heimat-
ort nach Hildesheim durch einen Ausfall von Zug-
strecken begründet war? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Frau Justizministerin Niewisch-
Lennartz, bitte sehr! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Der Entscheidung des Präsidenten des Oberlan-
desgerichts lag u. a. die Erwägung zugrunde, dass 
es sich angesichts der hochwasserbedingten Ein-
schränkungen des Zugverkehrs und der dadurch 
drohenden Beeinträchtigung dienstlicher Verpflich-
tungen und Termine um einen besonders begrün-
deten Ausnahmefall im Sinne der Ziffer 6.2.2 der 
Kfz-Richtlinie gehandelt habe, der grundsätzlich 
einwilligungsfähig gewesen wäre. 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Zu einer weiteren Zusatzfrage hat 
sich wiederum der Kollege Nacke gemeldet. 

Jens Nacke (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Nachdem nunmehr seitens der Landesregierung 
eingeräumt wurde, dass es keine Einwilligung in 
diese Fahrten gegeben hat, die damit wohl als 
Privatfahrten zu klassifizieren sind, frage ich die 
Landesregierung: Ist es zutreffend, dass es sich 
bei dem angeblichen Ausfall der Bahnstrecke le-
diglich um die Verbindung eines ICE handelte, der 
in Magdeburg wegen des Hochwassers nicht nach 
Berlin weiterfahren konnte, die Regionalverbin-
dung aber bestanden hat und es mit einem biss-
chen früheren Aufstehen unproblematisch möglich 
gewesen wäre, dies alles zu bewältigen, wie das 
jeder andere Pendler vermutlich hat auch tun müs-
sen, der normalerweise diesen Zug nutzt?  

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 

Für die Landesregierung Frau Justizministerin 
Niewisch-Lennartz, bitte sehr! 

(Unruhe) 

- Ich darf um Ruhe bitten. 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Der Präsident des Oberlandesgerichts 
Celle war erstens der Auffassung, dass die Ein-
schränkung des Zugverkehrs erheblich war, zwei-
tens dass dieses genehmigungsfähig war, und 
drittens hat er es im Nachhinein genehmigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Die erste Zusatzfrage für die FDP 
kommt von Herrn Dr. Birkner. Bitte sehr! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin, ich frage die 
Landesregierung: Wann und in welcher Form war 
die Landesregierung erstmals mit dem Disziplinar-
verfahren bezüglich des Landgerichtspräsidenten 
befasst?  
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Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Frau Ministerin, bitte sehr! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! An das konkrete Datum kann ich mich 
nicht mehr erinnern. Es war im Nachklapp zu einer 
Veranstaltung, die in Hildesheim eine lange Tradi-
tion hat, die sogenannte Knaup’sche Tischgesell-
schaft. Sie ist vielleicht dem einen oder anderen 
bekannt. Anlässlich dieser Veranstaltung waren 
die Fahrten aufgespießt worden. Es gehört zum 
Ablauf dieser Veranstaltung, dass im Wesentlichen 
in Reimen auf Besonderheiten hingewiesen wird.  

Die in Rede stehenden Fahrten sind der Landes-
regierung durch den Staatssekretär bekannt ge-
worden, der sich wegen der Zuständigkeit an den 
Präsidenten des Oberlandesgerichts in Celle ge-
wendet und das Verfahren dorthin abgegeben hat, 
weil selbiger Präsident dafür zuständig ist.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage: Fraktion 
der CDU, Kollege Nacke, bitte sehr! 

(Unruhe) 

- Ich darf um Ruhe bitten. - Herr Nacke, Sie haben 
das Wort. 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Nachdem nunmehr eingeräumt ist, dass es keine 
Einwilligung gegeben hat und eine Genehmigung, 
wie sie gerade seitens der Landesregierung in 
Aussicht gestellt worden ist, durch die Richtlinie 
gar nicht vorgesehen ist, frage ich die Landesre-
gierung: Ist es zutreffend, dass der Präsident des 
Landgerichts Hannover und damalige Präsident 
des Landgerichts Hildesheim weit über 1 000 Euro 
gezahlt hat, nachdem bekannt geworden ist, dass 
es in diesem Verfahren offenkundig Ermittlungen 
geben wird, und ist dieses Verfahren mit dem 
Staatssekretär so abgestimmt gewesen? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung Frau 
Niewisch-Lennartz, bitte sehr, Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Es handelte sich nicht um 1 000 Euro, 
sondern um gut 300 Euro, die auf Grundlage der 
Richtlinien abgerechnet worden sind.  

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: Auf 
Grundlage der Richtlinien? - Ulf Thiele 
[CDU]: Welche Richtlinien?) 

- 61 Cent pro Kilometer laut Runderlass des MF 
vom 11. Mai 2012, Niedersächsisches Ministerial-
blatt 2012, 6.2.1 ff. 

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: 
Wann wurde das abgerechnet?) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. 

(Unruhe) 

- Ich darf um Ruhe bitten, liebe Kolleginnen. 

Die nächste Zusatzfrage kommt von der Fraktion 
der FDP. Herr Försterling! 

Björn Försterling (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung: Wenn sie 
im Januar von den Vorwürfen gegen den Präsiden-
ten des Landgerichts Hannover erfahren und 
gleichzeitig im Januar Kenntnis von den Vorwürfen 
gegen den Präsidenten der Landesschulbehörde 
erlangt hat, warum endete das eine Verfahren mit 
der Nichteinleitung eines Disziplinarverfahrens und 
das andere mit einer Hausdurchsuchung im Pri-
vathaus des Präsidenten der Landesschulbehör-
de? 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei 
der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Landesregie-
rung Frau Niewisch-Lennartz, bitte sehr, Frau Mi-
nisterin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
In dem einen Fall ist bekannt geworden, dass es 
möglicherweise zu einem solchen Einsatz zwi-
schen dem Bahnhof und dem Dienstort gekommen 
ist. Die Sache wurde an den für Disziplinarverfah-
ren zuständigen Präsidenten des Oberlandesge-
richts in Celle weitergegeben. In dem anderen 
Verfahren hatte das staatsanwaltschaftliche Ver-
fahren seinen Ursprung nicht in meinem Hause, 
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sondern in einer Anzeige oder Mitteilung eines 
Polizeibeamten. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Eine nächste Zusatzfrage: Fraktion 
der FDP, Herr Kollege Bode, bitte sehr! 

Jörg Bode (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin, nach der 
eben von Ihnen gegebenen Antwort sind die unter-
schiedlichen Ermittlungsmethoden, die in einem 
Fall zu einer Hausdurchsuchung geführt haben, 
darin begründet, dass einerseits ein Polizeibeam-
ter eine Anzeige gestellt hat und andererseits Ihr 
Staatssekretär auf einer gesellschaftlichen Veran-
staltung von einem Fall gehört hat. Vor diesem 
Hintergrund frage ich Sie: Wie kann es sein, dass 
sich die gewählten Ermittlungsmethoden in Ab-
hängigkeit davon unterscheiden, ob ein Staatssek-
retär oder ein Polizeibeamter einen Fall zur Anzei-
ge bringt? 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei 
der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Für die Landesregierung Frau Ministerin Niewisch-
Lennartz, bitte sehr! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Selbst-
verständlich ist das kein Unterschied. Sie haben in 
der Frage darauf abgehoben, wann das in meinem 
Haus bekannt geworden ist.  

(Zuruf von der CDU: Nein! - Weitere 
Zurufe von der CDU) 

Das ist selbstverständlich überhaupt kein Unter-
schied.  

Können Sie Ihre Frage wiederholen, Herr Bode? 

(Zuruf von Frau Mechthild Ross-
Luttmann [CDU]) 

- Ja, genau. Die möchte ich aber beantworten.  

(Jörg Bode [FDP]: Warum gibt es ei-
nen Unterschied in der Ermittlungs-
methode, wenn einmal ein Staatssek- 

retär ein Verfahren eröffnen lässt und 
einmal ein Polizeibeamter?) 

- Das habe ich schon beantwortet. Selbstverständ-
lich ist das kein Unterschied.  

(Zurufe von der CDU und von der 
FDP - Unruhe) 

Präsident Bernd Busemann: 
Ruhe, bitte! - Zur selben Frage der Innenminister, 
bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es gibt selbstverständlich keinen Unter-
schied bei der Frage des Vorantreibens eines Er-
mittlungsverfahrens in Abhängigkeit davon, wer die 
Anzeige gestellt oder den Hinweis gegeben hat. 

Wenn die Polizei im Rahmen ihrer ersten Ermitt-
lungen von einem Sachverhalt erfährt, dann tut sie 
das, was sie zu tun hat und wofür sie da ist. Sie 
prüft nämlich, ob an dem Verdacht so viel dran ist, 
dass ein Anfangsverdacht begründet sein kann. 
Dann geht sie dem nach und treibt die Ermittlun-
gen so weit, bis die Entscheidung getroffen werden 
kann, ob ein Ermittlungsverfahren an die Staats-
anwaltschaft abgegeben wird oder nicht. 

Beim zweiten von Ihnen genannten Fall, dem Lei-
ter der Landesschulbehörde in Lüneburg, ist die 
Polizei gemeinsam mit der Staatsanwaltschaft zu 
dem Ergebnis gekommen, dass es einen Anfangs-
verdacht gibt. Deswegen hat sie die übrigen ermitt-
lungstechnischen Maßnahmen nach der Strafpro-
zessordnung im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und 
unter Genehmigung durch einen Richter durchge-
führt. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage - das 
wäre die fünfte und letzte Frage für die CDU-
Fraktion -, Herr Kollege Nacke! 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Nachdem nunmehr eingeräumt wurde, dass sich 
der Landgerichtspräsident in Hannover - der dama-
lige Landgerichtspräsident in Hildesheim - vom 
Bahnhof in Hannover hat nach Hildesheim chauf-
fieren lassen - eine Strecke, die, wie die Landesre-
gierung inzwischen uns gegenüber einräumte, 
halbstündlich innerhalb von 22 Minuten mit einer 
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Regionalbahn zu bewältigen ist - frage ich die 
Landesregierung: Ist es zusätzlich zutreffend, dass 
sich diese Person auch zu einem Treffen eines 
Serviceclubs hat bringen lassen, also ein ver-
gleichbarer Fall zu dem, der staatsanwaltliche Er-
mittlungen bei der Handwerkskammer in Hannover 
nach sich gezogen hat, und wusste der Staatssek-
retär des Justizministeriums auch von diesem Fall, 
und hat er sich entsprechend eingeschaltet? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Landesregie-
rung Frau Justizministerin Niewisch-Lennartz! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Diese weiteren Fahrten sind mir nicht 
bekannt. Bekannt sind die Fahrten zwischen dem 
Bahnhof und dem Dienstort, wobei teilweise der 
normale Posttransport genutzt wurde. 

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: 
Haben Sie denn recherchiert? - Chris-
tian Dürr [FDP]: Die Frage war, ob der 
Staatssekretär davon wusste!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Meine Damen und Herren, als 
Nächste ist die Fraktion der FDP dran. Herr Kolle-
ge Bode! 

(Christian Dürr [FDP]: Frau Ministerin, 
er hat nach dem Staatssekretär ge-
fragt! - Unruhe) 

- Und ich darf um Ruhe bitten. Herr Dürr, bitte! 
Herr Bode ist dran. 

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Frau Ministerin, vor dem Hintergrund, dass 
Sie den Sachverhalt so geschildert haben, dass Ihr 
Staatssekretär bei einer gesellschaftlichen Veran-
staltung von den Vorwürfen erfahren hat und er 
dies dann als ein Disziplinarvergehen, das zu prü-
fen ist, an den Präsidenten des Oberlandesge-
richts in Celle weitergegeben hat, der dann diese 
Prüfung durchgeführt hat, frage ich die Landesre-
gierung: Hat es bei diesem besonderen Fall der 
Einleitung der disziplinarischen Ermittlungen, wäh-
rend der disziplinarischen Ermittlungen, zum Vor-
schlag des Abschlusses der disziplinarischen Er-
mittlungen oder gerade konkret bei der Entschei-

dung, wie der Präsident des Oberlandesgerichts 
Celle diese treffen soll, Gespräche und Abstim-
mungen mit Ihrem Staatssekretär oder Ihrem Hau-
se gegeben? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Frau Ministerin Nie-
wisch-Lennartz, bitte sehr! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Hinsichtlich des Beginns liegt ein Miss-
verständnis vor. Der Staatssekretär hat an der 
Knaup’schen Tischgesellschaft nicht teilgenom-
men, sondern andere Menschen haben daran 
teilgenommen und haben ihm von der dort in Rei-
men vorgetragenen Fahrt berichtet. 

(Ulf Thiele [CDU]: Dieser Mensch sind 
Sie, Frau Ministerin? Richtig?) 

Diesen Bericht hat der Staatssekretär zum Anlass 
genommen, den Präsidenten des Oberlandesge-
richts in Celle darauf aufmerksam zu machen, um 
gegebenenfalls disziplinarische Ermittlungen zu 
prüfen. 

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: 
Sind Sie informiert worden?) 

Die Entscheidungen darüber, ob disziplinarische 
Ermittlungen eingeleitet wurden - ja oder nein -, hat 
der Präsident des Oberlandesgerichts Celle in 
eigener Zuständigkeit, in eigener Kompetenz, ge-
troffen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Mechthild Ross-Luttmann 
[CDU]: Wie reagieren Sie eigentlich? 
Reagieren Sie überhaupt?) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage - - - 

(Zuruf von Mechthild Ross-Luttmann 
[CDU]) 

- Ich darf um Ruhe bitten, Frau Ross-Luttmann. 

(Zuruf von Ulf Thiele [CDU]) 

- Herr Thiele, ich darf um Ruhe bitten. Wir bringen 
viel Zeit mit. Sie wissen ja, wir haben heute Abend 
ein Ziel. 
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(Heiterkeit - Jens Nacke [CDU]: Es 
gibt aber Wichtigeres, Herr Präsident!) 

- Es geht um die Ruhe. 

Als Nächste ist die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen dran. Herr Limburg, bitte! 

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sieht die Landesregierung in der Sachver-
haltsbearbeitung durch den Präsidenten des Ober-
landesgerichts Celle, Herrn Peter Wedekind Götz 
von Olenhusen, irgendeinen Fehler, irgendeine 
falsche Bearbeitung, und teilt sie insoweit die gro-
ße Kritik der CDU am Präsidenten des Oberlan-
desgerichts Celle? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Jens Nacke [CDU]: Ich habe 
keine Kritik geäußert!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Landesregie-
rung Frau Justizministerin Niewisch-Lennartz, bitte 
sehr! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Staatssekretär hat ausdrücklich darauf bestanden, 
dass der Präsident des Oberlandesgerichts in Cel-
le diesem Anhaltspunkt nachgeht und auch prüft, 
ob es zu einem Disziplinarverfahren kommen 
muss: ja oder nein? 

Das Ergebnis dieser Prüfung durch den Präsiden-
ten des Oberlandesgerichts hält der Staatssekretär 
für akzeptabel - ich auch. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage: Fraktion 
der FDP, Kollege Dr. Birkner! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung, wie es im 
Ergebnis sein kann und wie sie es bewertet, dass 
vergleichbare Sachverhalte offensichtlich unter-
schiedlich behandelt worden sind, dass auf der 
einen Seite die Polizei sozusagen ein staatsan-
waltschaftliches strafrechtliches Ermittlungsverfah-
ren verfolgt und auf der anderen Seite der Staats-
sekretär, der nicht weniger ein Interesse daran 

haben muss, dass das Strafrecht hierbei natürlich 
beachtet wird und entsprechende Sanktionen ge-
gebenenfalls ausgesprochen werden, es hier bei 
einem Disziplinarverfahren belässt. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Für die Landesregierung Frau Jus-
tizministerin Niewisch-Lennartz! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Die Sachverhalte sind eben nicht gleich. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Jedes Mal, wenn ein Verfahren geprüft wird - sei 
es strafrechtlich, sei es disziplinarrechtlich -, han-
delt es sich um einen Einzelfall. Im Lüneburger Fall 
handelt es sich hinsichtlich des Vorwurfs, der er-
hoben wird - ob er zu Recht besteht oder nicht, 
muss sich im Verfahren klären -, um eine dauer-
hafte Nutzung eines Dienstwagens zum privaten 
Gebrauch über die Dauer von vier Jahren, wäh-
rend es sich im Falle des damaligen Präsidenten 
des Landgerichts Hildesheim um 13 Fahrten ge-
handelt hat. 

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: 13 
Fahrten!) 

Auch in diesem Fall hat es der Staatssekretär nicht 
bei einem Disziplinarverfahren belassen, sondern 
der Präsident des Oberlandesgerichts hat es bei 
einem Disziplinarverfahren belassen. Und das 
findet unsere Billigung. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Zurufe von der CDU: Was für 
eine Rechtsanwendung ist das?) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Meine Damen und 
Herren, zu dieser Dringlichen Anfrage liegen jetzt 
keine weiteren Meldungen zu Zusatzfragen vor, 
sodass wir übergehen können zu 

b) Gelten Schutz der Person und Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit auch für Ermittlungen ge-
gen Landesbedienstete? - Anfrage der Fraktion 
der FDP - Drs. 17/1652  

Die Anfrage wird durch den Kollegen Försterling 
eingebracht. Herr Försterling, Sie haben das Wort. 
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Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Gelten Schutz der Person und Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit auch für Ermittlungen 
gegen Landesbedienstete?  

Am Freitag, dem 9. Mai 2014, unterrichtete die 
Kultusministerin in vertraulicher Sitzung des Kul-
tusausschusses ab 10.30 Uhr unter dem Tages-
ordnungspunkt „Unterrichtung durch Frau Kultus-
ministerin Heiligenstadt über eine Personalangele-
genheit“. Die Ministerin bat aus Gründen des Per-
sönlichkeitsschutzes um absolute Vertraulichkeit. 
Am Morgen desselben Tages berichteten bereits 
verschiedene Medien über eine Durchsuchung in 
den Räumlichkeiten der Landesschulbehörde. In 
dieser Berichterstattung war unklar, gegen wen 
sich die Vorwürfe richteten. Das Justizministerium 
informierte parallel zur Sitzung des Kultusaus-
schusses die Landespressekonferenz über Ermitt-
lungen bei der Landesschulbehörde. Hierbei of-
fenbarte das Ministerium auch, dass sich die Er-
mittlungen gegen den Präsidenten der Landes-
schulbehörde richten. Da es diese Amtsbezeich-
nung in Niedersachsen nur einmal gibt, verletzte 
das Justizministerium die Vertraulichkeit, um die 
die Kultusministerin zugleich noch geworben hatte. 

Aus der Presseerklärung durch das Kultusministe-
rium ging hervor, dass das Kultusministerium mit 
Schreiben vom 17. Januar 2014, welches am 
27. Januar 2014 im Ministerium einging, über den 
Anfangsverdacht wegen Untreue und das eingelei-
tete strafrechtliche Ermittlungsverfahren gegen den 
Präsidenten der Landesschulbehörde informiert. 
Die Kultusministerin selbst ist am 29. Januar von 
dem Vorgang in Kenntnis gesetzt worden. Über 
drei Monate später, am 7. Mai 2014, fand dann 
eine Durchsuchung der Landesschulbehörde und 
des Privathauses des Beschuldigten statt. Hiervon 
hatte das Kultusministerium seit dem 5. Mai 2014 
Kenntnis. Unklar bleibt, ob auch das Justizministe-
rium zwischen Januar und Mai über die Ermittlun-
gen in Kenntnis gesetzt worden ist und besondere 
Maßnahmen veranlasst hat. 

Im Zuge der weiteren medialen Berichterstattung 
traten Vermutungen auf, dass der Präsident der 
Landesschulbehörde zwischen der Einleitung ei-
nes Ermittlungsverfahrens und den Durchsuchun-
gen überwacht worden sei durch Observation, 
einen Peilsender oder Auswertung des Navigati-
onsgeräts oder der Mobilfunkdaten. Eine Unterrich-
tung im Ausschuss für Rechts- und Verfassungs-

fragen wurde durch die Vertreter der Fraktionen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

(Zurufe von der CDU: Ja!) 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesre-
gierung: 

1. Welche konkreten Ermittlungsmaßnahmen sind 
im Rahmen des beschriebenen Ermittlungsverfah-
rens im Einzelnen in dem Zeitraum zwischen der 
Einleitung des Ermittlungsverfahrens und der 
Wohnungsdurchsuchung mit welchem Personal-
aufwand ergriffen worden (z. B. Einsatz techni-
scher Mittel, Sicherstellung und Auswertung von 
Daten, Zeugenvernehmungen usw.)? 

2. Hält die Landesregierung bei den Ermittlungen 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit für ge-
wahrt? 

3. Hält die Landesregierung es für sinnvoll, den 
Kultusausschuss um Vertraulichkeit im Hinblick auf 
den Schutz der Person zu bitten und gleichzeitig 
durch Vertreter des Justizministeriums die Person, 
gegen die ermittelt wird, zu offenbaren? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Försterling. - Die Ant-
wort der Landesregierung wird durch die Justizmi-
nisterin erteilt. Frau Niewisch-Lennartz, bitte sehr, 
Sie haben das Wort. 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordneten! Die Landesregierung 
achtet die verfassungsrechtlichen Informationsan-
sprüche der Abgeordneten des Niedersächsischen 
Landtags. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Und des 
Verfassungsgerichts?) 

Sie achtet ebenso die verfassungsrechtlichen Aus-
kunftsansprüche der Presse. Die Landesregierung 
ist zu jeder Zeit bestrebt, im Rahmen des rechtlich 
Zulässigen umfassend zu informieren. Dabei be-
rücksichtigt sie in jedem Verfahrensstadium insbe-
sondere die schutzwürdigen Interessen Privater. 
Das trifft auch für das anhängige Ermittlungsver-
fahren gegen den Präsidenten der Niedersächsi-
schen Landesschulbehörde zu. 

Die Staatsanwaltschaft in Lüneburg hat am 17. Ja-
nuar 2014 gegen den Präsidenten der Landes-
schulbehörde ein Ermittlungsverfahren wegen des 
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Verdachts der Untreue zum Nachteil des Landes 
Niedersachsen aufgrund von Privatfahrten mit 
einem Dienstkraftfahrzeug eingeleitet. 

Anlass dafür war ein Hinweis eines Kraftfahrers 
der Polizei, der am 16. Januar 2014 dem Leiter 
des 3. Fachkommissariats der Zentralen Kriminal-
inspektion Lüneburg mitteilte, er habe von einem 
anderen bei der Polizei tätigen Kraftfahrer erfah-
ren, dass sich der in Hildesheim oder Umgebung 
wohnende Leiter der Landesschulbehörde häufig 
von seinem Fahrer mit dem Dienstkraftfahrzeug zu 
Hause abholen, nach Lüneburg bringen und später 
wieder nach Hause fahren lasse. Der Fahrer des 
Leiters der Landesschulbehörde soll im Zusam-
menhang mit solchen Fahrten angeblich auch in 
Hildesheim oder in der Umgebung übernachtet 
haben. 

Am 7. Mai 2014 fand dann eine Durchsuchung der 
Diensträume des Beschuldigten statt. - Zu dem 
Weg dahin komme ich gleich noch. 

Am Nachmittag des 8. Mai 2014 hat Frau Kultus-
ministerin Heiligenstadt dem Kultusausschuss des 
Niedersächsischen Landtags eine Unterrichtung 
über eine Personalie angeboten und um Unterrich-
tung in vertraulicher Sitzung gebeten. Frau Kul-
tusministerin Heiligenstadt versicherte sich vor der 
Unterrichtung über das Justizministerium auch, 
dass eine Bekanntgabe des Beschuldigten gegen-
über dem Kultusausschuss die Ermittlungen nicht 
gefährden würde. Dies konnte das Justizministeri-
um nach Rücksprache mit der ermittlungsführen-
den Staatsanwaltschaft in Lüneburg bestätigen. 

Entsprechend dem Wunsch von Frau Ministerin 
Heiligenstadt fand dann die Unterrichtung in der 
Sitzung des Kultusausschusses am darauf folgen-
den 9. Mai 2014 um 10:30 Uhr unter TOP 1 der 
zwischenzeitlich geänderten Tagesordnung in ver-
traulicher Sitzung statt. 

Seit dem frühen Vormittag dieses Tages, des 
9. Mai 2014, bestätigte die Pressestelle der ermitt-
lungsführenden Staatsanwaltschaft in Ausübung 
der presserechtlich bestehenden Informations-
pflicht gegenüber Pressevertretern auf Anfrage, 
dass gegen den Präsidenten der Landesschulbe-
hörde ein Ermittlungsverfahren geführt werde, und 
nannte dazu auch den Tatvorwurf. 

Die Durchsuchung vom 7. Mai 2014 war der Pres-
se bekannt geworden, weil die Landesschulbehör-
de in einem Dienstgebäude untergebracht ist, in 
dem zahlreiche weitere Behörden ihren Sitz ha-
ben. Dies bedeutet einen ganz erheblichen Publi-

kumsverkehr, sodass die Durchsuchung dort aus 
diesem Grund nicht unbeachtet geblieben war. 

Die Staatsanwaltschaft hat über diese Auskunftser-
teilung zunächst den Pressesprecher des Justiz-
ministeriums und sodann den Verteidiger des Be-
schuldigten informiert und auf dessen Wunsch 
weitere Medienvertreter an diesen Verteidiger ver-
wiesen. 

Zeitgleich mit der am 9. Mai 2014 um 10:30 Uhr 
beginnenden Unterrichtung des Kultusausschus-
ses durch Frau Ministerin Heiligenstadt fand hier 
auch die Landespressekonferenz statt. Auf Nach-
fragen vonseiten der dort anwesenden Vertreter 
der Presse bestätigte der Sprecher des Justizmi-
nisteriums ebenfalls, dass gegen den Präsidenten 
der Landesschulbehörde ein Verfahren im Zu-
sammenhang mit der mutmaßlich unbefugten Nut-
zung eines Dienstwagens anhängig sei. Im Übri-
gen verwies der Pressesprecher im Hinblick auf 
das laufende Ermittlungsverfahren an die Presse-
stelle der Staatsanwaltschaft. 

Frau Kultusministerin Heiligenstadt setzte nach der 
Unterrichtung des Kultusausschusses ebenfalls die 
Öffentlichkeit von dem Verfahren in Kenntnis, 
nachdem sich der Anwalt des Beschuldigten be-
reits gegenüber der Landespresse eingelassen 
hatte. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Dringli-
che Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Zur Klärung des allein auf Angaben 
des Hörensagens beruhenden und deshalb noch 
sehr vagen Anfangsverdachts ist zunächst das 
Niedersächsische Kultusministerium unter dem 
17. Januar 2014 um Auskunft gebeten worden, ob 
dem Beschuldigten möglicherweise regelmäßige 
Fahrten zwischen Wohnung und Dienststätte auf 
der Grundlage der Richtlinie über Dienstkraftfahr-
zeuge in der Landesverwaltung - Kfz-Richtlinie - 
genehmigt wurden. 

Unter dem 24. Februar 2014 verneinte das Kul-
tusministerium diese Frage. Daraufhin beauftragte 
die Staatsanwaltschaft die Polizeidirektion Hanno-
ver mit der weiteren Abklärung des Anfangsver-
dachts. 

Nach polizeilicher Zusammenstellung erster Er-
kenntnisse zum Wohnort des Beschuldigten und 
zu dem von ihm benutzten Fahrzeug ordnete das 
Amtsgericht Lüneburg am 10. März 2014 auf An-
trag der Staatsanwaltschaft für die Dauer von 
sechs Wochen die längerfristige Observation des 
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Beschuldigten an und gestattete zugleich den Ein-
satz technischer Mittel. 

(Jörg Bode [FDP]: Noch nicht einmal 
das Fahrtenbuch hat man sich ange-
schaut!) 

Der bestehende Anfangsverdacht konnte im Rah-
men einer Observationsmaßnahme erhärtet wer-
den. In der Folgezeit erfolgten weitere Observatio-
nen des Beschuldigten an mehreren Tagen. 

Zur Durchführung selbst und zum Einsatz techni-
scher Mittel - sprich: zum Einsatz von Ortungssys-
temen - können hier wegen des laufenden Ermitt-
lungsverfahrens im Einzelnen keine Angaben ge-
macht werden. Wir bieten aber an, eine solche 
Information - 

(Unruhe) 

Präsident Bernd Busemann: 
Ruhe, bitte! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
- im zuständigen Ausschuss vorzutragen. 

(Jörg Bode [FDP]: Das haben Sie bis-
her immer abgelehnt! - Gegenruf von 
Helge Limburg [GRÜNE]: Nein!) 

Auf der Grundlage der den Anfangsverdacht be-
stätigenden Observationsergebnisse beantragte 
die Staatsanwaltschaft am 15. April 2014 beim 
Amtsgericht Lüneburg neben der Verlängerung der 
Observationsmaßnahme zum Zwecke der Auffin-
dung von Angaben zu Dienstreisen und Abrech-
nungen in Schriftverkehr und E-Mails den Erlass 
von fünf Durchsuchungsbeschlüssen betreffend 
die Wohnung in Hildesheim sowie den Arbeitsplatz 
in der Landesschulbehörde in Lüneburg, das mut-
maßlich vom Fahrer genutzte Hotel in Hildesheim, 
die Oberfinanzdirektion Niedersachsen, Landes-
amt für Bezüge und Versorgung, -  

(Unruhe) 

Präsident Bernd Busemann: 
Frau Ministerin, einen Moment, bitte! - Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ich darf um Ruhe bitten. Ich 
habe den Eindruck, dass Sie an der Antwort inte-
ressiert sind. 

(Johanne Modder [SPD]: Nein, sind 
sie nicht!) 

Dann muss hier auch Ruhe herrschen. - Bitte! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

- die Landesschulbehörde in Lüneburg und IT.Nie-
dersachsen, den zentralen IT-Dienstleister der 
niedersächsischen Landesverwaltung. 

Das Amtsgericht hat die Beschlüsse am 16. April 
2014 erlassen und - nur zur Klarstellung, falls un-
terschiedliche Beschlussdaten bekannt sind - am 
5. bzw. 6. Mai 2014 wegen eines Schreibfehlers 
hinsichtlich des Geburtsdatums des Beschuldigten 
berichtigt. Die Vollstreckung der Durchsuchungs-
beschlüsse erfolgte am 7. Mai 2014 mit Ausnahme 
der das IT.Niedersachsen betreffenden Anord-
nung, die aufgrund bis dahin bereits erlangter Er-
kenntnisse entbehrlich geworden war. 

Im Anschluss an die Durchsuchungen sind Zeugen 
vernommen worden. Die Auswertung der bei den 
Durchsuchungen sichergestellten Unterlagen dau-
ert an.  

Bei der Staatsanwaltschaft war und ist mit den 
Ermittlungen ein Dezernent befasst. Aufseiten der 
Polizei führen zwei Beamte die Ermittlungen. Im 
Rahmen der Durchsuchungsmaßnahmen, die, wie 
Sie ja eben den unterschiedlichen Beschlüssen 
entnehmen konnten, an unterschiedlichen Orten 
stattfanden, waren kurzfristig 31 Polizeibeamtinnen 
und -beamte eingesetzt, zum Teil in der Koordinie-
rung, der Durchführung der Durchsuchungsmaß-
nahme selbst.  

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Moment, Frau Ministerin! - Meine Damen und Her-
ren, Ruhe, bitte!  

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Unglaub-
lich - Weitere Zurufe von der CDU und 
der FDP) 

- Ruhe, bitte! Herr Oesterhelweg! Herr Bode! - 
Frau Ministerin, bitte! Weiter geht’s.  

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Vielen Dank. 

Die Polizeibeamten waren eingesetzt zur Koordi-
nierung, zur Durchführung der Durchsuchungs-
maßnahmen selbst, zur Datensicherung. Da, wie 
bereits ausgeführt, zur Durchführung der Observa-
tionsmaßnahmen Angaben jetzt in diesem Rah-
men nicht möglich sind, können zum diesbezügli-
chen Personaleinsatz keine Aussagen gemacht 
werden. Wir bieten gerne die Informationen im 
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zuständigen Ausschuss des Niedersächsischen 
Landtags an.  

(Zurufe von der CDU) 

Zu Frage 2: Die Staatsanwaltschaft hat zur Klärung 
des Anfangsverdachts - ich habe es bereits darge-
legt - zunächst das Niedersächsische Kultusminis-
terium gebeten mitzuteilen, ob der Beschuldigte 
den Dienstwagen möglicherweise erlaubtermaßen 
für Privatfahrten zwischen Wohnung und Dienst-
stätte nutzt. Operative strafprozessuale Maßnah-
men sollten erst ergriffen werden, nachdem hinrei-
chend sicher ausgeschlossen werden konnte, dass 
eine Privatnutzung in diesem Fall gestattet ist.  

Die während des Ermittlungsverfahrens durchge-
führten Observationen und Durchsuchungsmaß-
nahmen sind jeweils auf Anordnung des zuständi-
gen gesetzlichen Richters, des Ermittlungsrichters 
beim Amtsgericht in Lüneburg, erfolgt. Dieser hatte 
die Verhältnismäßigkeit der Ermittlungsmaßnah-
men zu prüfen und nicht infrage gestellt.  

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Das ist 
das Stichwort, Frau Ministerin!) 

- So war die Frage!  

Aufgrund der verfassungsrechtlich gewährleisteten 
Unabhängigkeit der Rechtsprechung ist die Lan-
desregierung gehindert, eigene Erwägungen zur 
Frage der Verhältnismäßigkeit anzustellen und die 
richterlichen Entscheidungen zu kommentieren. 

(Zurufe von der CDU und von der 
FDP - Gegenrufe von der SPD und 
von den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Frau Ministerin, einen Moment! - Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wir können gerne länger unterbre-
chen. Was soll die Störerei? Von allen Seiten. Herr 
Watermann! - Frau Ministerin, bitte! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Deswegen weise ich darauf hin, dass der Einsatz 
eines Ortungsinstruments in einem Dienstwagen 
des Landes Niedersachsen - ein Dienstwagen, der 
nur zu dienstlichen Fahrten genutzt werden kann - 
ein wesentlich weniger belastendes Mittel ist als 
eine Observation durch einen Polizeibeamten.  

(Jens Nacke [CDU]: Ist doch beides 
passiert!) 

Zu Frage 3: Nach Auffassung der Landesregierung 
haben sowohl die Niedersächsische Kultusministe-
rin Heiligenstadt als auch die Pressesprecher der 
Staatsanwaltschaft und des Justizministeriums 
zum jeweiligen Zeitpunkt der Entscheidungen das 
private Interesse des Beschuldigten an der Ge-
heimhaltung des Ermittlungsverfahrens angemes-
sen gewichtet. Im Übrigen verweise ich auf meine 
Vorbemerkung.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Zu einer ersten 
Zusatzfrage hat sich der Kollege Försterling für die 
FDP gemeldet. Bitte sehr! 

Björn Försterling (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Eigentlich frage ich mich, warum die Udo 
Paschedag damals nicht mit der GSG 9 abgeholt 
haben.  

(Lachen und Beifall bei der FDP und 
bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Kollege, Sie müssen jetzt aber die Landesre-
gierung fragen. Bitte! 

Björn Försterling (FDP): 
Ich frage die Landesregierung: Kann die Landes-
regierung ausschließen, dass bei diesem aufwen-
digen Ermittlungsverfahren nicht auch Dritte Ad-
ressaten der Ermittlungsmaßnahmen geworden 
sind - beispielsweise der Fahrer, aber auch das 
dienstliche Umfeld des Präsidenten der Landes-
schulbehörde - und dementsprechend auch von 
diesen Personen personenbezogene Daten ge-
speichert worden sind?  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
Herr Innenminister Pistorius. Bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
gebe gerne Einblick in das Verfahren einer Obser-
vation,  
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(Johanne Modder [SPD]: Damit die 
das einmal verstehen!) 

damit wir in der nächsten Eskalationsstufe nicht 
womöglich von NSA, Snowden oder dergleichen 
sprechen. Wir reden über strafprozessuale - - - 

(Jörg Bode [FDP]: Sie werden blass 
vor Neid! - Zurufe von der CDU und 
von der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 

Herr Minister, einen Moment, bitte! - Ich darf um 
die notwendige Ruhe bitten. Sonst geht es nicht 
weiter. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Wir reden hier über strafprozessual vorgesehene 
Instrumente, die unter bestimmten Voraussetzun-
gen und unter Richtervorbehalt stehend eingesetzt 
werden können. Die Polizei und die Staatsanwalt-
schaft haben sich in diesem Fall dafür entschie-
den, eine Observation mit technischen Mitteln vor-
zunehmen, was nicht mehr und nicht weniger 
heißt, als zu überprüfen, wo sich der Dienstwagen 
aufhält. Es ging weder um die Frage, wer mit wem 
in dem Wagen spricht, noch welche Frisur oder 
welchen Anzug man gerade trägt oder welche 
Kommunikation man führt. Es geht ausschließlich 
um die Frage: Wo war der Wagen zu welchem 
Zeitpunkt? 

Dieser Einigriff ist wesentlich geringer als die Fra-
ge, ob man über Wochen ein Observationsteam 
hinterherschickt und Fotos von dem zu Oberservie-
renden macht oder dergleichen mehr. 

(Christian Dürr [FDP]: Und Woh-
nungsdurchsuchungen?) 

Meine Damen und Herren, ich muss Ihnen doch 
nicht erzählen, wie eine Hausdurchsuchung zu-
stande kommt.  

(Johanne Modder [SPD]: Doch!) 

- Vielleicht tue ich es doch. Eine Hausdurchsu-
chung kommt zustande, weil Polizei und Staats-
anwaltschaft gemeinsam zu dem Ergebnis gelangt 
sind, dass es an der Zeit ist, weiteres Beweismate-
rial zu sichern, um den Anfangsverdacht, der sich 
bestätigt hat, zu erhärten und zu überprüfen, ob 
man eine Anklage erheben kann. 

(Björn Thümler [CDU]: Was ist denn 
mit der Verhältnismäßigkeit?) 

- Wir reden hier nicht über Exekutivhandeln, Herr 
Vorsitzender der CDU-Fraktion, wir reden über 
Justizhandeln. Und deswegen geht es um die 
simple Frage, ob die Voraussetzungen für die 
Durchführung einer Hausdurchsuchung erfüllt sind 
oder nicht oder ob die Voraussetzungen für eine 
Observation mit technischen Mitteln vorliegen oder 
nicht. Beides ist von dem zuständigen Richter be-
jaht worden.  

Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit - - - 

(Zurufe von der CDU) 

- Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
weiß, das hier ist nicht die Fragestunde der Lan-
desregierung, sondern die des Parlaments. Trotz-
dem erlaube ich mir, Ihnen eine rhetorische Frage 
zu stellen: Worum geht es Ihnen eigentlich? 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN)  

Wollen Sie irgendjemandem unterstellen, dass er 
Einfluss darauf genommen hat, welche ermitt-
lungstaktischen und technischen Maßnahmen in 
diesem Fall ergriffen worden sind? - Wenn das der 
Fall ist, dann sagen Sie es bitte, dann wissen wir, 
wie wir uns dagegen zu wehren haben. 

Vielen Dank. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Die nächste Zusatzfrage stellt für die FDP-Fraktion 
Herr Kollege Dr. Marco Genthe. Bitte sehr! 

Dr. Marco Genthe (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
komme nicht umhin anzumerken, dass man auch 
die GSG 9 strafprozessual korrekt einsetzen kann. 
Das ist nur eine Frage der Verhältnismäßigkeit. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Vor dem Hintergrund, dass es sich bei einer Ob-
servation, so wie sie hier beschrieben wurde, auch 
mit dem Einsatz von technischen Mitteln, um einen 
schwerwiegenden Eingriff bei dem Beschuldigten 
handelt, und vor dem Hintergrund, dass es sich bei 
der vorgeworfenen Tat nicht um eine Tat handelt, 
die unter die Kategorie „Schwerstkriminalität“ fällt, 
frage ich die Landesregierung, warum nicht 
schlicht und ergreifend zunächst einmal das Fahr-
tenbuch eingesehen wurde, bevor Ermittlungs-
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maßnahmen ergriffen wurden - die sich, wie wir 
gehört haben, auch auf unbeteiligte Dritte ausge-
dehnt haben. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung Herr In-
nenminister Pistorius. Bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die ermittelnden Polizeidienststellen ha-
ben mir bzw. unserem Haus, dem Landespolizei-
präsidium, erklärt, dass sie diese Frage sehr wohl 
erwogen, dann aber verworfen haben, weil das 
Verlangen nach Herausgabe der Fahrtenbücher 
für eine wesentlich größere Aufregung in der Lan-
desschulbehörde und damit im Umfeld des Ver-
dächtigen geführt hätte - - - 

(Lachen bei der FDP) 

- Ich weiß gar nicht, was es da zu lachen gibt. Das 
ist hier keine Satiresendung, meine Damen und 
Herren! 

(Jens Nacke [CDU]: Dann führen Sie 
sich auch nicht so auf, Herr Minister!) 

Man hat sich dafür entschieden, zunächst einmal 
den Wahrheitsgehalt, die Stichhaltigkeit auf eine 
Art und Weise zu überprüfen, die das Umfeld des 
Betroffenen nicht in diesem Maße belastet. Das 
können Sie im Nachhinein getreu dem Motto „Wir 
sind alle gleich schlau - die einen vorher, die ande-
ren hinterher“ jetzt kritisieren. Die Polizei hat sich 
damit aber im Rechtsrahmen bewegt und ist in 
ihren Beschlüssen und Entscheidungen durch den 
zuständigen Richter ausdrücklich bestätigt und 
dazu ermächtigt worden.  

Wenn Sie das Prinzip des Richtervorbehalts auch 
noch in Frage stellen wollen, dann tun Sie das 
bitte. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren, die nächste Zusatzfra-
ge kommt von der Fraktion der CDU. Kollege Na-
cke, bitte! 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vor dem Hintergrund, dass insbesondere durch die 

Ausführungen der Justizministerin deutlich gewor-
den ist, dass aufgrund des vagen Anfangsver-
dachts, der gegen den Leiter der Landesschulbe-
hörde bestanden hat, mit dem vollen Programm - 
Durchsuchungen mit 31 Polizeibeamten, Observa-
tion usw. -, vorgegangen wurde, unter Einschal-
tung der Öffentlichkeit, 

(Renate Geuter [SPD]: Legendenbil-
dung! - Zurufe von der SPD: Frage!) 

während im Fall des Präsidenten des Landgerichts 
Hannover, der damals Präsident des Landgerichts 
Hildesheim war, -  

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Kollege, wir wissen, „vor dem Hintergrund“ 
hat seine Grenzen. Und jetzt die Frage! 

Jens Nacke (CDU): 
- praktisch bis zum heutigen Tage, praktisch bis in 
die Antwort des Innenministers hinein, versucht 
wurde, das vor der Öffentlichkeit geheim zu hal-
ten, -  

Präsident Bernd Busemann: 
Die Frage bitte jetzt! 

Jens Nacke (CDU): 
- frage ich die Landesregierung: 

Präsident Bernd Busemann: 
Genau. 

Jens Nacke (CDU): 
Können Sie ausschließen, dass der Grund für die-
se eklatante Ungleichbehandlung darin liegt, dass 
es sich in dem einen Fall um einen ungeliebten 
Chef einer Landesbehörde handelt, der der CDU 
angehört, 

(Widerspruch bei der SPD) 

während es in dem anderen Fall um einen langjäh-
rigen Kumpel und Duzfreund des Staatssekretärs 
geht, der für eine Beförderung durch den Staats-
sekretär vorgesehen wurde? 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Für die Landesregierung antwortet Frau Justizmi-
nisterin Niewisch-Lennartz. Bitte! 
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Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es 
handelte sich im Fall des Leiters der Landesschul-
behörde in Lüneburg nicht um einen vagen An-
fangsverdacht, 

(Jens Nacke [CDU]: Das haben Sie 
selbst gesagt! Zitat!) 

sondern um einen konkreten Anfangsverdacht, 
den der zuständige Ermittlungsrichter zum Anlass 
genommen hat, den Anträgen der Staatsanwalt-
schaft stattzugeben. Die Entscheidung des Präsi-
denten des Oberlandesgerichts in Celle beruht 
darauf, dass anders als im dortigen Fall die Fahr-
ten des damaligen Präsidenten des Landgerichts 
Hildesheim genehmigungsfähig waren. Das gilt für 
die anderen Verfahren nicht. 

Und zum Dritten, ob der Grund sein könnte, dass 
sich der Präsident des Landgerichts Hildesheim - 
damals noch - und der Staatssekretär duzen: Nein, 
das schließe ich aus. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage kommt 
wiederum von der Fraktion der FDP. Herr Dr. Birk-
ner, bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin bzw. sehr 
geehrter Herr Minister, vor dem Hintergrund, dass 
für die Einschätzung der Verhältnismäßigkeit auch 
relevant ist, von welcher Schadenshöhe im Falle 
eines solchen Untreuedelikts auszugehen ist, frage 
ich Sie: Von welcher Schadenshöhe ist denn die 
ermittelnde Staatsanwaltschaft zum Zeitpunkt der 
Beantragung der Durchsuchungsmaßnahmen bzw. 
weiterer Ermittlungsmaßnahmen ausgegangen? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
die Justizministerin. Frau Niewisch-Lennartz, bitte 
sehr! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordnete! Bei einer dauerhaften Fehlnutzung des 
Dienstfahrzeugs für private Fahrten nach Hause 

summiert sich das auf einen Betrag von ungefähr 
50 000 Euro. Das sind dann keine Peanuts mehr. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Ulrich Watermann [SPD]: Da 
soll wohl einer geschützt werden! 
Aha!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Herr Kol-
lege Limburg. Bitte sehr! 

Helge Limburg (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass die CDU und 
die FDP in diesem Landtag in der Angelegenheit 
um den früheren Staatssekretär Udo Paschedag 
die Auswertung der Telefonverbindungsdaten von 
fünf Personen - und zwar sämtlicher Verbindungs-
daten; nicht nur der Daten zu den Telefonaten 
oder SMSen untereinander, sondern auch zu de-
nen, die sie mit anderen Personen geführt haben - 
für einen Zeitraum von sieben Monaten gefordert 
haben, frage ich die Landesregierung, ob es eine 
solch weitreichende Maßnahme auch in einem der 
hier beschriebenen Fälle gegeben hat oder ob eine 
solche auch nur erwogen worden ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Zuruf von den GRÜNEN: Sehr 
richtig!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Für die Landesregierung antwortet 
die Justizministerin. Frau Niewisch-Lennartz. Bitte 
sehr! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordnete! Nein, so etwas ist hier sicherlich nicht 
erwogen worden. Ich möchte allerdings darauf 
hinweisen, dass im Fall des ehemaligen Staatssek-
retärs Udo Paschedag ein finanzieller Schaden 
dem Land Niedersachsen nicht entstanden ist und 
dass aus diesem Grund keine Straftat vorlag. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt für die 
Fraktion der FDP der Kollege Dr. Genthe. 
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Dr. Marco Genthe (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund der Tatsache, dass in dem hier 
vorliegenden Fall bezüglich der Landesschulbe-
hörde eine 30-köpfige Sonderkommission der Poli-
zei eingesetzt wurde 

(Johanne Modder [SPD]: Stimmt doch 
nicht! - Frank Oesterhelweg [CDU]: 
31! - Weitere Zurufe von der SPD und 
von den GRÜNEN) 

- Entschuldigung, ich korrigiere mich: 31 -, frage 
ich die Landesregierung, -  

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Ruhe, bitte!  

(Weitere Zurufe von der SPD) 

- Herr Watermann, Frau Modder! 

Dr. Marco Genthe (FDP): 
- ob es neben dem hier in Rede stehenden Fall 
noch weitere Fälle gibt, in denen Peilsender an 
Dienstwagen angebracht worden sind. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
Herr Innenminister Pistorius. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Dr. Genthe: Erstens 
waren es 31 Beamte und nicht 30. Zweitens war es 
keine Sonderkommission, sondern es waren 31 
Beamte, die bei einer Hausdurchsuchung an ver-
schiedenen Orten eingesetzt werden mussten. 
Nicht einmal niedersächsische Polizistinnen und 
Polizisten, die zu Höchstleistungen fähig sind, 
schaffen es, an drei Orten gleichzeitig zu sein. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Deshalb war diese Anzahl erforderlich: um diese 
Durchsuchungen durchzuführen. Das ist bei meh-
reren Büros und Wohnräumen gelegentlich der 
Fall, wie Sie wissen. 

Zur zweiten Frage: Meines Wissens - aber das ist 
keine abschließende Erhebung - hat es vor einigen 
Jahren mal einen Fall gegeben: bei einem Polizei-

beamten, der danach auch disziplinarrechtlich 
belangt worden ist. Fragen Sie mich nicht, in wel-
chem Kontext, aber auch in diesem Fall ist seiner-
zeit ein Peilsender eingesetzt worden. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Meine Damen und Herren, die 
nächste Zusatzfrage stellt für die Fraktion der CDU 
Jens Nacke. Bitte sehr! Kurz und knapp! 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich frage die Landesregierung, ob es zutreffend ist, 
dass in dem Fall des Chefs der Landesschulbe-
hörde - wie die Ministerin vorhin ausgeführt hat - 
bereits bei dem vagen Anfangsverdacht die Kul-
tusministerin unmittelbar informiert wurde - die 
dann, jedenfalls ist das die Vermutung, auch die 
entsprechenden Maßnahmen eingefordert hat -, 

(Lachen bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Petra Tiemann [SPD]: Sie 
scheinen von Vermutungen zu leben!) 

während sich in dem Fall des jetzigen Präsidenten 
des Landgerichts Hannover und damaligen Präsi-
denten des Landgerichts Hildesheim - des, wie die 
Ministerin inzwischen eingeräumt hat, Kumpels 
und Duzfreunds des Staatssekretärs - 

(Zurufe von der SPD und von den 
GRÜNEN: Frage!) 

der Staatssekretär um diese ganzen Fragestellun-
gen gekümmert hat 

(Petra Tiemann [SPD]: Das ist jetzt 
schon die zweite Frage!) 

und die Ministerin erst dann unterrichtet wurde, als 
öffentliche Anfragen das Haus erreicht haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Frau Justizministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch 
durch zahlreiche Wiederholungen wird es nicht 
wahrer.  

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD) 
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Ich habe nie gesagt, dass es sich um einen vagen 
Anfangsverdacht gehandelt hat. Im Gegenteil: Es 
handelte sich um einen konkreten Anfangsver-
dacht. Sonst würden Sie ja behaupten, dass ein 
niedersächsischer Richter aufgrund eines vagen 
Anfangsverdachtes entsprechende Entscheidun-
gen trifft. Das Gegenteil ist der Fall.  

Von „vage“ kann überhaupt nicht die Rede sein, 
und Wiederholungen machen es nicht besser! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Johanne Modder [SPD]: Ja!) 

Von irgendeiner Beeinflussung dieses Verfahrens 
insbesondere hinsichtlich der Durchführung von 
konkreten Ermittlungsverfahren durch Frau Minis-
terin Heiligenstadt kann überhaupt nicht die Rede 
sein. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Drittens handelt es sich bei dem jetzigen Präsiden-
ten des Landgerichts Hannover und meinem 
Staatssekretär um zwei Menschen, die sich duzen. 
- Punkt.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage kommt von 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Kollege Lim-
burg noch einmal. Bitte sehr! 

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung, ob es, wie 
von der Opposition hier mehrfach unterstellt und 
behauptet, tatsächlich an irgendeiner Stelle Ein-
fluss durch den Herrn Innenminister oder durch die 
Frau Justizministerin auf die staatsanwaltschaftli-
chen oder polizeilichen Maßnahmen gegeben hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank. - Für die Landesregierung spricht der 
Innenminister. Bitte sehr! 

(Dirk Toepffer [CDU]: Aber nicht wie-
der drohen!) 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Meinem überaus freundlichen Wesen ist 
jede Form von Drohung fremd. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Johanne Modder 
[SPD]: Das stimmt!) 

Zweitens - Frau Niewisch-Lennartz hat es für ihren 
Teil bereits bestätigt, und ich tue es gern auch für 
meinen Teil -: Es hat zu keiner Zeit in irgendeiner 
Form auch nur den geringsten Versuch einer Ein-
flussnahme auf dieses Verfahren gegeben - schon 
deshalb nicht, weil mir davon gar nichts bekannt 
war, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Dr. Stefan Birkner [FDP]: 
Das kennen wir ja schon!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Innenminister. - Die nächste 
Zusatzfrage stellt für die Fraktion der FDP der 
Kollege Genthe. 

Dr. Marco Genthe (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage die Landesregierung, ob sie ausschließen 
kann, dass eine Telefonüberwachung bzw. die 
Auswertung der Handydaten des Präsidenten, des 
Fahrers oder der persönlichen Referentin stattge-
funden hat. 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Für die Landesregierung - - -  

(Minister Boris Pistorius und Ministerin 
Antje Niewisch-Lennartz stimmen sich 
ab) 

Für die Landesregierung spricht die Justizministe-
rin Frau Niewisch-Lennartz. Bitte sehr! 

(Jens Nacke [CDU]: Einer muss jetzt 
die Unwahrheit sagen!) 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Abstimmung dauert manchmal ein bisschen. Wir 
sitzen einfach recht weit auseinander. 

(Minister Boris Pistorius: Aber nur 
räumlich!) 

Nein, von Telefonüberwachungsmaßnahmen - 
weder vom Festnetz noch vom Handy - ist in dem 
Verfahren nicht die Rede. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 
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Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Meine Damen und 
Herren, die nächste Zusatzfrage kommt vom Kol-
legen Nacke, CDU-Fraktion. 

(Gerald Heere [GRÜNE]: Welche Un-
terstellungen kommen jetzt? - Johan-
ne Modder [SPD]: Man muss nicht al-
le fünf Fragen stellen!) 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Dass es zwischen dem Justizministerium 
und dem Innenministerium ein bisschen dauert, 
wissen wir seit dem Edathy-Verfahren zur Genüge. 

(Johanne Modder [SPD]: Das ist so 
albern! Merkt ihr das nicht? - Unruhe) 

Präsident Bernd Busemann: 
Ich darf um Ruhe bitten. 

Jens Nacke (CDU): 
Frau Ministerin, vor dem Hintergrund, dass Sie 
gerade elegant versucht haben, die Antwort auf 
meine Frage zu umschiffen, frage ich Sie noch 
einmal ganz konkret: Zu welchem Zeitpunkt sind 
Sie über die einzelnen Schritte im Verfahren gegen 
den heutigen Präsidenten des Landgerichts Han-
nover, den damaligen Präsidenten des Landge-
richts Hildesheim - - -  

(Ulrich Watermann [SPD]: Darum geht 
es jetzt aber gar nicht mehr!) 

- Das ist die Antwort auf die letzte Frage. Damit ist 
es erweitert, Herr Kollege!  

(Zuruf von der SPD: Der Punkt ist ab-
gehakt!) 

- Geschäftsordnungsdinge diskutieren Sie mit mir 
besser nicht! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Lachen und Widerspruch bei der SPD 
und bei den GRÜNEN - Unruhe) 

Präsident Bernd Busemann: 
Einen Moment! - Ruhe, bitte, und konkret weiter! 

Jens Nacke (CDU): 
Zu welchem Zeitpunkt und wann konkret wurden 
Sie über die einzelnen Schritte bezüglich des Ver-
fahrens gegen den Präsidenten des Landgerichts 
Hannover, den damaligen Präsidenten des Land-
gerichts Hildesheim, unterrichtet, und welche Maß-

nahmen hatte Ihr Staatssekretär - in dem Versuch, 
das Ganze unter der Decke zu halten - zu diesem 
Zeitpunkt bereits veranlasst?  

(Petra Tiemann [SPD]: Das sind 
schon wieder zwei Fragen! Das Kon-
tingent ist ausgeschöpft! - Renate 
Geuter [SPD]: Man kann hier nicht al-
les durchgehen lassen!) 

Das möchten wir gern von Ihnen wissen! Stimmt 
es, dass hier wieder der Apparat regiert hat?  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Kollege, die Zwischenbemerkung „das Ganze 
unter der Decke zu halten“ gehört nicht in eine 
solche Frage. 

(Zurufe von der SPD und von den 
GRÜNEN: Ja! So ist es!) 

Frau Ministerin, bitte! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „Kennt-
nis von Schritten“ klingt aus meiner Sicht nicht 
ganz richtig. Ich habe davon erfahren, dass bei der 
Knaup’schen Tischgesellschaft zur Sprache ge-
kommen ist, dass sich der Präsident des Landge-
richts Hildesheim damals von dem Fahrer vom 
Bahnhof zum Landgericht in Hildesheim hat fahren 
lassen. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Das war nicht die 
Frage!) 

Das habe ich an demselben Tag erfahren, als es 
auch Herrn Scheibel mitgeteilt worden ist. Er hat 
mich davon unterrichtet. Er hat mich davon unter-
richtet, dass er das an den zuständigen Diszipli-
narverantwortlichen weitergeleitet hat, und er hat 
mich darüber informiert, was bei dem Verfahren 
herausgekommen ist. 

(Jens Nacke [CDU]: Wann?) 

Ich verwehre mich dagegen, dass hier wiederholt 
einfach in den Raum gestellt wird, 

(Björn Thümler [CDU]: Wann?) 

dass der Staatssekretär Scheibel in irgendeiner 
Weise darauf Einfluss genommen habe, dieses 
Verfahren unter der Decke zu halten. 

(Starker, lang anhaltender Beifall bei 
der SPD und bei den GRÜNEN) 
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Auch durch permanente Wiederholungen dieser 
Behauptung wird daraus nicht die Wahrheit. Das 
Gegenteil ist der Fall, und das Gegenteil habe ich 
hier auch schon gesagt. Staatssekretär Scheibel 
hat persönlich gegenüber dem Präsidenten des 
Oberlandesgerichts Celle darauf gedrungen, dass 
das Verfahren auch disziplinarisch geprüft und 
durchgeführt wird. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Mechthild Ross-
Luttmann [CDU]: Also doch Einfluss 
genommen!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage, Herr Kollege Nacke! Ich bitte um eine kurze, 
knappe Einleitung.  

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Gar 
keine Einleitung! - Petra Tiemann 
[SPD]: Das waren jetzt schon mindes-
tens sieben Fragen!) 

- Frau Tiemann, wollen Sie sich noch zu einer 
Frage melden?  

(Unruhe bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

- Dann warten wir auf Ihre Meldung. Danke. 

Jens Nacke (CDU): 
Ich weise nur darauf hin, dass Kritik am Präsidium 
unzulässig ist.  

(Zurufe von der SPD von den GRÜ-
NEN: Oh! - Ulrich Watermann [SPD]: 
Das sagt ausgerechnet der, der das 
ständig macht! - Zurufe von den 
GRÜNEN: Das darf doch nicht wahr 
sein!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Nacke, das regeln wir schon selber. Auf 
geht’s! 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Frau Ministerin, das war erneut der Versuch, mei-
ne Frage nicht zu beantworten. 

(Wiard Siebels [SPD]: Frage! - Andrea 
Schröder-Ehlers [SPD]: Gucken Sie 

mal in die Tagesordnung! Den Punkt 
haben wir abgeschlossen!) 

Deswegen frage ich die Landesregierung: Wann 
hat Ihr Staatssekretär Sie über die einzelnen 
Schritte informiert? 

(Andrea Schröder-Ehlers [SPD]: Das 
war der letzte Tagesordnungspunkt!) 

Hat er erst das Disziplinarverfahren eingeleitet? 
Hat er entschieden, wie das Verfahren weiter be-
trieben wird, und Sie erst informiert, als es Anfra-
gen aus der Presse und der Öffentlichkeit zu die-
sem Verfahren gegeben hat, oder sind Sie vor 
diesen Entscheidungsschritten, wie es beispiels-
weise bei der Kultusministerin selbstverständlich 
war, informiert worden? Hat der Staatssekretär 
regiert oder Sie? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Frau Niewisch-Lennartz, bitte sehr! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Staatssekretär ist der Amtschef. Deswegen ist er 
für disziplinarische Verfahren zuständig, und des-
wegen hat er sich auch mit der Frage befasst. Ihm 
ist das bekannt geworden. Er hat mich darüber 
informiert, dass er dieses Verfahren - - - 

(Jens Nacke [CDU]: Wann?) 

- Im unmittelbaren Anschluss! Noch am selben 
Tag, nachdem das dort bei ihm auf dem Schreib-
tisch lag, hat er mich darüber informiert, dass er 
nunmehr Kenntnis davon hat, dass der Präsident 
des Landgerichts Hildesheim sich damals hat fah-
ren lassen sollen, und dass er beabsichtige, das 
an den zuständigen Disziplinarverantwortlichen, 
den Präsidenten des Oberlandesgerichts Celle, zur 
Bearbeitung abzugeben. 

(Björn Thümler [CDU]: Können Sie 
mal ein Datum nennen?) 

Er hat deswegen selbst keine disziplinarischen 
Vorermittlungen eingeleitet. Das ist in diesem Fall 
nicht sein Job. Zuständig dafür ist der Präsident 
des Oberlandesgerichts Celle. Dieser hat sich 
dieser Sache angenommen, hat geprüft und hat 
entschieden - nicht der Herr Staatssekretär und 
auch nicht ich! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 
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Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Zu einer weiteren Zusatzfrage - das 
wäre dann die letzte für das CDU-Kontingent - hat 
sich Herr Nacke gemeldet.  

Jens Nacke (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Abschließend frage ich die Landesregierung, 
nachdem Sie vorhin eingeräumt haben, dass Ihnen 
die wohl ebenfalls als Privatfahrt zu klassifizieren-
de Fahrt zu einem Serviceclub durch den heutigen 
Präsidenten des Landgerichts Hannover und da-
maligen Präsidenten des Landgerichts Hildesheim 
nicht bekannt gewesen ist und es sich auch hierbei 
um ein möglicherweise disziplinarisch zu ahnden-
des und - wenn man den Maßstab im Falle von 
Herrn Dempwolf anlegt - mit voller staatsanwalt-
schaftlicher und polizeilicher Ermittlung einzulei-
tendes Verfahren handelt: Werden Sie denn in 
dieser Angelegenheit tätig werden und das Haus 
bei Gelegenheit darüber unterrichten, ob Sie hier 
etwas veranlasst haben? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Frau Ministerin! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Fahrt, die Sie nennen, ist tatsächlich nicht bekannt. 
Wir gehen dem selbstverständlich nach. Wenn wir 
solche Dinge erfahren, aus welcher Quelle auch 
immer, und sei es hier aus dem Kreis der Abge-
ordneten des Niedersächsischen Landtages, dann 
gehen wir ihnen selbstverständlich und gerne 
nach.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Selbst 
wenn es Herr Nacke sagt! Selbst 
dann! - Jens Nacke [CDU]: 31 Polizis-
ten?) 

- Ja! 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Frau Ministerin. - Nächste Zusatz-
frage - einstweilen die letzte; es liegt keine weitere 
vor -: Herr Kollege Limburg! 

(Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann 
übernimmt den Vorsitz) 

Helge Limburg (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Vor dem Hinter-
grund, dass hier heute mehrfach deutlich gewor-
den ist, dass es sich bei den Ermittlungsmaßnah-
men gegen den Leiter der Landesschulbehörde 
um von Gerichten getroffene Entscheidungen ge-
handelt hat, und die CDU diese dennoch massiv 
kritisiert, frage ich die Landesregierung: Wie be-
wertet sie die massiven Angriffe seitens der CDU 
gegen die dritte Gewalt in diesem Land? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Lachen bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Frau Ministerin Niewisch-Lennartz, bitte! Sie haben 
das Wort. 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ehrlich 
gesagt, bestürzt mich das. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Miriam Staudte [GRÜ-
NE]: Mich auch!) 

Ich habe jedes Verständnis dafür, dass Sie versu-
chen, Entscheidungen der Niedersächsischen 
Justizministerin zu kritisieren, Fehler aufzudecken, 
die ich gemacht habe. Suchen Sie, finden Sie, und 
wenn Sie welche finden, bringen Sie das hier, in 
diesem Haus, zur Sprache!  

(Jörg Bode [FDP]: Das haben wir 
doch schon getan!) 

Das, was ich nicht akzeptieren kann, ist, dass Sie 
permanent versuchen, die Justiz in diesem Lande 
zu attackieren, um mich zu treffen. Treffen Sie 
mich! Suchen Sie meine Fehler! 

(Jens Nacke [CDU]: Es sind Ihre Feh-
ler!) 

Aber unterlassen Sie es, die Justiz in diesem Lan-
de zu attackieren! Das hat sie nicht verdient. 

(Starker, nicht enden wollender Beifall 
bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Zusatz-
fragen liegen dem Sitzungsvorstand nicht vor. 
Daher ist die Besprechung der Dringlichen Anfra-
gen für diesen Tagungsabschnitt abgeschlossen.  
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Ich rufe vereinbarungsgemäß die Tagesordnungs-
punkte 19 und 20 zusammen auf. 

(Unruhe) 

- Wenn es jetzt im Plenarsaal ein bisschen Unruhe 
gibt, weil Kolleginnen und Kollegen hinausgehen 
wollen, dann gebe ich ihnen die Gelegenheit. Aber 
wie gestern: Machen Sie es nicht mit allzu viel 
Geräusch, damit wir hier auch im Hinblick auf das 
Tagesziel einer bestimmten Sitzungsdauer zügig 
vorankommen! 

Tagesordnungspunkt 19: 
Abschließende Beratung: 
Verbraucherschutz fängt bei Verbraucherbil-
dung an - Verantwortung der Schulen verstärkt 
ausbauen - Antrag der Fraktion der CDU - 
Drs. 17/825 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft, Verbrau-
cherschutz und Landesentwicklung - Drs. 17/1571 
- Änderungsantrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/1671neu  

Tagesordnungspunkt 20: 
Erste Beratung: 
Verbraucher schützen und Handwerksbetriebe 
nicht benachteiligen - für ein verantwortungs-
gerechtes Sachmängelhaftungsrecht - Antrag 
der Fraktion der CDU - Drs. 17/1623  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in der 
Drucksache. 17/825 abzulehnen.  

Eine Berichterstattung ist dazu nicht vorgesehen. 

Beide Änderungsanträge zu dem Antrag in der 
Drucksache 17/825 zielen jeweils auf die Annahme 
des Antrages in einer geänderten Fassung. 

Wir treten in die Beratung ein. Für die antragstel-
lende Fraktion - in beiden Fällen die CDU-
Fraktion - hat die Kollegin Karin Bertholdes-
Sandrock das Wort. 

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ver-
braucherschutz ist ein grundlegendes Bedürfnis in 
unserer Gesellschaft, kann aber natürlich nur mit 
kompetenten Verbrauchern funktionieren, die ihre 
Entscheidungen bewusst treffen und die Folgen 
ihres Handelns kennen. Deshalb gehört Verbrau-
cherbildung verstärkt in die Schulen.  

Wir alle wissen um diverse Probleme junger Men-
schen, sei es mit elektronischen Medien, mit Kauf-
entscheidungen über das Internet oder sei es eine 
Überforderung im Haushalt. Nach neuesten Zahlen 
sind 200 000 junge Menschen unter 20 Jahren 
bereits verschuldet. Finanzkompetenz ist von da-
her außerordentlich wichtig.  

Herr Kollege Schminke hatte in der ersten Bera-
tung noch seine Schwierigkeiten damit und fand es 
nicht besonders glücklich, jungen Menschen Kom-
petenz in Sachen Finanzangelegenheiten und 
Geldanlagen zu vermitteln.  

(Ronald Schminke [SPD]: Was reden 
Sie denn da?) 

- Doch!  

Inzwischen liegen uns die KMK-Empfehlungen vor, 
die bei der ersten Beratung im Oktober noch nie-
mand von uns kannte. Da heißt es ausdrücklich: 
bewusster Umgang mit Geld, Finanzprodukten - 
aha! -, Geldanlagen, Kreditformen. Seit gestern, 
seitdem es Ihren Änderungsantrag gibt, taucht 
auch dort der Begriff „Finanzen“ auf.  

Meine Damen und Herren, wir wollen Verbrau-
cherbildung als Alltagskompetenzen verstehen. 
Denn zunehmender Informationsflut und Komplexi-
tät muss mit Orientierung begegnet werden, weil 
sonst die Gefahren einseitiger Information über-
hand nehmen. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Der frühere Präsident des Bundesverfassungsge-
richtes, Papier, spricht in der FAZ vom 9. Mai an-
gesichts - ich zitiere - moderner Entwicklungen im 
Finanzsektor und in der digitalen Welt sogar von 
„struktureller Unterlegenheit“ der Konsumenten. Es 
ist klar: Dem müssen wir eindeutig begegnen! 

Wenn Papier gerade für diesen Bereich konstatiert, 
dass ein Mehr an Gesetzen nicht automatisch 
mehr Recht bedeutet - das müssen wir uns auch 
klar machen -, dann heißt das: Wir haben präventiv 
zu arbeiten. Das muss mit umfassender Verbrau-
cherbildung in den Schulen geschehen. Genau 
deshalb kämpfen wir seit neun Monaten um die 
Zustimmung für unseren Antrag. 

Meine Damen und Herren, natürlich gibt es in 
Lehrplänen Ansätze. Eine Teilnehmerin aus Rhein-
land-Pfalz hat das auf einer Tagung des Bundes-
verbandes der Verbraucherzentralen vor 14 Tagen 
in Berlin - ich habe dort leider niemanden aus Nie-
dersachsen getroffen - sehr gut formuliert. Sie hat 
gesagt: Was fehlt, ist die Verbraucherbrille. Das 
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heißt, wir müssen von oben her mit dem Ansatz 
kommen und schauen „Was machen wir zu diesem 
Zweck in welcher Weise?“ und nicht irgendwo 
hineinschauen und fragen „Was passt denn in 
Verbraucherbildung hinein?“, wie es in der Ver-
gangenheit häufig der Fall war. 

Weil uns dieses Thema so wichtig war und ist, 
wollten wir es in einer Anhörung breit diskutieren. 
Das war im Februar. Dort haben wir ganz viel Zu-
spruch bekommen. Für die wertvollen Hinweise 
danken wir ausdrücklich der Verbraucherzentrale 
Niedersachsen, der Deutschen Stiftung Verbrau-
cherschutz, den Landfrauen, dem in Hannover für 
Schuldnerberatung zuständigen Diakonieverband 
und allen anderen. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Genau diese Hinweise haben wir in einem Ände-
rungsvorschlag aufgenommen, den wir in den 
Ausschüssen diskutiert haben, nämlich mit der 
Forderung, Verbraucherbildung an alle Schulfor-
men unter Beachtung der Prüfungsrelevanz zu 
bringen.  

(Björn Thümler [CDU]: Sehr gut!) 

Denn es ist klar: Nur das wird unterrichtet, was 
auch geprüft wird. Wir fordern darum weiter Inte-
gration in Lehreraus- und -fortbildung und Unter-
stützersysteme, die ständig aktualisiert werden 
müssen. Wir haben auch folgende Punkte er-
gänzt - die Hinweise waren uns wichtig -: Famili-
enpflege und soziales Miteinander der Generatio-
nen als Teilkompetenz privater Lebensführung 
sowie Vorsorgebereitschaft; denn wir alle leben 
nicht nur im Hier und Jetzt, schon gar nicht unsere 
jungen Menschen. 

Betont wurde auch die Wichtigkeit des hauswirt-
schaftlichen Bereichs - auch das haben wir über-
nommen -, weil gerade schwächere Schüler dort 
zu Erfolgen gelangen können, die ihnen sonst 
versagt bleiben. Insofern ist es ganz interessant - 
von Ihnen liegt ja seit gestern ein Vorschlag auf 
dem Tisch -, auch einmal über eine modernisierte 
Fassung des Fachs Hauswirtschaft zu diskutieren.  

Auf jeden Fall können wir auf diesem Wege, den 
ich gerade ansprach, Grundlagen für eine erfolg-
reichere Lebensführung und einen erfolgreicheren 
Lebensweg legen. Hier gilt das Wort, das wir alle 
kennen: Non scholae, sed vitae discimus. - Nicht 
für die Schule, sondern für das Leben lernen wir - 
in viel größerem Maße als in vielen anderen Berei-
chen. 

Meine Damen und Herren, Verbraucherkompetenz 
wollen wir aber auch als Risikokompetenz sehen. 
Denn wer Risiken kennt, kann Gefahren eher aus 
dem Weg gehen. Insofern nochmals ein Dank - wir 
haben ihn auch schriftlich gegeben - den Teilneh-
mern unserer Anhörung! 

Meine Damen und Herren, wir sind uns einig: 
Verbraucherbildung soll kein neues Schulfach 
sein, sondern integrativer Bestandteil. Das haben 
wir von Anfang an gesagt. Bei der Verbraucher-
bildungstagung in Berlin konnte ich mich davon 
überzeugen, dass die anderen Bundesländer - 
Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, Berlin, 
NRW, Bayern - das ebenso machen und nur 
Schleswig-Holstein einen anderen Ansatz gewählt 
hat. 

Wir wollen bei der Verbraucherbildung in der Schu-
le auch einen interdisziplinären Ansatz zwischen 
den Fächern erreichen. Ich kann das am Beispiel 
eines Handyvertrags deutlich machen: Es geht 
nicht nur darum, Kosten zu berechnen - auch das 
ist aufgrund der unterschiedlichen Bedingungen 
manchmal recht schwierig -, sondern auch darum, 
rechtliche Fragen, etwa die Frage, was ein Vertrag 
ist, und den verbraucherrechtlichen Aspekt gleich 
mit einzubeziehen, nämlich die Frage, wie man 
unter Umständen aus diesem Vertrag wieder he-
rauskommt. 

Natürlich müssen wir die Lehrerinnen und Lehrer, 
die das bewerkstelligen sollen, mitnehmen. Dafür 
sind zusätzliche Freiräume zu schaffen und zu 
nutzen wie etwa Projekttage, Kooperationen mit 
außerschulischen Partnern und die Möglichkeiten 
der Ganztagsschule. Dafür haben wir in unserem 
Antrag von Anfang an plädiert. 

Ich erinnere mich an die erste Aussprache hierzu 
im Plenum. Herr Kollege Schminke, Sie haben 
unter Verweis auf die Landfrauen gesagt, wir soll-
ten den Schulen nicht vorschreiben, mit wem sie 
kooperieren sollen. Ich habe mich sehr gefreut, 
dass die Kultusministerkonferenz genau das mit 
ihren Empfehlungen getan hat, und zwar unter der 
Ägide der SPD-Schulministerin Löhrmann aus 
Nordrhein-Westfalen, die Vorsitzende der Kultus-
ministerkonferenz ist. Sie war mit dabei. 

Mit Bezug auf außerschulische Partner hat Till 
Backhaus, der ja ebenfalls SPD-Minister und Vor-
sitzender der Verbraucherschutzministerkonferenz 
ist, empfohlen, sich an die verschiedenen Bereiche 
der Wirtschaft zu wenden und auch mit denen 
zusammenzuarbeiten. Das lassen wir uns vielleicht 
auch noch einmal durch den Kopf gehen. 
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Am Wichtigsten aber ist für das Gelingen von 
Verbraucherbildung die Orientierung an der Le-
bensrealität der Schüler. Stammen die Beispiele 
aus ihrem Leben, dann, so hat Professor Gigeren-
zer vom Max-Planck-Institut für Bildungsforschung 
in Berlin gesagt, mögen Jugendliche Verbraucher-
bildung, weil das genau ihr Leben ist. Eines seiner 
Beispiele fand ich sehr passend; ich möchte es 
hier wiedergeben: Man frage etwa 16-Jährige - 
man muss sich selbstverständlich am Alter der 
Schüler orientieren -: Findet Ihr es erschreckend, 
wenn das Brustkrebsrisiko bei der Pille - es ging 
um die dritte Generation der Pille in England - um 
100 % gestiegen ist, sich also verdoppelt hat? 
Würdet ihr deshalb die Pille absetzen? - Das ist 
doch eine Frage, die die Schüler sicherlich interes-
siert. - Was müsste man dazu eigentlich wissen? - 
Natürlich die absolute Anzahl der Krebsfälle bei 
denjenigen, die diese Pille nehmen. In England ist 
die Anzahl der Krebsfälle bei Einnahme dieser Pille 
von 1 auf 2 bei 1 000 Patientinnen gestiegen. Die 
Anzahl der ungewollten Schwangerschaften in 
einem Jahr ist aber gleichzeitig um 13 000 gestie-
gen. 

Dieses Beispiel zeigt sehr deutlich, dass Verbrau-
cherbildung mehr ist - in diesem Fall muss man 
eben auch mit Zahlen rechnen. Auch Statistik-
kenntnisse - das ist mehr als Rechnen - gehören 
dazu, damit Entscheidungen nicht von Angst be-
stimmt getroffen werden und dann falsch sein 
könnten. So bargen die 13 000 ungewollten 
Schwangerschaften, die zu vielen Schwanger-
schaftsabbrüchen geführt haben, ein wesentlich 
höheres Gesundheitsrisiko in sich, als es bei der 
Verdoppelung von einem auf zwei Krebsfälle der 
Fall gewesen ist. 

Das nur dazu, wie lebensnah Verbraucherbildung 
in der Schule sein kann. 

Wir haben also jede Menge Bestätigung für unser 
Anliegen erhalten - das haben Sie alle mitbekom-
men -: von gesellschaftlichen Gruppen, aus ande-
ren Bundesländern und von der Wissenschaft. 

SPD und Grüne haben uns aber im Landwirt-
schaftsausschuss und im Kultusausschuss die 
Zustimmung zu unserem Antrag versagt, obwohl 
es keine nennenswerten inhaltlichen Differenzen 
gab. 

(Ronald Schminke [SPD]: Das stimmt 
doch gar nicht!) 

Der Antrag hatte zugegebenermaßen einen Feh-
ler: Er war von der CDU. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Frau Kollegin, die Kollegin Menge möchte Ihnen 
eine Zwischenfrage stellen. 

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 
Nein, bitte keine Zwischenfragen.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Das lassen Sie nicht zu, okay.  

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 
Aber der Druck auf Sie nach so viel Zustimmung 
zu unserem Antrag war einfach zu groß. Deshalb 
mussten Sie auch in Erscheinung treten: Nach 
mehr als neun Monaten kam gestern ein Ände-
rungsantrag von Rot-Grün auf den Tisch, der zu 
80 % wörtlich das wiederholt, was wir auch ge-
schrieben haben - darüber habe ich mich natürlich 
gefreut -, manches aber auch bewusst verkürzt, 
damit es nicht so aussieht, als ob alles von uns 
übernommen wäre, etwa bei dem Hinweis auf die 
KMK. Sie nehmen nur vier Bereiche auf, während 
wir alle Themenbereiche, die in der fünfseitigen 
KMK-Empfehlung stehen, aufgeführt haben. Ihr 
Antrag sollte ja ein bisschen anders aussehen. 

Wir hatten zunächst keinen Änderungsantrag ge-
stellt, sondern nur einen Änderungsvorschlag ge-
macht. Aber nachdem Sie gestern Ihren Ände-
rungsantrag für das Plenum heute verteilt haben, 
haben wir unseren Änderungsvorschlag zu einem 
Änderungsantrag gemacht. Es ist aber klar, dass 
wir bei der Abstimmung das Original wählen. Alles 
andere wäre ein Schritt zurück. 

Trotz allem halte ich es mit einer Aussage von 
Frau Löhrmann, die sie neulich in Berlin getroffen 
hat - das hat mir außerordentlich gut gefallen -: 
Verbraucherbildung braucht eine breite parlamen-
tarische Mehrheit. 

(Wiard Siebels [SPD]: Das hätten Sie 
haben können!) 

Da habe ich mir gedacht: Sie hätten sich Ihren 
Antrag auch sparen können! 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Bertholdes-Sandrock.  

Jetzt hat für die CDU-Fraktion zur Einbringung des 
Antrags unter Tagesordnungspunkt 20 der Kollege 
Karl-Heinz Bley das Wort. Ihnen sind von der Ge-
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samtredezeit der CDU-Fraktion für diese beiden 
Tagesordnungspunkte knapp dreieinhalb Minuten 
geblieben, Herr Kollege Bley. Sie haben das Wort.  

Karl-Heinz Bley (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
„Verbraucherschutz fängt bei Verbraucherbildung 
an“ war ein guter Einstieg. Dazu wurde aber schon 
so viel gesagt, dass mir nicht viel Redezeit übrig 
bleibt. Deshalb muss ich meine Rede etwas abän-
dern. 

Zur Einleitung möchte ich sagen, dass in Berlin vor 
einem Jahr ein Gesetz verabschiedet wurde, das 
ab diesem Monat Gültigkeit hat, und zwar zu den 
Fernabsatzgeschäften. Darin werden die Wider-
spruchsfristen neu geregelt. Das ist ein sehr wich-
tiges Thema, über das ich gerne etwas länger 
gesprochen hätte; aber dazu bleibt mir keine Zeit. 

Mit unserem Antrag „Verbraucher schützen und 
Handwerksbetriebe nicht benachteiligen - für ein 
verantwortungsgerechtes Sachmängelhaftungs-
recht“ wollen wir erreichen, dass nicht nur bei 
Kaufverträgen zwischen Unternehmern und Ver-
brauchern, sondern auch bei Kaufverträgen zwi-
schen Unternehmern die Regressansprüche an 
den Lieferanten durchgesetzt werden können. 

Ein Fallbeispiel: Der Lieferant und Hersteller eines 
Ersatzteils - ob ein beschichtetes Fenster, ein 
Simmerring oder ein sonstiges Ersatzteil - haftet, 
wenn es fehlerhaft ist. Wenn das gelieferte Teil 
ersetzt wird, werden die Einbau- und Montagekos-
ten jedoch nicht erstattet. Wenn z. B. das Ersatzteil 
30 Euro und die Montage 300 Euro kostet, bleibt 
der Handwerker auf den Kosten von 300 Euro 
sitzen. Das betrifft oft auch den Verbraucher, wenn 
der Teilelieferant und Handwerker nicht zum glei-
chen Unternehmen gehören oder das Teil vom 
Verbraucher selbst verbaut wird. 

Ich bin der Meinung, dass derjenige, der den 
Murks hergestellt hat, auch dafür geradestehen 
muss. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Wir bitten die Landesregierung, sich im Bundesrat 
für die Schließung dieser Gesetzeslücke einzuset-
zen, indem die bestehenden Regelungen zum 
Unternehmensregress nach § 478 BGB auch auf 
den Bereich des Werkvertragsrechts ausgeweitet 
werden und die Nacherfüllungspflicht in Bezug auf 
Aus- und Einbaukosten, die aus § 439 BGB resul-
tiert und aufgrund der jüngsten Rechtsprechung 

des EuGH und des BGH nur bei Kaufverträgen 
zwischen Händlern und Verbrauchern besteht, 
auch auf Kaufverträge zwischen Unternehmern 
angewendet wird.  

(Glocke des Präsidenten) 

Abschließend darf ich darauf hinweisen, dass es 
der Niedersächsischen Landesregierung nicht 
schwer fallen wird, Erfolg zu haben. Denn im Bun-
desrat ist mit den Stimmen aus Niedersachsen 
beschlossen worden, die gesetzlichen Regelungen 
zu überprüfen, um diesen Missstand zu beseitigen.  

Im Berliner Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD für die 18. Legislaturperiode steht ge-
schrieben, dass man sich dafür einsetzen will, 
Sicherheit und Klarheit für Verbraucher und Hand-
werker zu schaffen.  

Auch der Deutsche Verkehrsgerichtstag hat sich 
im Januar 2014 mit dem Thema befasst und sich 
für die Angleichung des Werkvertrags- und Kauf-
vertragsrechts im Hinblick auf die Ein- und Aus-
baukosten ausgesprochen.  

Ich freue mich auf Unterstützung dieses Antrags.  

Vielleicht noch eine Anmerkung: Die Landesregie-
rung, meine Damen und Herren, hat bei den Ge-
bührenplänen in Sachen Lebensmittelkontrollen für 
kleine und mittlere Handwerksbetriebe in einem 
Antwortschreiben aus der Staatskanzlei von Herrn 
Mielke eine Aussage zu den Kosten gemacht, die 
auch den Verbraucherschutz betreffen.  

(Glocke des Präsidenten) 

Herr Staatssekretär Mielke formuliert wie folgt - 
Zitat -:  

„Letztlich wird allgemein die rechtspolitische 
Frage zu entscheiden sein, welche Unter-
nehmer in der Lieferkette die Kosten des 
hohen Verbraucherschutzes zu tragen ha-
ben.“ 

Die Antwort ist leicht: Derjenige, der den Schaden 
verursacht hat, muss ihn bezahlen.  

Im Zusammenhang mit der Änderung der Gebüh-
renordnung durch Herrn Minister Meyer ist die 
Landesregierung ja handlungsfähig und hat keine 
Probleme damit, die Handwerksbetriebe unnütz zu 
belasten. Ich glaube, diese Pläne haben für Empö-
rung gesorgt - - - 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege, jetzt müssen Sie wirklich zum 
Schluss kommen! 

Karl-Heinz Bley (CDU): 
Ich komme zum Schluss. - Insofern fordere ich Sie 
auf, sich endlich für unsere heimischen Unterneh-
men einzusetzen und die Verbraucher zu schüt-
zen. Sie haben genügend Gründe gehört. Ich bin 
da auch zuversichtlich; denn die Handwerksver-
bände waren gerade beim Ministerpräsidenten - - - 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege, ich schalte das Mikrofon jetzt ab, 
wenn Sie nicht aufhören! 

Karl-Heinz Bley (CDU): 
Wir sind zuversichtlich, dass diese Probleme be-
seitigt werden.  

Danke schön.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Sie wissen, wo die Minute, um die Sie eben über-
zogen haben, nachher fehlt. 

Meine Damen und Herren, jetzt hat die Kollegin 
Korter für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das 
Wort. 

Ina Korter (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Vermutlich wird der von SPD und Grünen 
eingebrachte Änderungsantrag heute nicht ein-
stimmig beschlossen, obwohl zwischen den Frakti-
onen bei den zentralen Kernbereichen der Ver-
braucherbildung an den Schulen gar kein Dissens 
besteht.  

(Wiard Siebels [SPD]: So ist es!) 

Wir haben mit unserem Änderungsantrag den ur-
sprünglich von der CDU im Oktober letzten Jahres 
eingebrachten Antrag auf der Grundlage der Anhö-
rung überarbeitet und aktualisiert. Warum Sie sich, 
meine Damen und Herren von CDU und FDP, 
nach all den Verhandlungen über einen gemein-
samen Antrag, zu dem wir Vorschläge gemacht 
haben, uns nicht anschließen können, erschließt 
sich mir immer noch nicht. Ich glaube, da ist eine 
ganze Menge Rechthaberei im Spiel. Heute hat die 
CDU-Fraktion noch einen Änderungsantrag zu 
ihrem eigenen Antrag vom Oktober und zu ihrem 

ersten Änderungsvorschlag vorgelegt, der viele 
Vorschriften enthält.  

Um eines noch einmal zu sagen, Frau Bertholdes-
Sandrock: Die KMK-Empfehlungen gab es seit 
dem 12. September 2013. 

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Nein! Nicht veröffentlicht!) 

Ihr Antrag stammt aus dem Oktober.  

Aber noch einmal grundsätzlich: Meine Damen und 
Herren, zur Rolle des Staates beim Thema „Schutz 
des Verbrauchers“ gibt es in dieser Woche einen 
sehr interessanten Leitartikel im Spiegel, der mit 
„Bürgerrecht auf Unvernunft“ überschrieben ist. 
Tenor ist: Der Staat muss die Bürgerinnen und 
Bürger nicht umfassend davor schützen, unver-
nünftig zu sein. Zur Freiheit des Einzelnen gehört 
auch das Recht, unvernünftig zu sein, z. B. in sei-
nen Konsumgewohnheiten. 

Aber, meine Damen und Herren, zu einer solchen 
Freiheit gehört zumindest das Wissen darüber, 
wann man sich eigentlich unvernünftig verhält und 
wann nicht. Das ist das Thema heute: Grundlage 
eines klugen Verbraucherschutzes sind mündige 
und informierte Verbraucherinnen und Verbrau-
cher. Um das zu gewährleisten, brauchen wir gute 
Verbraucherbildung.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Die Kultusministerkonferenz hat am 12. September 
2013 einen Beschluss gefasst, der für Rot-Grün 
weitgehend Grundlage ist. Nach unserer Überzeu-
gung muss die Verbraucherbildung als Quer-
schnittsaufgabe in mehreren Fächern in einem 
sinnvoll aufeinander aufbauenden Konzept veran-
kert sein. Darüber hinaus wollen wir, dass im Sinne 
umfassender Verbraucherbildung geprüft wird, das 
Fach Hauswirtschaft zu modernisieren - soweit das 
noch nicht geschehen ist - und auch in einer mo-
derneren Bezeichnung die zunehmende Bedeu-
tung dieses Faches deutlich zu machen. 

Meine Damen und Herren, wir haben uns mit die-
sem Thema sehr intensiv beschäftigt, im Unter-
ausschuss „Verbraucherschutz“ eine wirklich gute 
Anhörung durchgeführt und daraufhin unsere Vor-
stellungen vorgelegt. Wie gesagt: Es ist leider nicht 
zu einer Gemeinsamkeit gekommen. 

Im Kern besteht weitgehende Einigkeit in der Ziel-
setzung. Deshalb schließe ich mit dem Appell an 
die Opposition: Geben Sie sich einen Ruck! Las-
sen Sie uns heute ein gemeinsames Zeichen set-
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zen und gemeinsam unseren Änderungsantrag 
beschließen! 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Auf Ihre Rede, Frau Kollegin, gibt es eine Wort-
meldung zur Kurzintervention vom Kollegen 
Oesterhelweg von der CDU-Fraktion. - Sie haben 
für 90 Sekunden das Wort.  

Frank Oesterhelweg (CDU): 
Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Ich möchte 
ganz kurz vier Punkte ansprechen.  

Erstens. Es ist kein zweiter, kein neuer Antrag, 
sondern es ist der Änderungsvorschlag, den wir 
jetzt zum Antrag erhoben haben. Das wäre Ihnen 
aufgefallen, wenn Sie die Vorlage gelesen hätten.  

(Zuruf von Ina Korter [GRÜNE]) 

Zweitens - dieser Hinweis ist mir sehr wichtig -. Es 
ist eindeutig so, dass der KMK-Beschluss nicht 
vorlag, als wir diesen Antrag eingereicht haben.  

(Ina Korter [GRÜNE] lacht) 

- Wenn Sie ihn hatten, dann haben Sie Herr-
schaftswissen.  

(Grant Hendrik Tonne [SPD] lacht - 
Zuruf von Ina Korter [GRÜNE]) 

Aber wir hatten ihn nicht, Frau Kollegin.  

Ausweislich der Protokolle lag uns dieser Be-
schluss noch nicht einmal Ende Oktober vor. Sie 
wissen das ganz genau. 

Drittens. Ich zitiere einmal Herrn Scholing aus der 
Sitzung des Kultusausschusses vom 6. Juni. In der 
Niederschrift heißt es:  

„Abg. Heinrich Scholing [GRÜNE] legte dar, 
er könne nicht verstehen, dass es bisher 
nicht gelungen sei, die Vorstellungen der 
Fraktionen in Deckung zu bringen. Denn in-
haltliche Unterschiede könne er nicht fest-
stellen.“ 

Sie haben eben selber gesagt,  

(Zuruf von Wiard Siebels [SPD]) 

es gebe keinen Dissens. Warum sind Sie dann 
nicht in der Lage, dem Ursprungsantrag zu folgen, 
den wir nach der Anhörung verbessert haben? 

Ihnen geht es nicht darum, etwas zur Sache beizu-
tragen. Sie haben diesen Antrag nicht verbessert, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen, Sie haben 
ihn verwässert.  

Danke schön.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Die Kollegin Korter 
möchte für ihre Fraktion von der Möglichkeit 
Gebrauch machen, auf die Kurzintervention zu 
antworten. 90 Sekunden für die Antwort! Bitte.  

Ina Korter (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Nachdem die CDU 
ihren Antrag eingereicht hatte, habe ich im Internet 
geguckt, was es zur Verbraucherbildung gibt, und 
habe sofort die KMK-Empfehlung vom 12. Septem-
ber im Internet gefunden. Ich habe keine anderen 
Kanäle; die hätte ich gern, habe ich aber nicht.  

(Zuruf von Karin Bertholdes-Sandrock 
[CDU]) 

Das dazu. 

Wenn man sich Ihren heutigen Änderungsantrag 
ansieht, dann sieht man darin viele Einzelvorschrif-
ten. Wir haben hier einen gemeinsamen Antrag 
angeboten, der die Zielsetzung formuliert. 

(Zuruf von der CDU) 

Wir haben eigenverantwortliche Schulen, wir ha-
ben Kerncurricula. Wir geben in den Schulen nicht 
mehr im Detail jedes einzelne Thema und jede 
einzelne Unterrichtsstunde mit jedem Kleinkram 
vor, damit die Lehrerinnen und Lehrer auch noch 
selbstständig Entscheidungen treffen und Schwer-
punkte setzen können. Das ist unsere Zielsetzung. 

Es ist schade, dass hier eine Gemeinsamkeit nicht 
gelungen ist, aber an uns hat es nicht gelegen. Wir 
haben auf der Grundlage des CDU-Vorschlags 
viele vernünftige Vorschläge gemacht. Es tut uns 
leid, dass Sie heute nicht mit uns stimmen können.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die SPD-Fraktion 
erteile ich jetzt dem Abgeordneten Uwe Strümpel 
das Wort.  
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Uwe Strümpel (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Unstrittig ist, Verbraucher müssen in 
einer immer unübersichtlicheren, komplexeren 
Welt mit einer unübersehbaren Anzahl von Gütern 
und Dienstleistungen geschützt werden. Wissen 
Sie noch, wie unseren Kindern die allgegenwärti-
gen Klingeltöne untergejubelt wurden? Wissen Sie 
noch, wie lange es gedauert hat, bis der Gesetz-
geber die Jugendlichen endlich geschützt hat?  

Kaufanreize werden häufig unterschwellig durch 
Werbung transportiert. Durch mangelnde Kennt-
nisse ist der Verbraucher strukturell unterlegen. 
Deshalb müssen Verbraucherinformationen ver-
fügbar und transparent sein, und es muss genü-
gend Beratung erfolgen. Nur dann können be-
wusste Verbraucherentscheidungen getroffen wer-
den. 

Der Verbraucherschutz hat zum Glück stark zuge-
nommen. Lebensmittelskandale, gefährliche Haus-
haltsgeräte, Deregulierung staatlicher Monopole - 
ich nenne z. B. Stromanbieter -, neue Vertragsfor-
men stellen an den Verbraucher erhöhte Heraus-
forderungen. Deshalb gibt es inzwischen auch 
Verbraucherministerien. 

Der Schutz der Verbraucher ist übrigens eine le-
benslange Aufgabe. Besonders ältere Menschen 
und Jugendliche werden immer wieder Opfer. 
Klar - da sind wir uns einig -, der Schule kommt 
dabei eine besondere präventive Aufgabe zu. 
Deshalb kommt dem Verbraucherschutz als Quer-
schnittsaufgabe in der Arbeit der rot-grünen Lan-
desregierung eine hohe Bedeutung zu.  

Im Gegensatz zur alten Landesregierung handeln 
wir. Neben Maßnahmen des Verbraucherschutzes, 
Stärkung der Verbraucherzentralen durch Projekt-
förderung, Erhöhung der Mittel für regionale Pro-
dukte, Kontrollen durch personelle Verstärkung - 
Stichwort „LAVES“ -, 500 000 Euro mehr für den 
Tierschutz 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

haben wir das EU-Schulobstprogramm für Schulen 
im Kontext der Erziehung zu einer bewussten Er-
nährung erfolgreich gestartet.  

(Zuruf von Frank Oesterhelweg [CDU]) 

- Ja, selbstverständlich muss Verbraucherbildung 
in Schulen integriert werden, um Kindern und Ju-
gendlichen rechtzeitig ein Instrumentarium des 
Schutzes zu geben.  

Wo waren Ihre Maßnahmen, verehrte Opposition, 
als Sie in Regierungsverantwortung waren? Er-
kennen Sie doch die Fortschritte auch einmal an! 
Eine gute Opposition sagt auch einmal, was gut ist.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von Frank Oester-
helweg [CDU]) 

Deshalb war zur Erreichung eines Konsenses, 
eines gemeinsamen Antrags Ihr Antrag, sehr ge-
ehrte Frau Bertholdes-Sandrock, die Basis. 

Unser heute direkt eingebrachter Antrag ist realis-
tischer und zielgenauer und berücksichtigt die 
Gegebenheiten. Insofern ist die Ablehnung des 
CDU-Antrags keine Sturheit - wie Sie in Ihrer Pres-
seerklärung sagen -, sondern eine positive Fort-
schreibung. 

(Frank Oesterhelweg [CDU] lacht) 

Kompromisse, Herr Oesterhelweg, sind natürlich 
nicht möglich - das habe ich erlebt; sie wollten im 
Agrarausschuss ja auch sofort streitig abstimmen; 
das hat ja einen Kompromiss verbaut -, wenn Sie 
ganz kleinteilig, Frau Bertholdes-Sandrock, auf 
Ihrem Antrag und auf jedes einzelne Wort beste-
hen. So sind bisher Kompromisse nicht zustande 
gekommen, sondern es gab dann immer eine Ge-
meinsamkeit.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wenn Sie, verehrte Kollegin, unseren Antrag in 
Ihrer Pressemitteilung als „Plagiat“ bezeichnen, 
dann sind Sie völlig im Widerspruch mit sich selber 
und könnten ja dem Antrag von SPD und Grünen 
zustimmen, ist Ihr Anliegen doch nun nach Ihrer 
Darstellung völlig berücksichtigt worden.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN - 
Frank Oesterhelweg [CDU]: Er ver-
wässert ihn!) 

Aber unser Antrag ist kein Plagiat.  

Schon jetzt sind in allen Fächern und Schulformen 
viele Elemente der Verbraucherbildung integrativer 
Bestandteil und nicht segmentiert.  

Verbraucherschutz - Frau Korter hat darauf hinge-
wiesen - erfordert als Querschnittsaufgabe um-
fangreiche Kompetenzen in unterschiedlichen Fä-
chern. Schon jetzt können Schulen mit schuleige-
nen Plänen Verbraucherbildung erfolgreich umset-
zen. Das geschieht auch schon. Ich habe das in 
meiner Schule selber praktiziert. 
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Noch besser eignen sich Projektwochen mit unter-
schiedlichen Themen zur Verbraucherbildung. 
Dafür, für Projektwochen, geben wir mit der Ab-
schaffung des Turboabiturs den Gymnasien end-
lich auch wieder die Zeit. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Sie listen in Ihrem Antrag - insofern entspricht er 
nicht der Realität - zur Verbraucherbildung eine 
sehr hohe Anzahl von Themen auf. Nachhaltigkeit 
und erfolgreiche Implementierung der Verbrau-
cherbildung entstehen aber durch schuleigene, 
exemplarische Auswahl von Themen. Insofern 
lassen Sie doch bitte die Entscheidung in den 
Schulen!  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Oder wollen Sie die Belastung der Schulen jetzt 
noch weiter steigern? 

Schon jetzt gibt es in verschiedenen Bereichen 
eine hohe Anzahl von schuleigenen Plänen. Ich 
will das hier jetzt nicht alles aufführen. Das würde 
meine Redezeit sprengen. Und Sie wollen den 
Schulen noch mehr aufdrücken? - Haben Sie mehr 
Vertrauen zu den Schulen! 

Und mit Verlaub - vom Datum einmal abgesehen -: 
Die Vereinbarungen der KMK sind bindender als 
Empfehlungen der CDU. - Das gilt für jede Partei. 

Lohnenswert ist auf jeden Fall die Anregung der 
Landfrauen, Alltagsfähigkeiten stärker zu veran-
kern, wie z. B. Kochen unter dem Gesichtspunkt 
der gesunden Ernährung. Dabei sollte vor Ort noch 
mehr und verstärkt die Zusammenarbeit mit den 
Landfrauen gesucht werden.  

Die Schulen benötigen hierfür Unterstützungspo-
tenziale. Deshalb muss die Verbraucherbildung 
eine stärkere Bedeutung in der Fort- und Weiter-
bildung erhalten. 

(Glocke des Präsidenten) 

Mein Eindruck zum Schluss: Die CDU wird vom 
schlechten Gewissen getragen. Alles, was Sie in 
zehn Jahren an Qualität versäumt haben, soll jetzt 
völlig überzogen nachgeholt werden. Beispiele gibt 
es viele: Ganztag, Turboabitur, Schulsozialarbeit, 
Kita-Bereich - und jetzt diese Vielzahl von Themen. 

(Zustimmung von Ina Korter [GRÜNE]) 

Überfordern Sie unsere Schulen nicht, sondern 
haben Sie schlichtweg mehr Vertrauen! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Eine Anmerkung noch, Herr Bley, zu Ihrem Antrag. 
Was Sie dort ausgeführt haben, will ich nicht wie-
derholen. Das ist eine gute Anregung. Das ist wirk-
lich ein Problem. Darüber sollten wir sachgemäß in 
den Ausschüssen beraten. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Strümpel. Auch zu Ihrer 
Rede gibt es eine Wortmeldung zu einer Kurzinter-
vention. Für 90 Sekunden kriegt die Kollegin Bert-
holdes-Sandrock das Wort. - Bitte schön! 

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 
Herr Strümpel, erst einmal herzlichen Dank, dass 
Sie nun auch die Landfrauen erwähnen! Ich habe 
ja gesagt: Da hat die SPD dazugelernt; das war in 
der ersten Beratung im Plenum anders. 

Sie kritisieren die Themen und Handlungsfelder, 
die wir unter Nr. 4 unseres Änderungsantrages 
vorschlagen, als kleinteilig und überzogen. Ich will 
Ihnen einmal das vorlesen, worauf Sie so stolz 
sind und wovon Sie sagen, dass es noch wichtiger 
als unser Antrag sei: 

„Finanzen, Marktgeschehen und Verbrau-
cherrecht …: 

- Bewusster Umgang mit Geld 

- Finanzprodukte, Geldanlagen, Kreditfor-
men 

- Private Absicherung und Altersvorsorge 

- Werbung und Konsum … 

- Gesunde Lebensführung 

- Nahrungsmittelkette vom Anbau bis zum 
Konsum … 

- Informationsbeschaffung … 

- Datenschutz“ 

usw. - Hätte ich fünf Minuten, würde ich mehr vor-
lesen. 

Das sind die Empfehlungen der Kultusministerkon-
ferenz.  

(Ina Korter [GRÜNE]: Aber doch nicht 
alle als Vorschrift!) 
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Frau Löhrmann hat ausdrücklich gesagt: Jetzt geht 
es darum, alters- und zielgruppengerecht - je nach 
Schulform und Altersgruppe - ganz genau das 
herunterzubrechen. - Wenn das heruntergebro-
chen ist, sieht das so aus wie in diesem Schulpro-
gramm, das ich aus Berlin mitgebracht habe. 

Im Übrigen, Frau Korter, war Ende Oktober die 
erste Beratung. Da haben wir gesagt: Wir wollen 
die Vorschläge begleiten. - Da lagen sie noch nicht 
auf dem Tisch. Und Sie haben eben behauptet - 
Sie, Herr Strümpel, haben das netterweise nicht 
wiederholt -, Sie hätten, als Sie unseren Antrag 
vom 2. Oktober gelesen hätten, gleich hinterher 
geguckt. Die NRW-Kollegen wollten mir schicken, 
wann das offiziell eingestellt worden ist. Das möch-
te ich ganz gerne hier festgehalten haben. 

Herr Strümpel, ich habe diese KMK-Empfehlung 
mit und auch so ein heruntergebrochenes Pro-
gramm. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Das ist alles gut.  

(Beifall bei der CDU) 

Was Sie ihm zeigen wollen, können Sie ihm drau-
ßen zeigen. Denn Ihre 90 Sekunden sind um. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Strümpel möchte antworten und hat 
dafür ebenfalls 90 Sekunden Gelegenheit. 

Uwe Strümpel (SPD): 
Erstens. Bei der ersten Rede hatte ich einen net-
ten Versprecher mit den Landfrauen. Wenn Sie im 
Protokoll nachlesen würden - - - 

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Nein, da hat Herr Schminke geredet!) 

- Bei meiner ersten Rede im Ausschuss habe ich 
die Anregung der Landfrauen sofort erwähnt, weil 
sie mir wichtig war. 

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: Im 
Ausschuss! Ich spreche von der Bera-
tung im Plenum!) 

- Die Anregungen der Landfrauen sind von uns nie 
in Abrede gestellt worden. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Karin Bertholdes-
Sandrock [CDU]: Doch, in der ersten 
Beratung von Herrn Schminke!) 

- Von mir persönlich nicht. 

(Zurufe von der CDU - Gegenruf von 
Miriam Staudte [GRÜNE]: Das ist 
doch Unsinn! - Unruhe - Glocke des 
Präsidenten) 

Zweitens. Frau Bertholdes-Sandrock, Sie haben 
ein anderes Selbstverständnis von Schule und 
Pädagogik. Sie glauben, Leistungsfähigkeit hänge 
von einer Vielzahl von Themen ab. 

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Quatsch!) 

Das ist schlichtweg falsch. Leistungsfähigkeit 
hängt davon ab, exemplarisch das Richtige aus-
zuwählen, nachhaltig zu lehren und in entspre-
chenden Formen voranzukommen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Das zeigt sich auch bei den Diskussionen, die wir 
um das Turboabitur führen. Da haben Sie schon 
wieder Angst, dass jetzt zu wenige Themen in den 
Schulen sind. Ich war in den Schulen. Die haben 
sogar gesagt: Reduziert noch! Geht um Gottes 
willen nicht den Weg zurück! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die FDP-Fraktion 
hat jetzt der Abgeordnete Hermann Grupe das 
Wort. 

(Wiard Siebels [SPD]: Hermann, jetzt 
stell das mal klar!) 

Hermann Grupe (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
weiß nicht, ob ich der Aufforderung von Herrn Sie-
bels gerecht werden kann.  

(Karin Bertholdes-Sandrock [CDU]: 
Welcher denn?) 

Aber eine große Einigkeit scheint es hier zum 
Glück in der Sache zu geben: dass für Verbrau-
cherschutz gerade bei jungen Menschen dringend 
noch mehr getan werden muss - bei all den Beein-
flussungen, die es heute gibt. Da herrscht voll-
kommene Einigkeit - wenn ich die Wortbeiträge 
richtig verstanden habe. Das weiß ich allerdings 
nicht so genau.  
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Wir haben zwei Anträge mit mehreren Änderungs-
anträgen. Meine Damen und Herren, mich be-
schleicht der Verdacht, dass SPD und Grüne des-
wegen nicht zustimmen können, weil die Anträge 
von der Opposition gestellt wurden. Gravierende 
Unterschiede konnte ich nicht feststellen. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN - Mi-
riam Staudte [GRÜNE]: Wir hatten ei-
ne Anhörung und haben die Anregun-
gen aufgenommen! Das ist doch Un-
sinn! - Ronald Schminke [SPD]: Du 
hängst dich an den Falschen!) 

- Ich hänge mich an gar niemanden.  

Wichtig scheint mir, dass der wirkliche Inhalt der 
Einigkeit nicht verloren geht.  

Deswegen möchte ich für uns betonen, dass es 
gerade in der heutigen Gesellschaft und bei den 
jungen Menschen darum geht, wieder elementare 
Alltagskompetenzen zu lernen. Junge Menschen 
dürfen den immer subtileren Methoden der Beein-
flussung nicht ausgesetzt werden, ohne selber 
Methoden zu erlernen, wie sie eigene Eindrücke 
und Informationen erlangen können, um dann wirk-
lich eigenständige und selbstständige Entschei-
dungen für ihr Leben treffen zu können.  

Meine Damen und Herren, auch wir müssen genau 
überlegen, welchen Einflüssen wir ausgesetzt sind. 
Deswegen ist das ein äußerst wichtiges Thema. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Zu-
stimmung bei der CDU und bei der 
SPD) 

- Beifall nur bei den Grünen? - Das ist ja Wahn-
sinn! 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Weil Sie 
Geburtstag haben!) 

- Weil ich Geburtstag habe. 

(Ronald Schminke [SPD]: Herr Grupe, 
bei uns auch!) 

Meine Damen und Herren, ganz weit vorne steht 
bei mir das Argument des Herrn Kollegen Strüm-
pel. Er hat nämlich die Landfrauen erwähnt - ein 
Superbeispiel. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

- Das ist jetzt ein Beifall für die Landfrauen. - Die 
Landfrauen - meine Damen und Herren, das muss 
ich hier sagen - sind das Beste, was wir Landwirte 
überhaupt haben. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Was die Landfrauen an den Schulen leisten, indem 
sie als Praktikerinnen den Kindern zeigen, wie 
vieles von alters her funktioniert, finde ich äußerst 
beispielhaft. Es geht darum, Sachverhalte nicht nur 
zu erklären, sondern sie auch vorzuleben. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, das Signal 
dieser Debatte wird am Schluss sein, dass hier 
große Einigkeit besteht.  

Frau Korter hat das für mich mit Abstand schlag-
kräftigste Argument gebracht. Sie hat nämlich auf 
das Recht verwiesen, unvernünftig zu sein. Da 
erschließt sich mir einiges ganz anders. Von die-
sem Recht wird auch in diesem Hohen Hause 
gelegentlich Gebrauch gemacht -  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

in dieser Debatte etwas im Übermaße. 

Ich hoffe, von dieser Debatte wird ein Signal der 
Einigkeit für mehr Verbraucherschutz an den Schu-
len ausgehen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und bei den 
GRÜNEN sowie Zustimmung bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Kollege Grupe. - Die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat eine Restredezeit von 1:33 
Minuten. Die Kollegin Staudte hat jetzt das Wort, 
um sich noch einmal mit den im Verbund zu bera-
tenden Anträgen unter Tagesordnungspunkt 20 zu 
befassen. Bitte schön! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Die Kollegin Korter hat für 
unsere Fraktion zu dem Bereich Verbraucherbil-
dung gesprochen. Ich möchte jetzt ergänzend zu 
dem Antrag in Drucksache 1623 sprechen, in dem 
es um Sachmängelhaftung geht. Der Ältestenrat 
hat in seiner Weisheit beschlossen, dass die bei-
den Anträge hier zusammen beraten werden. Ich 
sehe die Gemeinsamkeit eigentlich nur in dem 
Begriff „Verbraucher“ in der Überschrift. 

Inhaltlich geht es bei diesem Antrag um den Re-
gress, den ein Handwerksbetrieb in Zukunft von 
einem Lieferanten fordern können sollte, wenn 
dem Handwerksbetrieb ein mangelhaftes Produkt 
geliefert wurde, das dann von ihm eingebaut wur-
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de und aufgrund des Mangels wieder ausgebaut 
werden musste. Im Moment bleibt der Handwerks-
betrieb auf den Kosten dieses Ein- und Ausbaus, 
die er selber nicht verschuldet hat, sitzen. 

Wir Grünen begrüßen eine rechtliche Änderung in 
diesem Bereich. Denn wir sind immer dafür, dass 
das Verursacherprinzip gilt, dass derjenige, der 
einen Mangel verursacht hat, auch die Kosten zu 
tragen hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es gibt auch schon Urteile vom BGH und vom 
EuGH, die besagen, dass es richtig ist, so vorzu-
gehen - allerdings im Moment nur in Bezug auf 
Verbrauchsgüter. Das muss geändert werden. 
Insofern hoffe ich auf eine konstruktive Beratung 
im Ausschuss.  

Ich kann mir vorstellen, dass wir noch andere As-
pekte zum Bereich Verbraucherrechte in den An-
trag aufnehmen sollten. Denn ich glaube, da gibt 
es noch einiges mehr zu bemerken, insbesondere 
was die Umsetzung der EU-Richtlinie angeht. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Ebenfalls zum Ta-
gesordnungspunkt 20 spricht Herr Kollege Jörg 
Bode von der FDP-Fraktion, nämlich mit einer 
Restredezeit von 2:07 Minuten. Sie haben das 
Wort, Herr Kollege. 

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich kann es kurz machen. Nachdem die 
Grünen ihre Zustimmung zu diesem Antrag signa-
lisiert haben, kann ich das auch für die FDP erklä-
ren.  

Die CDU-Fraktion hat ein wichtiges Problem gera-
de für kleine Handwerksbetriebe dargestellt und 
aufgezeigt, das dringend einer Lösung bedarf. 
Deshalb sollten wir hier ein einheitliches Votum 
des Niedersächsischen Landtags herbeiführen. 
Das wäre sehr wünschenswert.  

Man sollte auch den Wirtschaftsausschuss damit 
befassen und nicht nur den Unterausschuss 
„Verbraucherschutz“. Da würde ich eher die origi-
näre Zuständigkeit sehen. Aber ich möchte natür-
lich nicht den Ältestenrat kritisieren.  

Die Initiative ist richtig und kommt zum rechten 
Zeitpunkt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege Bode, für alle noch einmal der Hin-
weis: Der Ältestenrat legt einen federführenden 
Ausschuss fest und gegebenenfalls einen der Un-
terausschüsse. Die Mitberatung des Ausschusses 
für Rechts- und Verfassungsfragen oder des Aus-
schusses für Haushalt und Finanzen findet immer 
nach Verfassungslage statt. Alle anderen Mitbera-
tungen kann der jeweils federführende Ausschuss 
beschließen. So regelt es die Geschäftsordnung 
des Niedersächsischen Landtags. Deswegen kann 
ein solcher Antrag auf Mitberatung im federführen-
den Ausschuss gestellt werden. 

Für die Landesregierung hat jetzt Frau Kultusmi-
nisterin Heiligenstadt das Wort. 

Frauke Heiligenstadt, Kultusministerin: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete! In den 
Plenarsitzungen und in den Ausschüssen dieses 
Hauses werden Anträge und Themen behandelt, 
bei denen es immer sehr kontrovers zugeht und 
die sehr kontrovers diskutiert werden, und es gibt 
Themen, bei denen es eine weitgehende Überein-
stimmung gibt.  

Ich gebe zu, als wir uns im Oktober 2013 erstmals 
mit dem Entschließungsantrag der CDU-Fraktion 
„Verbraucherschutz fängt bei Verbraucherbildung 
an - Verantwortung der Schulen verstärkt ausbau-
en“ beschäftigt haben, habe ich dieses Thema 
eher Letzterem zugeordnet. Ich bedauere auch 
anlässlich der Diskussion, die soeben zu dem Ta-
gesordnungspunkt stattgefunden hat, dass ich 
mich getäuscht habe. Es wird kein gemeinsames 
Ausrufezeichen der Fraktionen im Landtag geben, 
durch das die Bedeutung des Themas auch in der 
öffentlichen Wahrnehmung hätte gestärkt werden 
können.  

Aber um von vornherein kein Missverständnis auf-
kommen zu lassen: Dies bedeutet nicht, dass kein 
Handlungsbedarf bei Verbraucherschutz und Ver-
braucherbildung besteht. - Wenn dies so wäre, 
dann hätte die KMK nicht am 12. September 2013 
die Empfehlung zur Verbraucherbildung an Schu-
len verabschiedet. Diese gemeinsame Empfehlung 
macht zum einen deutlich, dass es sich bei dem 
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Thema um ein länderübergreifendes Anliegen 
handelt, nicht um ein länderspezifisches. Zum 
anderen fordert sie auch die Länder zum Handeln 
auf. Daher wird es in Niedersachsen eine kontinu-
ierliche Fortentwicklung im Bereich der Verbrau-
cherbildung geben, meine Damen und Herren. 

An die Adresse der Mitglieder der CDU-Fraktion 
gerichtet, möchte ich gerne ausführen: Wenn Sie 
für sich reklamieren, die Bedeutung des Themas 
Verbraucherbildung quasi zeitgleich mit der KMK 
oder vielleicht sogar noch eher entdeckt zu ha-
ben - es ging in den Beiträgen momentan sehr 
stark um den Zeitpunkt der KMK-Empfehlung -, 
kann ich vielleicht etwas zur Aufklärung beitragen. 
Zumindest ist die Darstellung seitens der rechten 
Seite des Hauses nicht ganz korrekt.  

Fakt ist, dass bereits im November 2012 - also 
2012, ich wiederhole das - dem Schulausschuss 
der KMK der Auftrag zur Erarbeitung einer Emp-
fehlung zur Verbraucherbildung erteilt wurde. Be-
reits im Februar 2013 lag ein Entwurf dazu vor. 
Dieser Entwurf wurde mit der Bitte um Stellung-
nahme in eine Anhörung gegeben, an der sich 
dann u. a. die Verbraucherschutzministerkonfe-
renz, die Verbraucherzentrale Bundesverband 
e. V., aber auch der Deutsche Landfrauenverband 
beteiligt haben. Nach Einarbeitung der Rückmel-
dungen erfolgte dann die Herausgabe der jetzt 
zitierten Empfehlung. 

Die KMK beschäftigt sich also schon seit Länge-
rem mit diesem Thema. Am Rahmen einer Anhö-
rung ist sicherlich nachvollziehbar, dass diese 
Empfehlungen und Handreichungen schon viel 
länger diskutiert werden. Seit Herausgabe der 
Empfehlung durch die KMK werden nicht nur in 
Niedersachsen, sondern auch in vielen anderen 
Ländern Überlegungen darüber angestellt, wie die 
Verbraucherbildung im Schulalltag tatsächlich ver-
ankert werden kann.  

Die Herausforderung besteht darin, dass die Quer-
schnittsaufgabe der Verbraucherbildung als durch-
gängige Aufgabe sichtbar gemacht und gelebt 
wird. Inzwischen gibt es hierzu interessante Model-
le, die neben den eigenen Vorstellungen über eine 
Weiterentwicklung und gemeinsam mit der Frage 
einer stärkeren Verankerung in der Lehreraus- und 
-fortbildung von der zuständigen Fachabteilung 
des Kultusministeriums geprüft werden.  

Deshalb kann ich Ihnen versichern: Auch mit dem 
entsprechenden Änderungsvorschlag der Fraktio-
nen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen wird 
diese Landesregierung bei der Frage der Verbrau-

cherbildung in der Schule weiterhin nicht untätig 
bleiben und der positiven Fortentwicklung dieses 
wichtigen Themas in den Schulen sehr positiv 
entgegensehen. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Deswegen schließe 
ich die Beratungen zu den Tagesordnungspunk-
ten 19 und 20.  

Wir treten in die Abstimmungen zu Tagesord-
nungspunkt 19 ein.  

Zum Abstimmungsverfahren teile ich Ihnen mit, 
dass die auf Ablehnung lautende Beschlussemp-
fehlung des federführenden Ausschusses die wei-
testgehende Empfehlung ist. Wir müssen also 
zunächst über diese abstimmen.  

Nur falls diese abgelehnt wird, können wir an-
schließend noch über die vorliegenden Ände-
rungsanträge abstimmen. 

Bei der Abstimmung über die beiden Änderungs-
anträge halte ich Sie damit einverstanden, dass wir 
- falls es dazu kommt - zunächst über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und nur im Fall von dessen 
Ablehnung dann anschließend über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU abstimmen. 

Also mit anderen Worten: Um zu einer Abstim-
mung über die Änderungsanträge zu kommen, 
müsste jetzt zunächst die Beschlussempfehlung 
abgelehnt werden.  

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen will, den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. 
- Ich sehe keine. Wer stimmt dagegen? - Das ist 
die deutliche Mehrheit des Hauses. Damit wurde 
der Beschlussempfehlung nicht gefolgt. 

Wir kommen daher jetzt zunächst zur Abstimmung 
über den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der 
Drucksache 17/1671 (neu). 

Wer diesem Änderungsantrag seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
Gibt es Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Das 
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Erste war die Mehrheit. Damit ist dieser Antrag 
angenommen. 

Damit ist zugleich der Änderungsantrag der Frakti-
on der CDU nach § 39 Abs. 3 Satz 3 in Verbindung 
mit § 31 Abs. 3 Satz 2 unserer Geschäftsordnung 
abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Ausschussüberweisung zu 
Tagesordnungspunkt 20.  

Ich hatte eben erläutert, dass Mitberatungen im 
federführenden Ausschuss beschlossen werden 
können. Herr Kollege Bode hat so etwas in der 
Debatte angeregt.  

Federführend soll sein der Ausschuss für Ernäh-
rung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Lan-
desentwicklung, mitberatend der Unterausschuss 
„Verbraucherschutz“. Wer das so unterstützt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Das sind deutlich 
mehr als 30 Abgeordnete. Damit ist die Aus-
schussüberweisung beschlossen. 

Ich rufe dann im Verbund auf den 

Tagesordnungspunkt 21: 
Abschließende Beratung: 
In die Zukunft investieren - landwirtschaftliche 
Familienbetriebe fördern! - Antrag der Fraktion 
der CDU - Drs. 17/1215 - Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung - 
Drs. 17/1586  

Tagesordnungspunkt 22: 
Erste Beratung: 
Nutztierhalter nicht im Stich lassen - Akzeptanz 
für die Rückkehr des Wolfes erhalten - Antrag 
der Fraktion der CDU - Drs. 17/1621  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen zu Tagesord-
nungspunkt 21, den Antrag der Fraktion der CDU 
in geänderter Fassung anzunehmen.  

Eine Berichterstattung ist hierzu nicht vorgesehen.  

Antragstellende Fraktion ist in beiden Fällen die 
CDU-Fraktion. Es liegt mir eine Wortmeldung aus 
der CDU-Fraktion vor. Ich gehe davon aus, Herr 
Kollege Dammann-Tamke, dass Sie sowohl die 
Einbringung als auch die Sachdebatte zu Tages-
ordnungspunkt 21 - - - 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU] 
schüttelt den Kopf) 

- Nein, dann kommt noch eine weitere Einbrin-
gungsrede.  

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Die 
Einbringungsrede kommt später!) 

- Sie ist nach der Geschäftsordnung eigentlich 
vorweg vorgesehen. Aber dann erteile ich Ihnen 
jetzt zum Verbundtagesordnungspunkt das Wort. 
Das ergibt sich daraus. 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Die CDU-Fraktion im Nieder-
sächsischen Landtag hat mit Datum vom 18. Fe-
bruar dieses Jahres einen guten Entschließungs-
antrag eingebracht: „In Zukunft investieren - land-
wirtschaftliche Familienbetriebe fördern!“ - Einfach, 
knapp und prägnant haben wir auf einer DIN-A4-
Seite formuliert, um was es uns geht. 

Für diejenigen, die noch Zweifeln unterliegen, dass 
es ein guter Antrag ist, sei Folgendes als Beleg 
angeführt: Dreieinhalb Monate - 105 Tage! - brau-
chen die regierungstragenden Fraktionen, um uns 
18 Stunden vor der abschließenden Beratung im 
Fachausschuss den wie folgt titulierten Ände-
rungsvorschlag vorzulegen: „Bäuerliche Familien-
betriebe haben Priorität in der Agrarförderpolitik 
Niedersachsens“. 

Hier beginnt das klassische Werfen von Nebelker-
zen, wie es im politischen Fachjargon heißt. Man 
sollte sich nicht auf das Glatteis einer Debatte 
„Groß gegen Klein“ begeben, sondern einmal den 
Blick auf die niedersächsische Landwirtschaft im 
Allgemeinen richten. Sie wird in der neuen Förder-
periode mit weniger Mitteln auskommen müssen, 
d. h. sie wird verlieren. 

Erstens. Sie wird verlieren durch die allgemeinen 
Kürzungen im EU-Etat. 

Zweitens. Sie wird verlieren durch die externe 
Konvergenz, die Angleichung der Förderung der 
EU-Mitgliedstaaten. 

Drittens. Sie wird verlieren durch die interne Kon-
vergenz, die Angleichung der Förderung zwischen 
den 16 Bundesländern der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Viertens. Sie wird verlieren durch die von den grü-
nen Agrarministern durchgesetzte Umschichtung 
von 4,5 %. Das entspricht in Niedersachsen 181 
Millionen Euro, die bisher den niedersächsischen 
Landwirten unmittelbar einkommenswirksam über 
die Fläche zuliefen. 
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Fünftens. Sie wird verlieren durch die einseitigen 
und drastischen Kürzungen in der zweiten Säule, 
hier in der Priorität 2, die da heißt: Verbesserung 
der Lebensfähigkeit der landwirtschaftlichen Be-
triebe und der Wettbewerbsfähigkeit. - Genau in 
diesen Bereich fallen die in unserem Antrag erho-
benen Forderungen nach mehr Mitteln für Flurbe-
reinigung, ländlichen Wegebau, AFP und hier an-
gesichts der Herausforderung in der Nährstoff-
verbringung z. B. die Förderung von Wirtschafts-
düngerlagerraum in Ackerbauregionen. 

Nein, das ist vom Minister definitiv nicht gewollt. Er 
will seine Mittel - O-Ton Minister - für mehr Tier-
schutz und Umweltleistungen sowie den ländlichen 
Raum, allen voran Südniedersachsen, einsetzen. 
Peinlich ist für den Minister nur, dass er offensicht-
lich selbst nicht den Entwurf seines zukünftigen 
Förderprogramms PFEIL gelesen hat. Dort findet 
man unter der Rubrik „Identifizierung der Bedarfe“ 
auf Seite 43 folgende Passage. Dort geht es unter 
Punkt 4.2.3 - ich zitiere, Herr Präsident - um den 
„Erhalt und die Stärkung einer wettbewerbsfähigen 
Landwirtschaft“. Weiter wird auf Seite 43 ausge-
führt - hören Sie gut zu! -: 

„Für die langfristige Wettbewerbsfähigkeit 
der Betriebe ist es erforderlich, ihre Wirt-
schaftlichkeit, Betriebsstruktur, Produktion 
und Gebäudebestände zu optimieren. Ein 
erheblicher Beitrag zur Produktions- und Ef-
fizienzsteigerung kann erfolgen, indem die 
Feldflur so geordnet wird, dass die Flächen 
möglichst effektiv zu bewirtschaften sind,“ 

- hier geht es also um Flurbereinigung - 

„das Wirtschaftswegenetz an die heutigen 
Erfordernisse moderner Landmaschinen an-
gepasst wird“ 

- hier geht es also offensichtlich um den ländlichen 
Wegebau - 

„und durch eine investive Unterstützung bei 
der Anpassungen und Erweiterung der Be-
triebe“. 

Hier ist offensichtlich AFP gemeint. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nehmen wir das 
Beispiel AFP. Das zur Verfügung stehende Volu-
men wird mit einer Größenordnung von 10 Millio-
nen Euro für ganz Niedersachsen bedeutungslos, 
absolut bedeutungslos! Die Bereisung des Aus-
schusses auf Einladung der NLG in der vorigen 
Woche hat in beeindruckender Weise aufgezeigt, 
wie groß der Investitionsbedarf von kontinuierlich 

gewachsenen bäuerlichen Strukturen gerade auch 
vor dem Hintergrund von Tierschutz und Umwelt-
schutz sein kann. Jeder Euro Förderung in diesem 
Bereich setzt ein Mehrfaches an Auftragsvolumen 
für Handwerk und Gewerbe im ländlichen Raum 
frei.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das ist offensichtlich nicht gewollt. Sie, liebe Mit-
glieder der regierungstragenden Fraktionen, müs-
sen das politisch verantworten. 

Wo ich gerade bei Ihnen bin, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen - Frau Piel, Sie scheinen sich gut zu 
amüsieren -: Wir sind uns doch hoffentlich noch 
einig, dass es bei unseren Anträgen - Ihrem Ände-
rungsantrag und dem unsrigen  - um die Förderung 
von bäuerlichen Familienbetrieben geht. Dann 
erklären Sie dem Parlament doch bitte einmal, was 
die inhaltliche Aussage des ersten Spiegelstrichs 
in Ihrem Antrag mit der Förderung eben dieser 
Betriebe und mit dem von Ihnen zuvor gemachten 
Hinweis zu tun hat, dass die Förderung der Land-
wirtschaft zu rund 50 %, was das Einkommen be-
trifft, eben auf dieser Förderung aus der ersten 
Säule beruht. 

Sie schreiben unter diesem Spiegelstrich:  

„Der Landtag begrüßt daher, dass es der 
Landesregierung gelungen ist, die in der 
kommenden Förderperiode in Niedersach-
sen zur Verfügung stehenden ELER-Mittel 
gegenüber der vorherigen Förderperiode 
deutlich zu erhöhen“. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Mi-
riam Staudte [GRÜNE]: Das ist ja 
auch richtig! Der Minister hat ja sehr 
gut verhandelt!) 

- Danke, Frau Staudte. Hören Sie weiter zu! 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Ein ehrlicher Antrag hätte allerdings folgenderma-
ßen lauten müssen, Frau Staudte: Diese Landes-
regierung bedauert daher, dass die für die Land-
wirte einkommenswirksamen ELER-Mittel aus der 
ersten Säule von 845 Millionen Euro in 2014 auf 
747 Millionen Euro in 2020 zurückgehen werden, 
was einem Mittelrückgang von 11,6 % entspricht. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ein ehrlicher Antrag hätte des Weiteren lauten 
müssen: Darüber hinaus bedauert es die Landes-
regierung sehr, dass die 181 Millionen Euro Um-
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schichtungsmittel nicht in die Priorität 2 (mittelbar 
einkommenswirksam für die Landwirtschaft) verla-
gert wurden, zumal darüber hinaus diese Priorität 2 
auch nicht von zusätzlichen Kürzungen in Höhe 
von 143 Millionen Euro verschont werden konnte, 
da eine solche Verschonung aufgrund besonderer 
politischer Schwerpunktsetzungen nicht darstellbar 
war. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Im Übrigen möchte die Niedersächsische Landes-
regierung gegenüber den niedersächsischen Bäu-
erinnen und Bauern ihren Dank zum Ausdruck 
bringen, dass sich der zuständige Agrarminister 
dafür abfeiern lassen wird, dass durch die Einpla-
nung der Umschichtungsmittel die ELER-Mittel in 
der zweiten Säule um netto 145 Millionen Euro 
steigen werden, was nach seiner eigenen Aussage 
seinem guten Verhandlungsgeschick geschuldet 
ist. - Frau Staudte, das wäre jedenfalls mal ein 
ehrlicher Änderungsvorschlag gewesen und hätte 
der von Ihnen propagierten Dialogkultur vollkom-
men neue Flügel verliehen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Seien Sie mutig! Stehen Sie zu Ihrer Politik! 

Herr Ministerpräsident Weil, erinnern Sie sich an 
Ihren Redebeitrag auf der Mitgliederversammlung 
des niedersächsischen Landvolkverbandes am 
10. Dezember hier in Hannover? - Sie forderten 
Lob für eben dieses Verhandlungsgeschick Ihres 
Ministers ein. Sie ernteten eisiges Schweigen. Auf 
Ihre nachgeschobene Bemerkung, dass Schwei-
gen auch eine besondere Form der Anerkennung 
sei, ernteten Sie Buhrufe. 

Falls Sie am heutigen Tag meinen Ausführungen 
aufmerksam gefolgt sind, werden Sie sich sicher-
lich von Ihrer Staatskanzlei in Zukunft besser brie-
fen lassen, um sich solche peinlichen Auftritte zu 
ersparen. 

(Beifall bei der CDU) 

Die niedersächsischen Bäuerinnen und Bauern 
stehen innerhalb Deutschlands gemeinsam mit 
ihren finnischen und englischen Berufskollegen 
voll im Weltmarkt. Bei diesen Ländern handelt es 
sich um die einzigen zweieinhalb EU-Mitglieder - 
Frau Staudte, zweieinhalb EU-Mitglieder, weil le-
diglich Deutschland, Finnland und England, aber 
nicht der Rest von Großbritannien - die vollständi-
ge Entkopplung durchgeführt haben. Das heißt, 
diese Mitgliedstaaten stehen voll im internationalen 
Wettbewerb, sprich: im Weltmarkt. Deshalb haben 

die niedersächsischen Bäuerinnen und Bauern 
eine faire Behandlung im Hinblick auf die zukünfti-
ge Ausgestaltung der EU-Förderpolitik gerade hier 
in Niedersachsen verdient. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ihr heutiger Änderungsantrag wird in den landwirt-
schaftlichen Familien in Niedersachsen lediglich 
eines manifestieren: die Hoffnung auf bessere, 
ehrlichere Zeiten. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Dammann-Tamke. - Wir 
holen jetzt das nach, was ich eben schon aufrufen 
wollte, nämlich die Einbringungsrede zum Tages-
ordnungspunkt 22. Für die CDU-Fraktion spricht 
der Kollege Ernst-Ingolf Angermann. Sie haben im 
Rahmen der Gesamtzeit eine Restredezeit von 
4:45 Minuten. 

Ernst-Ingolf Angermann (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Seit 2006 ist der Wolf in Niedersachsen 
wieder ansässig. Seit 2012 wird nachgewiesen, 
dass er sich auch wieder reproduziert. Mittlerweile 
haben wir 30 Individuen. Neben den vier Rudeln in 
Bergen, in Eschede, in Munster und im Wendland 
sind Einzeltiere in verschiedensten Kreisen unse-
res Landes nachgewiesen worden - im Emsland, in 
Rotenburg, in Cuxhaven, in Diepholz und natürlich 
in ganz Nordostniedersachsen. 

Auch wenn der Wolf, der seit Jahrtausenden hier 
ansässig ist, überwiegend begrüßt wird, machen 
sich dennoch Weidehalter Sorgen um ihre Zukunft; 
denn mit der Ausbreitung haben leider auch die 
Nutztierrisse erheblich zugenommen. Seit Ende 
2012 hat es 24 Übergriffe gegeben. 91 Schafe und 
24 Stück Damwild verendeten dabei - eine erhebli-
che Zahl. Erst vor Kurzem wieder 17 Schafe in 
Uthlede. 

Das führt dazu - gerade in Gebieten wie dem 
Landkreis Celle, wo die Dichte besonders hoch 
ist -, dass die Schafhalter ihre Schafe zum Teil nur 
noch an stallnahen Flächen ins Freie lassen und 
dass vor allem Flächen, die im oder am Wald lie-
gen, zurzeit nicht mehr beweidet werden. 

Mit jedem Wolfsjahrgang werden die Übergriffe 
zunehmen; denn mit jeder Fähe wird auch ein 
neues Rudel entstehen können. 
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Ende Mai dieses Jahres erhielt ich einen Anruf aus 
der Gemeinde Lachendorf im Kreis Celle. Der An-
rufer machte sich Sorgen um seine 30 Barbados-
Schafe. Er wollte einen Zaun um seine Weide 
bauen: 700 m lang. Das würde 6 000 Euro kosten. 
Er fragte nach einem Zuschuss. Leider konnte ich 
ihn nur auf die jetzt zur Beratung stehende und in 
der Vorbereitung befindliche Richtlinie über Ge-
währung von Billigkeitsleistungen und Zuwendun-
gen zur Minderung oder Vermeidung von wirt-
schaftlichen Belastungen durch den Wolf in Nie-
dersachsen - kurz: Förderrichtlinie Wolf - verwei-
sen. 

Am 3. März 2014 ist uns dieser Entwurf im Um-
weltausschuss vorgestellt worden - bereits da mit 
dem Hinweis, dass der Entwurf frühestens im 
Spätsommer die Form der Endfassung erreichen 
würde. Da sich der Arbeitskreis Wolfsmanagement 
aber gerade erst konstituiert, ist davon auszuge-
hen, dass es mit Sicherheit Winter werden wird, bis 
diese Richtlinie vorliegt. Und das ist zu spät. Die 
Tierhalter brauchen jetzt Signale. Ihre Sorgen müs-
sen ernst genommen werden. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Sie brauchen kurzfristig Unterstützung für Präven-
tion und schnelle Entschädigung bei Tierverlusten 
durch den Wolf. Nur so erreichen wir die dringend 
notwendige Akzeptanz bei den Tierhaltern und in 
der Bevölkerung. 

Wir fordern die Landesregierung in unserem An-
trag auf, die Förderrichtlinie möglichst schnell um-
zusetzen und auf die Festlegung von Wolfsregio-
nen zu verzichten - denn der Wolf wird mit Sicher-
heit in absehbarer Zeit landesweit anzutreffen 
sein -, dringend notwendige Präventionsmaßnah-
men kurzfristig förderfähig zu machen und eine 
Beweislastumkehr herbeizuführen, so wie es be-
reits in Sachsen und in Brandenburg machen; 
denn diese Länder haben mehr Erfahrung und 
wissen genau, worauf es ankommt. Da heißt es 
eben, dass entschädigt wird, wenn der Wolf nicht 
auszuschließen ist - natürlich bewertet durch einen 
Wolfsberater. Genau das ist der richtige Weg. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Außerdem müssen die Entschädigungszahlungen 
unbürokratischer gestaltet werden. Zurzeit läuft es 
so: Wenn ein Riss entsteht, wird der Wolfsberater 
gerufen. Er protokolliert den Sachstand und nimmt 
eine DNA-Probe. Es dauert vier bis sechs Wochen, 
bis die Ergebnisse vorliegen. Erst dann kann der 
Nutztierhalter einen Antrag stellen. Mit einem sol-

chen Antrag mit De-Minimis-Regelung und derglei-
chen ist er aber oftmals überfordert. Ziel muss 
sein: Der Wolfsberater kommt heraus, betrachtet 
den Riss, nimmt gleich den Entschädigungsantrag 
auf und leitet ihn weiter. Dann ist gewährleistet, 
dass der Nutztierhalter nach vier bis sechs Wo-
chen sein Geld hat. Gerade mit solchen Dingen 
können wir die Akzeptanz fördern. Dann fühlen 
sich die Schafhalter auch ernst genommen. 

(Beifall bei der CDU) 

Desgleichen fordern wir, Schaden zu regulieren, 
der entstanden ist, wenn Großtiere nach Einschät-
zung eines Wolfsberaters durch den Wolf in Panik 
geraten sind. Es kann nicht sein, dass Schaf- und 
Weidetierhalter dann mit dem Vorwurf der unter-
lassenen Fürsorge alleingelassen werden. 

Für eine erfolgreiche Wiederansiedlung ist die 
Akzeptanz der Bevölkerung unabdingbar. Weder 
eine Verniedlichung und Verharmlosung noch eine 
Panikmache sind hier der richtige Weg. Notwendig 
sind ein offener Umgang mit dem Thema und eine 
klare, ideologiefreie Kommunikation sowie eine 
wohlwollende Unterstützung der Betroffenen. 

Herzlichen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Angermann. - Ihre Re-
dezeit ist abgelaufen. Sie haben eine halbe Minute 
überzogen. 

Ernst-Ingolf Angermann (CDU): 
Ich möchte nur noch darauf hinweisen, dass ich 
beantrage, die federführende Beratung im Um-
weltausschuss durchzuführen. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Okay. Das weicht von der Empfehlung des Ältes-
tenrats ab und ist dann zu entscheiden. - Wir 
kommen zur nächsten Wortmeldung im Rahmen 
der Debatte. Das Wort hat für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen der Kollege Hans-Joachim Jan-
ßen, der sich zu beiden Tagesordnungspunkten 
gemeldet hat. 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es ist schon erstaunlich, dass die CDU 
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nun die landwirtschaftlichen Familienbetriebe stär-
ken will. In den letzten zehn Jahren haben Sie das 
glatte Gegenteil gemacht. 

(Zustimmung von Miriam Staudte 
[GRÜNE] - Widerspruch bei der CDU) 

Der Strukturwandel in der Landwirtschaft und das 
Höfesterben liegen weniger am Wolf - dieser An-
trag ist hier ja auch noch zu behandeln - als an 
Ihrer Förderpolitik, die nichts zur Änderung des 
Strukturwandels beigetragen hat. 

(Zustimmung von Miriam Staudte 
[GRÜNE]) 

Weil es nicht am Wolf liegt, der Reihe nach: erst 
zum Antrag zur Förderung der landwirtschaftlichen 
Familienbetriebe und dann zum Wolf. 

In Ihrem Antrag vom Februar dieses Jahres kom-
men die landwirtschaftlichen Familienbetriebe ei-
gentlich nur in der Überschrift vor. Ländlicher We-
gebau, Flurbereinigung und Agrarinvestitionsförde-
rung kommen nämlich primär nicht den Familien-
betrieben zugute, sondern Großbetrieben, in de-
nen der Ausbau der Infrastruktur gefördert werden 
soll. 

(Zustimmung von Miriam Staudte 
[GRÜNE] - Frank Oesterhelweg 
[CDU]: Was ist das denn für ein Un-
sinn, Herr Kollege? Besuchen Sie uns 
doch mal!) 

Das ist Subvention mit der Gießkanne, aber nicht 
zielführend. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: So ein 
Quatsch! Aber wirklich!) 

Dann gibt es das übliche Gerede - so wie hier 
eben auch - gegen die Umschichtung von der ers-
ten in die zweite Säule. Das werde bei den Ein-
kommen der Landwirte fehlen, hat Herr Dammann-
Tamke gerade gesagt. 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Ja, 
definitiv! Das ist belegbar!) 

Das ist Unfug; denn mit der Flächenprämie fördern 
Sie nicht die Landbewirtschaftung, sondern den 
Landbesitz. Weil diese Förderung natürlich auf den 
Pachtpreis aufgeschlagen wird, dient sie dem Flä-
cheneigentümer, der in aller Regel selbst nicht 
praktizierender Landwirt ist. Etwa die Hälfte der 
bewirtschafteten Fläche ist zwischenzeitlich ge-
pachtet - eher ein bisschen mehr. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Sie haben ja gar 
keine Ahnung!) 

Also geht auch rund die Hälfte der landwirtschaftli-
chen Subventionen der ersten Säule der Landwirt-
schaft verloren. Sie geht nämlich an die Landbesit-
zer, die aktuell nicht Landwirte sind. Das muss 
man dabei auch einmal zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was wir stattdessen machen - das ist auch genau 
das Richtige, um die Familienbetriebe zu fördern -, 
können Sie in der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses nachlesen. Die kleinen und mittleren 
Betriebe bekommen für die ersten 46 ha eine er-
höhte Flächenprämie. Die Junglandwirte werden in 
den ersten Jahren nach der Betriebsübernahme 
besonders gefördert. Außerdem haben wir die 
Agrar- und Tierschutzmaßnahmen aus dem ELER 
deutlich gestärkt. Das ist eindeutig direkt einkom-
menswirksam und kommt nicht den Landbesitzen-
den, sondern den Landbewirtschaftenden zugute. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung von Doris Schröder-Köpf 
[SPD]) 

Meine Damen und Herren, es gibt noch einen wei-
teren wichtigen Aspekt. Die Voraussetzung für 
öffentliche Transferzahlungen - und darum handelt 
es sich hier - ist gesellschaftliche Akzeptanz. Wenn 
sie weg ist, ist irgendwann auch das Geld weg. Die 
gesellschaftliche Akzeptanz für unsere Form der 
Landwirtschaft ist jedoch in den letzten Jahren 
massiv zurückgegangen. 

Diesen Trend, meine Damen und Herren von der 
CDU, können wir nicht mit Flurbereinigung und 
Investitionsförderung für noch größere Ställe oder 
mit dem Asphaltieren von Feldwegen stoppen. 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 
Das steht doch in eurem eigenen 
Entwurf drin!) 

Diesen Trend können wir nur stoppen, wenn wir 
die gesellschaftlichen Anforderungen an die Land-
wirtschaft in Bezug auf Umweltschutz, Tierschutz 
und Erhalt einer abwechslungsreichen Kulturland-
schaft stärken und berücksichtigen und die Förde-
rung auch daraufhin ausrichten. Genau das tun wir 
mit der Agrarwende zum Nutzen bäuerlicher Fami-
lienbetriebe und der Gesellschaft insgesamt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung von Doris Schröder-Köpf 
[SPD]) 
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Meine Damen und Herren, nun zum Wolf, der jetzt 
glücklicherweise in Niedersachsen wieder hei-
misch ist - da sind wir uns einig, glaube ich -: Wir 
lassen die Nutztierhalter auch hier nicht im Regen 
stehen. Sie haben in Ihrer Regierungszeit bereits 
durchaus richtigerweise eine Billigkeitsregelung für 
Wolfsrisse eingeführt, darin enthalten übrigens 
auch der jetzt bemängelte bürokratische Aufwand. 

Diese Landesregierung arbeitet an der Erweite-
rung der Regelung. Auch präventive Maßnahmen 
sollen zukünftig gefördert werden, wie das von 
Herrn Angermann gerade eingefordert wurde. Im 
September 2013 ist der erste Erlassentwurf in die 
Verbandsanhörung gegangen und wird jetzt über-
arbeitet, um den Stellungnahmen bestmöglich 
Rechnung zu tragen. Ich bin sicher, dass hier gute 
Regelungen getroffen werden können. Teile Ihres 
Antrags gehen genau in diese Richtung. Andere, 
wie z. B. die geforderte Beweislastumkehr, sind 
nach unserer Auffassung unvereinbar mit einer 
sorgsamen und sparsamen Verwendung der 
Haushaltsmittel.  

Meine Damen und Herren, ich freue mich auf eine 
gute Beratung in den zuständigen Ausschüssen 
und schließe mich auch dem Antrag von Herrn 
Angermann an, für diesen Antrag den Umweltaus-
schuss federführend zu benennen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Kollege Janßen. - Auf Ihre Rede gibt 
es die Wortmeldung zu einer Kurzintervention. Für 
90 Sekunden hat der Kollege Oesterhelweg von 
der CDU-Fraktion das Wort.  

Frank Oesterhelweg (CDU): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Manchmal ist es ja sehr 
schwierig, in eine Diskussion einzusteigen, wenn 
offensichtlich ein Partner von Sachkenntnis relativ 
wenig geprägt ist. 

(Beifall bei der CDU - Widerspruch bei 
den GRÜNEN) 

Ich möchte drei Punkte ganz kurz ansprechen. 
Lieber Herr Kollege Janßen, eigentlich wissen Sie 
es doch besser. Ich weiß auch nicht, warum Sie 
hier so um den heißen Brei herumreden und ir-
gendwelche Sachen in den Raum stellen, die nicht 
stimmen. 

Warum brauchen wir denn Flurbereinigung? - Wir 
brauchen Flurbereinigung, damit landwirtschaftli-
che Familienbetriebe, wie wir sie beispielsweise 
bei mir zu Hause vorfinden, ihre Flächen mit den 
entsprechenden Mitteln vernünftig und wirtschaft-
lich bearbeiten können,  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Warum ist 
das in Bayern anders verteilt?) 

damit auch sie in ihrer Größenordnung eine Zu-
kunft haben, lieber Herr Kollege.  

(Beifall bei der CDU) 

Wir brauchen landwirtschaftlichen Wegebau, weil 
wir beispielsweise Wege brauchen, um die Wirt-
schaftsdünger aus den Überschussgebieten in 
unsere Region zu transportieren. Oder wollen Sie 
die einfliegen lassen, lieber Herr Kollege? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Außerdem brauchen wir eine vernünftige Investiti-
onsförderung, damit, wenn es denn unbedingt sein 
muss, Ihre Agrarwende nicht nur durch Vorschrif-
ten und Auflagen unterlegt ist, sondern es muss 
auch vernünftige Zuschüsse und Hilfestellung für 
Betriebe geben, die sich umstellen müssen, weil 
Sie diese Agrarwende wollen. Sie, lieber Herr Kol-
lege, stehen sich selbst im Wege. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Herr Janßen möchte 
von der Möglichkeit der Antwort Gebrauch ma-
chen. Auch Sie haben 90 Sekunden. 

(Thomas Schremmer [GRÜNE]: Von 
Sachkenntnis geprägt!) 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Oesterhelweg, zum einen ist es so: Die Flurberei-
nigung läuft nicht komplett aus. Sie wird zukünftig 
einerseits nach ökologischen Kriterien und ande-
rerseits nach ökonomischen Kriterien in begrenz-
tem Umfang dort fortgesetzt, wo es erforderlich ist. 
Es kann aber nicht angehen, dass wir Flurbereini-
gung betreiben, um dadurch letztendlich immer 
größere Schläge zu erzeugen und damit in immer 
größerem Umfang auf Heckenstrukturen, Saum-
strukturen und Ähnliches mehr zu verzichten. Ge-
nau das wollen wir nicht. 

(Widerspruch bei der CDU]) 

Das ist der eine Punkt.  
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Zum anderen ist es schon ein gewagtes Unter-
nehmen, den Wirtschaftswegebau sozusagen ins 
Verhältnis zu dem notwendigen Transport von 
Nährstoffen aus einer Region in eine andere Regi-
on Niedersachsens zu setzen. Sie setzen nämlich 
voraus, dass die Höfe in den Zielgebieten dieser 
Dünger bislang keine ordnungsgemäße Anbindung 
haben. Das haben sie sehr wohl. Und auch dort 
wurde bislang Dünger ausgebracht. Es ist nicht so, 
dass wir da Entwicklungsland sind.  

Zum dritten Punkt: Der tierschutzgerechte Ausbau 
ist ein Aspekt. Ein weiterer Aspekt sind natürlich 
die Haltungsbedingungen. Genau darüber haben 
wir gestern diskutiert. Ich glaube, das ist der richti-
ge Weg, der hier vom Landwirtschaftsministerium 
eingeschlagen wird. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Kollege Janßen. - Wir kommen jetzt 
zur Fraktion der SPD, die sich zu den beiden Ta-
gesordnungspunkten jeweils mit einer Rednerin 
und einem Redner gemeldet hat. Zunächst hat zu 
Tagesordnungspunkt 21 der Kollege Karl Heinz 
Hausmann das Wort.  

Karl Heinz Hausmann (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Wenn man über Anträge beraten will, dann stellt 
man sich erst einmal die Frage: Was möchte der 
Antragsteller mit dem Antrag erreichen? Was sind 
die Ziele dieses Antrages?  

(Zuruf von Helmut Dammann-Tamke 
[CDU]) 

- Mit Sicherheit keine Zwischenrufe. Das können 
wir später besprechen. 

Was sind die Ziele dieses Antrages? - Die Über-
schrift sollte eigentlich das Thema widerspiegeln. 
Ich lese als Überschrift: „In die Zukunft investieren 
- landwirtschaftliche Familienbetriebe fördern!“ 
Wenn ich diese Überschrift lese, erwarte ich, dass 
jetzt etwas kommt, aus dem ich schließen kann, 
dass es um die besondere Förderung landwirt-
schaftlicher Familienbetriebe geht.  

Wenn wir den Antrag der Oppositionsfraktion le-
sen, müssen wir jedoch feststellen, dass er ledig-
lich aus zwei kleinen Absätzen besteht: Im ersten 
Absatz finden wir eine kurze Einleitung und den 
einzigen Hinweis auf familiengeführte Landwirt-

schaft. Im zweiten Absatz folgt dann ein Katalog, in 
dem die Landesregierung aufgefordert wird, aus-
reichend Mittel für Flurbereinigungen, den ländli-
chen Wegebau, die Förderung von Beregnungsan-
lagen und zusätzlichem Wirtschaftsdüngerlager-
raum sowie die Weiterentwicklung des Tierschut-
zes zur Verfügung zu stellen. 

Übrigens, Frau Bertholdes-Sandrock, von den 
Landfrauen habe ich in dem Antrag auch nichts 
gelesen.  

Der Antrag enthält jedoch keine Forderung, gezielt 
die landwirtschaftlichen Familienbetriebe zu för-
dern. Daher würde ich sagen: Das Thema ist ver-
fehlt. Ich kann durchaus verstehen, dass Landwirte 
darum kämpfen, Mittel zu bekommen, und dass 
aus der anderen Sicht, der Paradigmenwechsel in 
der Landwirtschaft, den wir vollzogen haben, nicht 
in Ordnung ist. Ich kann jedoch nicht verstehen, 
dass das unter der Überschrift „landwirtschaftliche 
Familienbetriebe fördern“ geschieht.  

Richtig müsste es „landwirtschaftliche Betriebe för-
dern“ heißen. Darüber hat Herr Dammann-Tamke 
gesprochen, aber nicht über das Thema „Familien-
betriebe fördern“. Genau dieses greift jedoch der 
Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen auf und 
stellt fest, dass die Landesregierung zur Förderung 
der landwirtschaftlichen Familienbetriebe bereits 
erste Maßnahmen umgesetzt hat und die Umset-
zung weiterer Maßnahmen geplant ist.  

So ist es z. B. gelungen, für die kommende För-
derperiode die in Niedersachsen zur Verfügung 
stehenden ELER-Mittel gegenüber der vorherge-
henden Förderperiode deutlich zu erhöhen. Trotz 
einer Reduzierung der drei Fonds um 550 Millio-
nen Euro erhöhen sich die Mittel in dem ELER-
Programm von 975 Millionen Euro auf 1,119 Milli-
arden. Das ist eine Steigerung von 14,2 %. Das 
kommt, glaube ich, auch den kleinen Betrieben 
zugute.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Wiard Siebels [SPD]: Bra-
vo!) 

Die Landesregierung hat sich erfolgreich für die 
Förderung kleiner Betriebe und von Junglandwir-
ten aus der ersten Säule eingesetzt, eine Förde-
rung, die 80 % der landwirtschaftlichen Betriebe in 
Niedersachsen zugutekommt. Kleinere Betriebe 
werden bis zu einer Größe von 46 ha gefördert.  
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Bisher ist es so, dass 20 % der landwirtschaftli-
chen Betriebe 80 % der EU-Subventionen bekom-
men. Ich glaube, es ist durchaus gerecht, dass da 
eine kleine Umschichtung geschieht.  

Weitere Absichten der Landesregierung sind: den 
Anteil der Agrarumwelt- und Naturschutzförderpro-
gramme an der ELER-Förderung deutlich zu erhö-
hen - auch das ist schon gesagt worden -, stärkere 
Bindung der Tierhaltung an die Fläche, Flurneu-
ordnungsverfahren künftig an die Einrichtung um-
welt-, regional- und raumordnungspolitischer Ziele 
auszurichten. Das sind Maßnahmen, die die land-
wirtschaftlichen Familienbetriebe wiederum deut-
lich fördern.  

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wenn Herr 
Dammann-Tamke bei diesem Änderungsantrag 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen im Aus-
schuss von einem klassischen Nebelkerzenvor-
schlag spricht,  

(Zuruf von Helmut Dammann-Tamke 
[CDU] 

wie soll man dann den Antrag der CDU-Fraktion 
nennen? - Überflüssig, zumindest zu spät. Denn 
für die landwirtschaftlichen Familienbetriebe sind 
die Weichen für eine bessere Zukunft bereits von 
der Landesregierung und den sie tragenden Frak-
tionen gestellt.  

(Björn Thümler [CDU]: Wie kann der 
zu spät sein, wenn er aus Oktober 
ist?)  

Ich habe jetzt zum Tagesordnungspunkt 21 ge-
sprochen, zum Tagesordnungspunkt 22 wird mei-
ne Kollegin Sigrid Rakow sprechen. Ich hätte mir 
gewünscht, nachdem wir unseren Änderungsan-
trag sehr kurzfristig eingebracht haben, dass wir 
über unseren Änderungsantrag noch hätten bera-
ten können. Das ist von Ihnen abgelehnt worden. 
Wir werden selbstverständlich unserem Ände-
rungsantrag zustimmen. Es wäre schön, wenn Sie 
sich dem anschließen könnten. Wie gesagt: Wir 
wollen die kleinen Betriebe fördern. Ich glaube, 
das zeigt unser Antrag genauso wie das Handeln 
der Landesregierung.  

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Hausmann. Auf Ihre 
Rede gibt es gleich noch eine Kurzintervention, auf 
die Sie dann auch noch antworten können. 

Wie vom Präsidenten angekündigt und mit ihm 
abgesprochen, unterbrechen wir die Sitzung jetzt 
kurz für ein Foto zur Erinnerung an die Arbeit im 
alten Plenarsaal. Ich bitte Sie, jetzt aufzustehen - 
so ähnlich wie bei der Abstimmung über einen 
Gesetzentwurf - und sich in Richtung Pressetribü-
ne zu drehen. 

(Unterbrechung der Sitzung von 
11.58 Uhr bis 12 Uhr) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Meine Damen und Herren! Wir setzen die unter-
brochene Sitzung fort. Es kommt gleich zu einem 
Präsidentenwechsel, aber zunächst darf ich die 
bereits angekündigte Kurzintervention aufrufen. 
Der Kollege Dammann-Tamke hat für 90 Sekun-
den das Wort. 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 
Sehr geehrter Herr Kollege Hausmann, ich schätze 
Sie menschlich wirklich sehr; das sei hier einmal 
vorangestellt. Aber: Bei diesem Tagesordnungs-
punkt haben Sie die Thematik offensichtlich nicht 
durchdrungen.  

(Vizepräsident Karl-Heinz Klare über-
nimmt den Vorsitz) 

Die ELER-Förderung besteht aus zwei Säulen. Die 
erste Säule sind Mittel, die den landwirtschaftlichen 
Familienbetrieben unmittelbar einkommenswirk-
sam zufließen, über die Fläche. Die zweite Säule 
ist die allgemeine Förderung des ländlichen Rau-
mes. Sie hat sechs Prioritäten.  

Die Kürzung der Mittel der ersten Säule können wir 
aus dem Niedersächsischen Landtag heraus nicht 
beeinflussen: allgemeine EU-Kürzungen, externe 
Konvergenz, interne Konvergenz.  

Was aber von hier aus beeinflusst worden ist, ist 
die Umschichtung von 181 Millionen Euro aus der 
ersten Säule - wie gesagt, unmittelbar einkom-
menswirksam - in die zweite Säule. Das ist auch 
von der Agrarministerkonferenz abgesegnet wor-
den. Diese 181 Millionen Euro kann man nun un-
terschiedlich einsetzen. Wenn man sie den Land-
wirten indirekt einkommenswirksam zukommen 
lassen will, muss man für die Priorität 2 einsetzen: 
Wettbewerbsfähigkeit und Lebensfähigkeit der 
landwirtschaftlichen Betriebe. Das aber haben Sie 
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nicht gemacht. Im Gegenteil: Sie haben die Priori-
tät 2 sogar noch 145 Millionen Euro gekürzt. 

Sehr geehrter Herr Kollege Hausmann, wer diesen 
Eingriff in das Portemonnaie und in das Einkom-
men der landwirtschaftlichen Familienbetriebe in 
Niedersachsen schönreden will, der hat es entwe-
der nicht verstanden oder ist ein Scharlatan. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Hausmann, Sie möchten antworten. Bitte 
schön! 

Karl Heinz Hausmann (SPD): 
Herr Dammann-Tamke, ich schätze Sie auch. Ich 
habe es durchaus verstanden, und ich bin kein 
Scharlatan. Das vorweg. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Gleichwohl habe ich Verständnis dafür, dass Sie 
um die Erste Säule kämpfen. Dass wir dazu eine 
andere Meinung vertreten, ist aber auch klar. 

Was ich in erster Linie bemängelt habe, ist die 
Tatsache, dass Sie die kleinen bäuerlichen Famili-
enbetriebe vorschieben, um Ihre Interessen umzu-
setzen. Ich habe es schon gesagt: Hätten Sie das 
anders benannt, hätten wir darüber diskutieren 
können.  

Ich finde, wir haben für die Familienbetriebe schon 
einiges getan. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Hausmann. - Die nächste Wort-
meldung kommt von der Kollegin Sigrid Rakow. 
Bitte schön!  

Sigrid Rakow (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ange-
sichts der Kürze der Zeit lege ich jetzt erst einmal 
mein Redemanuskript zur Seite. Nun zu Ihnen, 
Herr Angermann. Ich bin froh, dass Sie vorge-
schlagen haben, den Antrag zum Wolf nicht im 
Landwirtschafts-, sondern im Umweltausschuss zu 
beraten. Dort gehört er meiner Meinung nach auch 
hin. Der Wolf unterliegt dem Artenschutzrecht, und 
für das Artenschutzrecht ist das Umweltministeri-
um zuständig.  

Anfangs fand ich es zwar noch recht originell, die 
Familienbetriebe und den Wolf zusammenzufas-
sen. Aber wie das inhaltlich integrierbar sein sollte, 
war mir schon damals ein Rätsel. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Das über die Ministerien zu machen, wäre natür-
lich genauso merkwürdig gewesen. Es hätte natür-
lich sein können, dass Sie im Hinterkopf haben, 
den Wolf dem Jagdrecht zu unterstellen. Solche 
Diskussionen gibt es ja auch schon an der einen 
oder anderen Stelle, aber das hätte dem Ganzen 
sicherlich eine völlig neue Dimension gegeben. Ich 
habe Sie jedoch so verstanden, Herr Angermann, 
dass Sie nicht in diese Richtung denken. Insofern 
ist es gut, wie Sie das jetzt beantragt haben.  

Wir unterstützen den Antrag, den Antrag zum Wolf 
im Umweltausschuss zu beraten. Sie alle wissen ja 
und haben sich auch damit beschäftigt, dass die 
Richtlinie über die Gewährung von Billigkeitsleis-
tungen und Zuwendungen zur Verminderung oder 
Vermeidung von wirtschaftlichen Belastungen 
durch den Wolf - kurz: Förderrichtlinie Wolf - im 
Umweltministerium erarbeitet wird. Bis dahin ha-
ben wir also Konsens. 

Der Praxis, wie derzeit Schäden reguliert werden, 
liegt eine recht gute Ausarbeitung aus der Regie-
rungszeit von CDU und FDP zugrunde. Dieses 
Wolfskonzept lässt sich gut einsetzen. Allerdings 
sind auch die Probleme, die Sie jetzt beklagen, in 
dieser Zeit entstanden. Insofern bin ich gespannt, 
wie wir uns im Ausschuss über die Forderungen, 
die Sie jetzt erheben, aber auch über die Frage, 
wie Sie mit den Finanzmitteln umgehen, auseinan-
dersetzen werden. Zu Ihrer Zeit hatten Sie die 
Hand ja noch recht fest auf der Landeskasse. Jetzt 
aber haben Sie - möglicherweise oppositionsbe-
dingt - ganz plötzlich eine Großzügigkeit entwi-
ckelt. Das wird im Ausschuss sicherlich ein span-
nendes Thema sein. Ich bin gespannt, wie wir 
damit umgehen werden. Ich freue mich auf die 
Beratungen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Rakow. - Hermann Grupe, das 
Geburtstagskind! 
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Hermann Grupe (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „In die 
Zukunft investieren - landwirtschaftliche Familien-
betriebe fördern!“ - das ist das Thema. Der Kollege 
Dammann-Tamke hat eben noch einmal deutlich 
gemacht, dass die Landwirte bei der jetzigen Re-
form schwere Einbußen in der Ersten Säule zu 
erleiden haben. 

(Hans-Joachim Janßen [GRÜNE]: Die 
Landbesitzer!) 

- Das steht außer Frage, Herr Kollege Janßen. 

Aber wir wollen hier verstärkt über den Teil reden, 
den wir selbst beeinflussen können. Diesbezüglich 
kann ich nur feststellen: Bei der Agrarinvestitions-
förderung hier im Land hat der Minister einen ab-
soluten Kahlschlag hingelegt. Er hat das Pro-
gramm von 40 Millionen Euro auf 10 Millionen Euro 
gekürzt. Im kommunalen Haushalt nennt man so 
etwas, glaube ich, einen „Merkposten“. Damit kann 
man überhaupt nichts mehr bewegen. Und: Er hat 
alle wichtigen Themen, die wir hier angesprochen 
haben, thematisch ausgeklammert. 

Die bisherige Investitionsförderung hat die Wett-
bewerbsfähigkeit unserer Betriebe immer weiter 
verbessert. Gleichzeitig war sie ein Programm zur 
Verbesserung des Tierschutzes; das stelle ich hier 
ganz klar fest.  

Nun hat der Minister verkündet, dass diese Regie-
rung in Zukunft keine Schweine- und Hühnerställe 
mehr fördern will, Stichwort: Massentierhaltung. Ich 
kann alle, die ihm darin zustimmen, nur auffordern, 
ihm beim Suchen zu helfen. Vielleicht sucht er die 
Programme noch, die er einstellen will. - Meine 
Damen und Herren, es gab gar keine Förderung 
von Hühner- und Schweineställen. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Aber der Minister ist ja erst anderthalb Jahre im 
Amt, er kann das noch nicht so genau wissen. Die 
Förderung, die in den letzten Jahren gewährt wur-
de, ist zum Löwenanteil in die Rindviehhaltung 
gegangen, in moderne Milchviehställe. 

Der Ausschuss hatte - das wurde auch schon er-
wähnt - in der letzten Woche Gelegenheit, sich 
Beispiele anzuschauen. Neben der Besichtigung 
der Versuchsanstalt in Echem haben wir uns einen 
Milchviehbetrieb angeguckt. Da hat man uns den 
Prototyp eines Betriebes der industriellen Land-
wirtschaft gezeigt. Die Eltern waren extra wegge-
fahren, und der 20-jährige Nachfolger hat uns den 

Hof vorgestellt. Ich fand das sehr eindrucksvoll. Er 
hat uns gezeigt, was sein Opa gebaut hat, nämlich 
einen niedrigen, dunkeln Stall, in dem die Liegeflä-
chen zu kurz waren. Quer durch alle Fraktionen 
bestand völlige Einigkeit darüber, dass der Neubau 
ein Riesenfortschritt in Sachen Tierwohl bzw. Tier-
gerechtigkeit war, meine Damen und Herren. 

Deswegen war das Programm, das Heiner Ehlen 
und Gert Lindemann aufgelegt haben, hoch erfolg-
reich, und es diente sowohl den Betrieben als auch 
den Tieren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Wir brauchen so ein Programm in Zukunft dringen-
der denn je; denn zusätzlich zu den Aufgaben der 
Tiergerechtigkeit wollen wir - das wurde angedeu-
tet - durch ein sinnvolles Nährstoffmanagement die 
Verteilung der organischen Düngemittel im Lande 
verbessern. Dazu brauchen wir Investitionen in 
Güllelagerraum, in Lagerraum für Substrat aus den 
Biogasanlagen in den Aufnahmeregionen. Auch 
hier ist der ganze Etat auf ein Minimum zusam-
mengestrichen worden, und die dringend notwen-
digen Investitionen werden durch diese Regierung 
nicht berücksichtigt. 

Meine Damen und Herren, es wurde eben ange-
deutet, dass das Thema Wolf im Umweltausschuss 
beraten werden soll. Das ist sehr gut und richtig. 
Aber natürlich haben auch die Nutzviehhalter in 
den entsprechenden Bereichen Sorge. Wenn wir 
wollen, dass dem vorbehaltlos begegnet wird, soll-
ten wir Präventions- und Fördermaßnahmen für 
Entschädigungszahlungen auch in diesen Bereich 
mit einbeziehen. 

Meine Damen und Herren, die Untätigkeit des 
Ministers bei dieser Investitionsförderung ist ein 
blanker Offenbarungseid. Jeder Euro, den die 
Landesregierung in der Investitionsförderung ge-
strichen hat, ist eine Minderung der Bemühungen 
um tiergerechte Haltungsbedingungen und um 
eine bessere Wettbewerbsfähigkeit unserer Betrie-
be. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Für die Erfüllung der neuen Aufgaben, die Verbes-
serung der Grund- und Trinkwasserqualität, brau-
chen wir dringend Mittel, damit wir auch die Nähr-
stoffverteilung im Lande sinnvoll regeln können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Grupe. - Jetzt haben sich beide 
zuständigen Minister gemeldet. Zuerst der Land-
wirtschaftsminister, Herr Meyer. Bitte schön! - Herr 
Meyer, nicht zum Wolf! 

Christian Meyer, Minister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich rede 
natürlich zu den bäuerlichen Familienbetrieben, da 
der Wolf nicht dem Jagdrecht unterliegt, was auch 
gut ist. 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
hat die bäuerlichen Familienbetriebe ganz intensiv 
gestärkt, auch wenn das CDU und FDP vielleicht 
nicht passt. Ich wundere mich schon ein bisschen 
über die Nebelkerzen, die Sie hier werfen. 

CDU und FDP sagen, die erste Säule, also die 
Direktzahlungen an die Landwirte, wäre überhaupt 
nicht beeinflussbar. Dazu möchte ich Sie daran 
erinnern, dass die EU den Mitgliedstaaten erhebli-
che Spielräume eingeräumt hat, wie sie damit um-
gehen können, Stichwort einkommenswirksame 
Anteile. Diese Landesregierung hat sich dafür ein-
gesetzt, dass wir in diesem Jahr zum ersten Mal 
eine Umverteilung von den ostdeutschen Großbe-
trieben zu den niedersächsischen bäuerlichen 
Familienbetrieben haben. Sie, meine Damen und 
Herren von CDU und FDP, wollten das nicht, Sie 
wollten weiterhin eine Einheitsprämie pro Hektar. 

Ich stelle fest: Dieses Jahr gibt es für über 80 % 
insbesondere der Familienbetriebe in Niedersach-
sen, der Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe, einen 
Zuschlag für die ersten 46 ha. Das ist eine erhebli-
che Umverteilung in der ersten Säule. Davon profi-
tiert die große Mehrheit unserer bäuerlichen Be-
triebe. Davon profitieren auch wir als Land Nieder-
sachsen, weil wir in der bundesweiten Verteilung - 
Herr Dammann-Tamke, Sie haben anscheinend 
immer für den Osten gekämpft - mehr Geld nach 
Niedersachsen geholt haben. Wir haben auch an 
anderen Punkten den EU-Rahmen genutzt. Es gibt 
zum ersten Mal eine Junglandwirte-Förderung, 
eine Umverteilung von noch einmal 2 % von den 
Großbetrieben zu den jungen Existenzgründern - 
dazu haben Sie auch kein Wort gesagt -, weil wir 
gesagt haben, dass wir die Zukunftsperspektiven 
bäuerlicher Betriebe stützen wollen. 

Ich glaube, es war eine schwarz-gelbe Bundesre-
gierung - Herr Dammann-Tamke, das passt Ihnen 
vielleicht nicht -, es war Frau Aigner, die die Vor-

schläge auf der Agrarministerkonferenz gemacht 
hat,  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Ganz ge-
nau!) 

wonach Niedersachsen erhebliche Einbußen in der 
ersten Säule zu verzeichnen gehabt hätte, weil die 
EU Kürzungen für Deutschland vorgenommen hat. 
Man kann das auch den schlechten Verhandlun-
gen von Frau Merkel zuschreiben, wenn man 
möchte. Bei der Verteilung in Deutschland wäre 
nach den Vorschlägen, die Sie unterstützt haben, 
Niedersachsen der große Verlierer gewesen.  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Dammann-Tamke? 

Christian Meyer, Minister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz: 

Ja. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Dammann-Tamke! 

(Ulrich Watermann [SPD]: Sie haben 
heute Morgen anscheinend nicht zu-
gehört!) 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 

Vielen Dank. - Herr Minister, ich habe dieses Ar-
gument mit Frau Aigner natürlich erwartet, weil wir 
es in den letzten Wochen und Monaten schon 
häufig gehört haben. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Weil es 
richtig ist!) 

Geben Sie mir dahin gehend recht, dass die da-
mals zuständige Bundesagrarministerin den Auf-
trag hatte, einen Verhandlungsvorschlag zu unter-
breiten, die Bundesebene aber in der Agrarminis-
terkonferenz bei diesen Verhandlungen nicht 
stimmberechtigt ist? - Es wurde also ein Verhand-
lungsvorschlag auf den Tisch gelegt, und dieser 
Verhandlungsvorschlag der Bundesministerin wur-
de insbesondere von sozialdemokratischen Ag-
rarministern aus dem Osten unterstützt. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Minister, Sie haben jetzt das Wort. 
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Christian Meyer, Minister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz: 

Als wir über die Verteilung geredet haben, hatten 
wir eine schwarz-gelbe Bundesregierung. CDU 
und FDP haben sie gestützt, und Frau Aigner hat 
Vorschläge gemacht, die Niedersachsens Bauern 
zum Hauptverlierer der Agrarreform gemacht hät-
ten. 

Diese Landesregierung - ob es Ihnen nun passt 
oder nicht - hat für die bäuerlichen Betriebe in Nie-
dersachsen gekämpft - nicht für Großbetriebe in 
Ostdeutschland, nicht für andere Strukturen. Wir 
haben die Umverteilung erkämpft, und deshalb 
sind die Verluste, die wir in Niedersachsen haben, 
deutlich geringer, als wenn es nach den - von Ih-
nen hier im Landtag, von den CDU-Agrarsprechern 
immer begrüßten - Vorschlägen der Bundesregie-
rung gemacht worden wäre. Ich erinnere z. B. dar-
an, dass Sie gefordert haben, wir müssten in 
Deutschland eine schnelle Konvergenz zwischen 
den Bundesländern haben, eine Angleichung der 
Prämien. 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 
Das haben wir nie gefordert!) 

Niedersachsen Bauern erhielten bislang die höchs-
ten Prämien. Das war auch gut so. Wir haben uns 
erfolgreich dafür eingesetzt, das noch einmal zu 
verlangsamen, es nach hinten hinauszuzögern, 
und das führt dazu, dass unsere Landwirte in der 
ersten Säule über 30 Millionen Euro mehr bekom-
men. Das wollten Sie nicht, und das müssen Sie 
vielleicht auch einmal zugeben, Herr Dammann-
Tamke! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Widerspruch bei der CDU) 

Was die zweite Säule angeht, ist es auch ganz 
einfach: Nach Frau Aigners Vorschlägen hätte 
Niedersachsen 880 Millionen Euro im ELER ge-
habt, also 100 Millionen Euro weniger als in der 
vergangenen Förderperiode. Gucken wir auf die 
Fakten: Jetzt geben wir 1,1 Milliarden Euro an 
Landwirte bzw. in den ländlichen Raum - auch zur 
Stützung von Leistungen, die Landwirte für Um-
welt, Gewässerschutz und Düngemanagement er-
bringen. 

Wir geben übrigens erstmalig - das ist falsch, Herr 
Grupe - eine Förderung für Hühner- und Schwei-
neställe, aber nicht eine Mitnahmeförderung nach 
dem Gesetz, sondern eine Förderung für mehr 
Leistung, mehr Tierschutz und mehr Umweltschutz 

in bestimmten Größenordnungen. Die wird es 
erstmals geben.  

Sie behaupten hier immer, wir hätten die Flurbe-
reinigung gestrichen. In der letzten Förderperiode 
hatten Sie 81 Millionen Euro für Flurbereinigung in 
Niedersachsen zur Verfügung gestellt. Diese Lan-
desregierung stellt in der nächsten Förderperiode 
75 Millionen Euro für ökologische Flurbereinigung 
zur Verfügung. Wenn Sie da von einem „Kahl-
schlag“ reden, haben Sie, glaube ich, im ländlichen 
Raum nicht viel verstanden. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Landwirtschaftsminister. - Das 
Wort hat jetzt der Umweltminister. Herr Wenzel, 
bitte schön! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Es ist bedauerlich, dass wir zwei so 
unterschiedliche Materien unter demselben Ta-
gesordnungspunkt behandeln. Deswegen will ich 
nur kurz darauf hinweisen, Herr Oesterhelweg: Bei 
diesem Vorhaben geht es nicht um Vorschriften 
und Auflagen, sondern um eine freiwillige Unter-
stützung, um eine freiwillige Zahlung für Nutztier-
halter, die Schäden durch Wildtierrisse erleiden. 
Das ist das Ziel. Daran arbeiten wir. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Zu die-
sem Punkt habe ich nicht gespro-
chen!) 

- Sie hatten aber eben beklagt, dass es immer nur 
Auflagen und Vorschriften gäbe, und deswegen 
wollte ich noch einmal darauf hinweisen, dass es 
hier ausdrücklich um ein Vorhaben geht, bei dem 
freiwillige Zahlungen an Nutztierhalter geleistet 
werden, um im Falle von Wolfsrissen für Ersatz zu 
sorgen.  

(Astrid Vockert [CDU]: Die müssen 
aber ziemlich lange warten!) 

Hier ist bewusst eine Maßnahme geplant, die den 
Nutztierhaltern entgegenkommt. Es gibt keine 
Rechtsverpflichtung. Wir sind auch der Auffassung, 
dass man das so unbürokratisch wie möglich ma-
chen muss. Aber eine Beweislastumkehr ange-
sichts einer freiwilligen Zahlung halte ich auch für 
problematisch. Ein gewisses Risiko für Nutztiere 
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mussten Halter ja auch vor der Rückkehr des Wol-
fes eingehen. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Das Ri-
siko ist aber neu!) 

Gleichwohl sind wir hier im engen Gespräch mit 
allen Betroffenen und wollen darüber hinaus eine 
Förderkulisse zum Herdenschutz erarbeiten, um 
darüber hinaus eben auch zu gucken, wie man 
z. B. bei der Einzäunung Unterstützung leisten 
kann. Aber wie gesagt, wir sind hier im freiwilligen 
Bereich. Wir wollen das machen. Wir arbeiten auch 
mit Hochdruck daran, dass diese Richtlinien ent-
sprechend gefertigt werden. Aber eine Umkehr der 
Beweislast halten wir für ein Instrument, das ange-
sichts einer solchen freiwilligen Maßnahme nicht 
gerechtfertigt ist. 

Angesichts der kurzen Redezeit nur so viel. Im 
Ausschuss geben wir dann gerne weitere Informa-
tionen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Für die FDP hat sich 
Herr Grupe gemeldet. Sie haben eine Minute, Herr 
Grupe. Bitte schön! 

Hermann Grupe (FDP): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Minister, Sie haben eben festgestellt, 
wir würden hier Dinge anführen, die Sache des 
Bundes seien, nämlich die erste Säule. Das haben 
wir aber auch ausdrücklich gesagt. Im nächsten 
Satz haben Sie dann ein weiteres Beispiel ge-
bracht und etwas für sich reklamiert, was aber 
auch zur Bundesebene gehört, nämlich die Vertei-
lung der Mittel in Richtung Junglandwirte.  

Herr Minister, Sie haben nicht zu dem Stellung 
genommen, was ich hier vorgeschlagen habe, 
nämlich weiterhin auch in die Zukunftsfähigkeit 
unserer bäuerlichen Familienbetriebe zu investie-
ren. Der Betrieb, der dem Landwirtschaftsaus-
schuss auf der Bereisung vorgestellt worden ist, 
hat - das habe ich vorhin nicht dazu gesagt - 300 
Milchkühe. Sie haben die Grenze dessen, was bei 
Ihnen noch „bäuerlich“ ist, bei 600 angesetzt. 
Gleichwohl ist dieser Betrieb nach Ihren neuen 
Kriterien nicht mehr förderfähig. Er hat nachhaltig 
etwas für die Verbesserung des Tierwohls und der 
Umweltbedingungen getan, und ein junger Mann, 

20 Jahre alt, ist gerade dabei, in diesen Betrieb 
einzusteigen - aber nach Ihren neuen Kriterien ist 
dieser Betrieb nicht mehr förderfähig, das Geld ist 
gestrichen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Grupe. - Zu Wort gemeldet hat 
sich jetzt Ernst-Ingolf Angermann, CDU-Fraktion. 
Herr Angermann, die CDU-Fraktion hat insgesamt 
noch zwei Minuten Redezeit. Sie haben eine Minu-
te, weil sich Herr Dammann-Tamke auch noch 
gemeldet hat.  

Ernst-Ingolf Angermann (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister Wenzel, ich frage mich allen Ernstes: 
Wenn in Sachsen und Brandenburg die Beweis-
lastumkehr gilt, warum dann nicht auch hier in 
Niedersachsen? Sind unsere Schafhalter Schaf-
halter zweiten Ranges? 

(Beifall bei der CDU) 

In Sachsen und Brandenburg hat man schon län-
ger Erfahrung mit dem Thema. Ich finde, diese 
Erfahrung sollte man nutzen und hier genauso 
verfahren. Es geht um Vertrauen. Aber das haben 
Sie anscheinend noch nicht verstanden.  

Es sind ja auch nicht nur die Weidetierhalter, die 
sich Sorgen machen. Es sind auch die Leute aus 
der Tourismusbranche, es sind die Reiter. Wir 
müssen das Signal aussenden, dass sich die Lan-
desregierung um den Wolf und die Folgen küm-
mert. Nur dann bekommen wir die Akzeptanz.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Dammann-Tamke, eine Minute! 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Minister, Sie 
haben in der Vergangenheit häufig erklärt, dass 
Sie sich für bäuerliche Familienbetriebe starkma-
chen wollen. Gerade in dieser Debatte haben Sie 
persönlich in den letzten Wochen immer Nebelker-
zen geworfen, indem Sie gesagt haben, dass Sie 
von der Subventionierung der sogenannten Mas-
sentierhaltung wegkommen wollen. Sagen Sie 
doch dem Haus heute bitte offen und ehrlich, dass 
ein Junglandwirt mit 46 ha - also in Ihrer optimalen 
Prämienförderung -, der nebenbei beispielsweise 
80 000 Hähnchenmastplätze oder 120 000 Hüh-
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nerlegeplätze hat, von Ihren Segnungen genauso 
profitiert wie jeder andere bäuerliche Familienbe-
trieb. Das waren klassische Nebelkerzen, um sich 
hier, bei diesem Thema, zu profilieren.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Meine Damen und Herren, es war 
Beschlusslage im Ältestenrat, dass wir diese Punk-
te gemeinsam behandeln. 

Wir kommen zur Abstimmung, weil keine weiteren 
Wortmeldungen vorliegen.  

Zunächst zu Tagesordnungspunkt 21. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
zustimmen möchte und damit den Antrag der Frak-
tion der CDU in der sich aus der Beschlussemp-
fehlung ergebenden veränderten Fassung anneh-
men möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
Gegenstimmen? - Das Erste war die Mehrheit.  

Dann kommen wir zu Tagesordnungspunkt 22. 

Hier geht es um die Ausschussüberweisung. Vom 
Kollegen Hausmann ist beantragt worden, den 
Antrag zur federführenden Beratung an den Aus-
schuss für Umwelt, Energie und Klimaschutz und 
zur Mitberatung an den Ausschuss für Haushalt 
und Finanzen zu überweisen. - Wer dem folgen 
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Das ist einstimmig so beschlossen.  

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu 
dem 

Tagesordnungspunkt 23: 
Abschließende Beratung: 
a) Energiewende: kosteneffizient, versorgungs-
sicher und umweltverträglich - Antrag der Frak-
tion der CDU - Drs. 17/1431 - b) Energiewende 
findet auch auf der Verbrauchsseite statt - An-
reize zur Steigerung der Energieeffizienz aus-
bauen - Antrag der Fraktion der CDU - 
Drs. 17/1432 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Umwelt, Energie und Klimaschutz - 
Drs. 17/1587  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, die Anträge abzu-
lehnen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Beratung. Das Wort hat der Ab-
geordnete Axel Miesner, CDU-Fraktion. 

Axel Miesner (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Bundesminister Sigmar Gabriel schreibt 
mit Datum vom 4. April dieses Jahres an die Bun-
destagsabgeordneten der CDU/CSU und der SPD:  

„1. Wir wollen einen verbindlichen Ausbau-
korridor für die Erneuerbaren, um den 
Prozess für alle Beteiligten planbarer zu 
machen.  

2. Wir wollen die Kosten des weiteren Aus-
baus der erneuerbaren Energien deut-
lich absenken. 

3. Wir wollen die erneuerbaren Energien 
stärker an den Markt heranführen.“ 

Genau! Die Energiewende kosteneffizient, versor-
gungssicher und umweltverträglich gestalten.  

Am 20. Januar diesen Jahres lesen wir in der 
Pressemitteilung der Staatskanzlei: „Die Richtung 
stimmt.“ - Wer schreibt dieses? - Herr Ministerprä-
sident Weil!  

Am 10. April 2014 lesen wir dann im Achimer 
Kreisblatt: „Weil befürchtet soziale Schieflagen“.  

Vier Tage später ist in der Welt zu lesen: „Glatte 2 
für die Energiepolitik der Bundesregierung, ich 
finde, das ist wirklich gut gelungen.“  

(Zuruf von der SPD: Worauf wollen 
Sie hinaus?) 

In der öffentlichen Sitzung des Ausschusses für 
Umwelt, Energie und Klimaschutz am 19. Mai hör-
ten wir dann aber auf Nachfrage, dass eine ab-
schließende Meinung der Landesregierung noch 
nicht vorliege.  

Das ist dann wohl der Schlingerkurs der Landesre-
gierung in der Energiepolitik. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Zuerst heißt es: „die Richtung stimmt“, dann heißt 
es: „soziale Schieflagen werden befürchtet“, ein 
paar Tage später heißt es: „eine glatte 2 für die 
Energiepolitik der Bundesregierung“, und im Mai 
heißt es dann: „eine abschließende Meinung liegt 
noch nicht vor“.  

Bis jetzt jedenfalls haben die Fraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen keine konstruktiven 
Vorschläge zur EEG-Reform unterbreitet. 

(Beifall bei der CDU - Astrid Vockert 
[CDU]: Darauf wollen wir hinaus!) 
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Ist das konstruktive Politik? Ist das ehrliche Politik? 
Ist das Politik für Land und Leute? Ist das Ihre 
Arbeit für unser Energieland Nummer eins in 
Deutschland? - Die Landesregierung ist abge-
taucht, die Regierungsfraktionen verweigern in den 
Fachausschüssen die Mitarbeit. Das ist kein Ein-
satz für unser Land. Das ist auf jeden Fall Arbeits-
verweigerung.  

(Beifall bei der CDU) 

Sie können natürlich sagen, das wäre Oppositions-
rhetorik. Aber schauen wir doch einfach einmal in 
die aktuelle Broschüre der IHK Niedersachsen 
„Energiepolitik ist Standortpolitik! - Chancen der 
Energiewende für Niedersachsen nutzen“. Im Vor-
wort heißt es dort:  

„Damit unser Standort auch in Zukunft wett-
bewerbsfähig bleibt, darf die Politik die Hän-
de nicht in den Schoß legen“. 

- Herr Ministerpräsident!  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Dort heißt es weiter: 

„Die erfolgreiche Umsetzung der Energie-
wende ist dabei eine besonders wichtige 
Voraussetzung, damit Deutschland und Nie-
dersachsen auch zukünftig als attraktive 
Standorte wahrgenommen werden.“ 

- Wohl war! 

Nun können Sie natürlich sagen, das ist die Wirt-
schaft. Aber wenn dann auch noch der BUND die 
Energiepolitik die Energiepolitik der Landesregie-
rung kritisiert, dann müsste Ihnen eigentlich end-
lich einmal ein Licht aufgehen. Im Jahresbericht 
2013, Stand Mai 2014, heißt es:  

„Rot-grüne Landesregierung: Wende für 
Umwelt und Natur? … Fazit nach einem 
Jahr Rot-Grün“.  

Und zu lesen ist auf dem entsprechenden Blatt:  

„Mehr Energie für die Energiewende“. 

(Uwe Schwarz [SPD] bespricht sich 
mit Minister Olaf Lies) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Miesner, eine Sekunde! Man kann 
Sie hier kaum verstehen. - Ich darf nach rechts auf 
die Regierungsbank schauen! - Jetzt hat sich das 
erledigt. 

Axel Miesner (CDU): 
Auf Seite 4 ist unter der Zwischenüberschrift „Mehr 
Energie für Energiewende“ zu lesen: 

„Die Energiewende in Niedersachsen 
braucht noch erheblich mehr politische Ener-
gie, um zum Erfolgsmodell zu werden.“ 

Wenn der BUND Ihnen das ins Stammbuch 
schreibt, dann sollten Sie wirklich aktiv werden. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Welche Meinung haben Sie zur Energiewende und 
zur Energiepolitik? - Herr Ministerpräsident, im 
Focus vom 9. Dezember letzten Jahres werden Sie 
mit dem Satz zitiert: „… aber das Leben ist ja kein 
Ponyhof.“  

Worum geht es? - Es geht darum, die Strompreise 
zu stabilisieren. Dies geht einher mit einem Be-
stands- und Vertrauensschutz für vorhandene 
Anlagen und mit der Senkung der Einspeisevergü-
tung für Neuanlagen.  

Es geht darum, dass sich auch neue Anlagen der 
erneuerbaren Energien dem Wettbewerb stellen 
müssen und dass der Ausbau der erneuerbaren 
Energien mit dem Ausbau der Verteil- und Über-
tragungsnetze sowie der Speicher korrespondiert, 
um für den Verbraucher teure Abschaltungen zu 
vermeiden.  

Es geht auch darum, die Speichertechnologien 
weiterzuentwickeln und weiterhin Fördergelder 
bereitzustellen.  

Des Weiteren geht es darum, die Versorgungssi-
cherheit im Land sicherzustellen. Konventionelle 
Kraftwerke, die dann Strom liefern, wenn Sonne 
und Wind ausfallen, müssen sich rechnen und 
dürfen nicht abgeschaltet werden. Wir brauchen im 
Hintergrund konventionelle Kraftwerke und Spei-
cher, damit rund um die Uhr und ohne Ausfälle 
Strom geliefert wird und aus der Steckdose kommt.  

Es geht darum, Schieflagen bei der Netznutzung 
dadurch zu vermeiden, dass die Netzentgelte mehr 
an der Nutzung und nicht allein am Verbrauch 
orientiert werden. Schließlich bestehen die Netz-
kosten zu ca. 80 % aus verbrauchsunabhängigen 
Kostenanteilen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Energiewende gelingt nicht, wenn wir sie allein als 
Stromwende verstehen und umsetzen. Die Ener-
giewende gelingt nur als Strom- und Wärmewen-
de. Die Wärmewende hat übrigens auch einen 
erheblichen Einfluss auf die Erreichung der Klima-
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schutzziele. Von daher verstehen wir nicht, dass 
Sie auch hier abtauchen. Schon in den Vorjahren 
haben sich die rot-grün regierten Bundesländer der 
Zusammenarbeit verweigert. 

Wir brauchen mehr Tatkraft bei der Gebäudesanie-
rung. Mit so wenig Mumm wie zurzeit kommen wir 
hier auf keinen Fall weiter. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Herr Ministerpräsident, verweigern Sie sich nicht! 
Krempeln Sie die Ärmel hoch und packen Sie es 
an! Denn die Richtung stimmt.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Miesner. - Ich möchte 
darauf hinweisen, dass wir den Tagesordnungs-
punkt 40 - Harzwasserwerke - noch vor der Mit-
tagspause behandeln werden. 

Herr Kollege Becker von der SPD-Fraktion, Sie 
haben das Wort. 

Karsten Becker (SPD): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Lieber Herr Kollege Miesner, Sie haben prinzipiell 
recht. Wir als Niedersachsen haben in der Tat gute 
Gründe, eine erfolgreiche Umsetzung der Ener-
giewende aus Niedersachsen heraus zu befördern. 
Deutschland ist das erste Land in Europa und viel-
leicht sogar das erste weltweit, das eine Energie-
wende beschlossen hat. Niedersachsen nimmt 
bekanntermaßen eine herausragende Rolle in 
Deutschland ein. 

Die Voraussetzungen für den Ausbau der erneuer-
baren Energien sind günstig. Denn erneuerbare 
Energien besitzen in der Bevölkerung ein hohes 
Maß an Akzeptanz. Dennoch ist diese Energie-
wende eine gewaltige Herausforderung für unsere 
Gesellschaft, für die es in einer Industriegesell-
schaft bisher kein Beispiel gibt, an dem man sich 
orientieren könnte. 

Darum gibt es in der Tat auch einen großen Bedarf 
an einem breiten und verstetigten gesellschaftli-
chen Diskurs über den richtigen Weg in dieser 
Energiewende und an klugen Beiträgen, die Lö-
sungsmöglichkeiten aufzeigen, die Folgen und 
Auswirkungen benennen und die eine Basis für 
eine sozialverträgliche Ausgestaltung der Energie-
wende schaffen. Ihre Anträge, meine Damen und 
Herren von der CDU, fallen allerdings eher nicht in 
diese Kategorie. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die in Ihrem Antrag hinterlegten Forderungen zur 
Ausgestaltung der Energiewende kommen größ-
tenteils über Allgemeinplätze nicht hinaus. Keine 
Schwerpunktsetzungen, keine Konkretisierungen, 
keine Priorisierungen, insbesondere nicht in jenen 
Bereichen, in denen sich die Ziele konträr gegen-
überstehen. Stattdessen ist Ihr Antrag eine bloße 
Aufzählung von Zielsetzungen, die wir bereits seit 
Jahren auf allen Ebenen der Politik verfolgen. 

Im Einzelnen: Sie richten Ihre Forderungen an 
Landesregierung und Bundeswirtschaftsminister. 
Hier stellt sich die Frage, warum Sie Ihre Forde-
rungen an den Bundeswirtschaftsminister und nicht 
an die Bundesregierung richten, wie Sie es auf der 
Landesebene ja auch tun. Da drängt sich förmlich 
die Frage auf, warum Sie die Bundeskanzlerin, 
Ihre Parteivorsitzende Frau Dr. Merkel, hier aus 
der Verantwortung ausklammern.  

Sie fordern, die Energiewende solle kosteneffi-
zient, versorgungssicher und umweltverträglich 
gestaltet werden. Das ist natürlich nicht falsch. 
Aber mit dieser Forderung bilden Sie lediglich das 
Zieldreieck ab, welches das deutsche Energiewirt-
schaftsgesetz bereits vorgibt. Nach § 1 Abs. 1 ist 
nämlich die Sicherstellung einer umweltverträgli-
chen, sicheren und wirtschaftlichen Energieversor-
gung Ziel dieses Gesetzes.  

Meine Damen und Herren von der CDU, was dar-
an so großartig sein soll, den Bundeswirtschafts-
minister aufzufordern, das umzusetzen, was in 
seinem eigenen Gesetz steht, erschließt sich uns 
nicht ohne Weiteres. Wir glauben nämlich, er kennt 
das schon.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Weiter möchten Sie die Strompreise für Haushalte 
und Unternehmen im Zusammenhang mit der No-
vellierung des EEG stabilisieren und die erneuer-
baren Energien stärker in den Energiemarkt integ-
rieren.  

Aber genau das sind doch die zentralen Zielset-
zungen der EEG-Novelle, meine Damen und Her-
ren: Die Dynamik des Strompreisanstiegs brechen, 
mehr Marktmechanismen beim Ausbau der Erneu-
erbaren, Ausschreibungsmodelle, mehr Direktver-
marktung, atmende Deckel, Ausbaukorridore - 
alles das sind Bestandteile des neuen EEG. Be-
zeichnenderweise konkretisieren Sie erst gar nicht, 
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welche Marktmechanismen Sie darüber hinaus 
noch einführen möchten.  

Sie wollen sich für Energiespeicher einsetzen. 
Aber auch deren Förderung ist in Niedersachsen 
bereits Realität, und zwar mit der Landesinitiative 
Energiespeicher und -systeme. Entwicklungsfelder 
sind Speichertechnologien, Energiemanagement 
und Großspeicher. In allen diesen Bereichen soll 
die Landesinitiative den Technologiestandort Nie-
dersachsen stärken und die Zusammenarbeit von 
Wirtschaft und Forschung verbessern. Die Inter-
netseite der Landesinitiative schließt übrigens mit 
dem Hinweis: „Für Fragen stehen Ihnen Mitarbeiter 
der Geschäftsstelle der Landesinitiative gern zur 
Verfügung.“ Vielleicht sollten Sie dort einfach ein-
mal anrufen! 

Ferner möchten Sie einen Kapazitätsmarkt etablie-
ren. Das kann man tun. Man sollte dann aber auch 
sagen, wer ihn bezahlen soll. Aber über die Kos-
tenfrage gehen Sie locker hinweg und lassen den 
offenen Widerspruch zu Ihrem Ziel der Strompreis-
stabilisierung schlicht unbeantwortet. Er löst sich 
aber nicht von selbst auf. Es wäre schön gewesen, 
wenn Sie Ihre Haltung zu den Mehrkosten darge-
stellt hätten, die damit auf die Stromkunden zu-
kommen.  

Dann sprechen Sie die Energieeffizienz an, die Sie 
deutlich verbessern wollen. Prinzipiell ist das rich-
tig. Über 30 % des gesamten Energieverbrauchs in 
Deutschland werden für Raumwärme und Warm-
wasser genutzt. In Privathaushalten sind es sogar 
85 %. Das Potenzial im Gebäudebereich ist also in 
der Tat erheblich. Dass aber bloße steuerliche 
Anreize die schleppende energetische Gebäude-
sanierung nachhaltig und dauerhaft beschleuni-
gen, muss bezweifelt werden.  

Zuallererst fragen die Menschen nämlich nicht 
nach steuerlicher Förderung, sondern nach ganz 
praktischen Herangehensweisen, gerade bei der 
Sanierung von Bestandsimmobilien: Heizungser-
neuerung? Mini-KWK? Brennwerttechnik? Brenn-
stoffzelle? Wärmepumpe? Photovoltaik zur Eigen-
stromerzeugung? „Wie viel Gebäudedämmung?“ 
und „Kann man in dem Gebäude anschließend 
noch wohnen?“.  

Auf diese Fragen suchen die Menschen in Nieder-
sachsen eine Antwort. Wenn sie Glück haben, 
dann leben sie in einer Kommune, die bereits eine 
Klimaschutz- oder Energieagentur hat.  

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Ausgerechnet!) 

Damit das noch viel mehr werden, haben wir die 
Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachsen 
eingerichtet, die die vorhandenen Kompetenzen 
bündelt, als Ansprechpartnerin für die vielen Akteu-
re in der Fläche fungiert und den Ausbau weiterer 
regionaler und lokaler Energieagenturen unter-
stützt. 

Meine Damen und Herren von der CDU, wir ma-
chen nicht den zweiten Schritt vor dem ersten. Die 
rot-grüne Landesregierung ist mit ihrer Klima-
schutz- und Energieagentur bei der Förderung der 
Energieeffizienz im Gebäudebereich längst auf der 
operativen Ebene angekommen. 

Insoweit sind Ihre Anträge, meine Damen und 
Herren von der CDU, nicht viel mehr als Anschein-
erweckungsversuche. Es geht Ihnen um den An-
schein, Sie stünden irgendwie doch hinter dieser 
Energiewende und hätten eine Vorstellung davon, 
wie es geht.  

Ihre ambivalente Haltung zur Energiewende und 
zum Ausstieg aus der Atomwirtschaft wird nämlich 
nicht nur bei Ihren halbherzigen Anträgen deutlich. 
Ihr zweifelhaftes Verhältnis zur Energiewende ist 
besonders bei der Anhörung anschaulich gewor-
den, die wir im Ausschuss für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz am Montag vergangener Woche im 
Zusammenhang mit einem Niedersächsischen 
Klimaschutzgesetz durchgeführt haben.  

Der Ausschuss hätte die Chance gehabt, mit die-
ser Anhörung zu Ursachen und Auswirkungen des 
Klimawandels ein kraftvolles Signal zu senden - 
ein kraftvolles Signal für den Willen dieses Parla-
ments, die Energiewende und den Umstieg von 
fossilen und atomaren Energieträgern auf erneu-
erbare Energieträger wirksam zu unterstützen. 
Stattdessen laden Sie, meine Damen und Herren 
von den Oppositionsparteien, eine Handvoll Klima-
skeptiker ein, die den Klimawandel und seine 
anthropogenen Ursachen leugnen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, mit 
diesen Relativierungsversuchen haben Sie der 
Sache der Energiewende schlichtweg einen Bä-
rendienst erwiesen. In dem gesellschaftlichen Dia-
log über den Umbau unseres Energiesystems 
dürfen wir nämlich niemals den zentralen Kernbe-
reich aus den Augen verlieren, den eigentlichen 
Grund, aus dem wir dies alles tun: Wir tun dies aus 
dem schlichten Wunsch heraus, unseren Planeten 
als Lebensgrundlage für die kommenden Genera-
tionen zu erhalten - und zwar nicht nur für die 
kommenden Generationen in Deutschland und in 
Niedersachsen, sondern für die kommenden Ge-
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nerationen auf der ganzen Erde. Und das sind im 
Jahre 2050 knapp 10 Milliarden Menschen. 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Becker. - Jetzt hat der Kollege 
Miesner das Wort zu einer Kurzintervention. Bitte! 

Axel Miesner (CDU): 
Herr Kollege Becker, was war das denn für eine 
Rede? 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Eine gute!) 

Und vor allem: Wo sind denn Ihre Anträge, in de-
nen Sie in Richtung Bundesregierung formulieren, 
wie Sie sich die Energiepolitik vorstellen? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

In der aktuellen Ausgabe - Juni 2014 - der Zeitung 
für kommunale Wirtschaft ist zu lesen: Die EEG-
Novelle ist noch längst nicht durch. Länder legten 
Änderungsanträge zu zentralen Punkten im Bun-
desrat vor. 

Von Niedersachsen, Herr Becker, lese ich da gar 
nichts. Wo formulieren Sie denn die Position der 
Regierungsfraktionen, um entsprechende Pflöcke 
einzuschlagen und sich für unser Energieland ein-
zusetzen? - Ich denke, konstruktive Arbeit im 
Landtag sieht etwas anders aus. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Sie haben davon gesprochen, dass wir den zwei-
ten vor dem ersten Schritt machen. - Sie machen 
überhaupt keinen Schritt in diese Richtung! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Von daher war Ihre Rede eigentlich überflüssig.  

Bei Ihren Bemerkungen zu der Anhörung von 
namhaften Wissenschaftlern und Fachleuten zum 
Thema Klimawandel fragt man sich: Leben Sie nur 
für sich? Gilt nur Ihre eigene Meinung beim Thema 
Klimawandel und bei den Einflüssen, die in diesem 
Zusammenhang wirken? Warum kann man sich 
nicht einmal von Fachleuten, die sich tagtäglich mit 
diesem Thema beschäftigen, informieren lassen? 
Was spricht eigentlich dagegen? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Früher hätte man gesagt: Sechs, setzen! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Becker möchte antworten. Bitte! 

Karsten Becker (SPD): 
Lieber Herr Miesner, das kommt dabei heraus, 
wenn man sich seine Kurzintervention schon vor-
her aufschreibt. 

Erstens. Ich habe ausgeführt, dass wir als Landes-
regierung in den Bereichen, zu denen Sie Anträge 
formulieren,  

(Norbert Böhlke [CDU]: Sie sind nicht 
die Landesregierung! - Björn Thümler 
[CDU]: Das ist hier das Parlament!) 

schon praktisch unterwegs sind und in Nieder-
sachsen konkret handeln. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Zweitens. Ich erkläre Ihnen gerne einmal, warum 
ich kritisiert habe, dass Sie Klimaskeptikern hier im 
Landtag solch ein breites Forum geben. Es kommt 
darauf an, die Menschen bei der Energiewende 
mitzunehmen und deutlich zu machen, welche 
Gefahren tatsächlich drohen. Ich empfehle Ihnen 
dringend, sich damit auch politisch sehr ernsthaft 
auseinanderzusetzen und sich genau zu überle-
gen, welchen Gruppierungen, welchen Auffassun-
gen, welchen Haltungen in dieser Frage Sie hier 
ein so breites Forum einräumen.  

(Jörg Bode [FDP]: Herr Kollege!) 

Wenn Sie vor der politischen Entscheidung stehen, 
eine drohende Gefahr abzuwenden, dann gibt es 
zwei Kriterien, anhand derer Sie das beurteilen 
müssen. Das erste Kriterium ist das Ausmaß der 
Gefahr, die droht. Die ist hier maximal. Das zweite 
ist die Wahrscheinlichkeit, mit der sie eintritt. Die 
Wahrscheinlichkeit, dass die Szenarien des IPCC-
Berichts eintreten, liegen bei 95 bis 100 %. Das ist 
eine maximale Wahrscheinlichkeit. Das zu relati-
vieren, indem man sagt, das alles sei vielleicht gar 
nicht so schlimm, halte ich politisch für brandge-
fährlich.  

Danke.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Becker. - Das Wort hat jetzt der 
Kollege Gero Hocker. Bitte schön! 
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Dr. Gero Hocker (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Erlauben Sie mir, dass ich, bevor ich zur 
Sache spreche, ganz kurz auf den Beitrag des 
Kollegen Miesner erwidere. Denn ich finde es ge-
rade als Achimer Abgeordneter außerordentlich 
erfreulich, dass Sie, Herr Kollege Miesner, das 
Achimer Kreisblatt in eine Reihe mit der Welt und 
der Zeit gestellt haben.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Diese Meinung teile ich als lokaler Abgeordneter 
ausdrücklich.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU - Adrian Mohr [CDU]: So ist er!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, vor ein 
paar Wochen haben wir hier die Eckpunkte der 
Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes dis-
kutiert. Der Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel hat 
als wichtigste Punkte der Novelle genannt, dass 
die Kostenexplosion bei den erneuerbaren Ener-
gien eingedämmt, eine Kostenbremse eingezogen 
und die Einspeisevergütung abgeschmolzen wer-
den muss. Am allerwichtigsten war für mich der 
Punkt, dass man ab dem Jahre 2017 die erneuer-
baren Energien - in welchem System auch immer - 
an den Markt heranführen will.  

Als wir das hier vor einigen Wochen diskutiert ha-
ben, bin ich, glaube ich, der Einzige gewesen, der 
dieses Papier ausdrücklich gelobt hat. Denn ich 
glaube, dass das, was damals in Berlin vorgestellt 
wurde, sehr wohl in die richtige Richtung gegan-
gen ist.  

In der Zwischenzeit haben der Niedersächsische 
Ministerpräsident und sein Amtskollege aus 
Schleswig-Holstein noch ein bisschen - sagen wir 
mal - Einfluss auf das genommen, was am morgi-
gen Tag im Deutschen Bundestag verabschiedet 
werden soll. Das ist legitim, und das kritisiere ich 
auch nicht. Was ich aber ausdrücklich kritisiere, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, ist das, 
was in den letzten Tagen tröpfchenweise durchge-
sickert ist, was nämlich die Lobbyvertreter haben 
durchsetzen können - vielleicht, weil sie besonders 
lange beim Wirtschaftsminister auf dem Schoß 
gesessen haben. Auf einmal wurden zentrale Eck-
punkte, nämlich die Heranführung der erneuerba-
ren Energien an den Markt und Maßnahmen, die 
richtig und sinnvoll sind, um sie tatsächlich an den 
Markt heranzuführen, herausgenommen. 

So, meine sehr verehrten Damen und Herren, wird 
die Energiewende nicht gelingen, weil uns irgend-
wann die Kosten über den Kopf wachsen werden! 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Dieses Geschachere der letzten Tage zeigt vor 
allem eines: Meine Damen und Herren, ich bin 
felsenfest davon überzeugt, dass die Frage, wie 
eine Kilowattstunde Strom in 20 Jahren, im Jahre 
2034, vergütet werden soll, nicht von Abgeordne-
ten - von Damen und Herren aus diesem Haus 
oder aus dem Deutschen Bundestag - beantwortet 
werden kann. Denn jeder Einzelne von uns - auch 
ich - ist völlig überfragt, wenn es darum geht, wie 
eine Kilowattstunde Onshorestrom oder Offsho-
restrom, wie eine Kilowattstunde Strom aus einer 
Photovoltaikanlage oder aus Geothermie oder 
woraus auch immer in 20 Jahren einen gerechten 
Preis findet.  

Um diese Frage zu beantworten, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, gibt es eine andere 
Institution; diese Institution heißt: Angebot und 
Nachfrage. Deswegen ist das, was ursprünglich in 
dem Referentenentwurf gestanden hat, richtig 
gewesen, nämlich dass ab 2017 diese Mechanis-
men in Deutschland endlich wieder greifen müs-
sen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich bin den Kolleginnen und Kollegen der Union 
außerordentlich dankbar dafür, dass sie die Eck-
punkte ihrer Vorstellungen, wie das Erneuerbare-
Energien-Gesetz in Zukunft aussehen soll, formu-
liert haben, und ich kann beim besten Willen nicht 
nachvollziehen, wie man sich diesen Forderungen 
verweigern kann. 

In dem Antrag steht, dass die Energiewende kos-
teneffizient, versorgungssicher und umweltfreund-
lich gestaltet werden muss. Das sollte in diesem 
Hause eigentlich Konsens sein.  

Die Strompreisbremse wird erwähnt - das hat der 
Bundeswirtschaftsminister vor einigen Wochen 
auch getan.  

Eigentlich sollte es nur logisch sein, dass der Aus-
bau der erneuerbaren Energien Hand in Hand und 
koordiniert mit dem Ausbau der Netze und der 
Speicherkapazitäten ablaufen muss.  

Ich frage mich, wie man in diesem Hohen Hause, 
Herr Kollege Becker, tatsächlich anders argumen-
tieren und diesem Antrag seine Zustimmung ver-
weigern kann. 
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Meine Damen und Herren, Herr Ministerpräsident, 
diese Landesregierung ist seit 17 Monaten in Nie-
dersachsen in Funktion. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Aber sie 
funktioniert nicht!) 

In Berlin dagegen befindet man sich noch im ers-
ten Jahr der aktuellen Legislaturperiode.  

Ich sage Ihnen eines: Das Zeitfenster, in dem Sie 
eine wirklich weitgehende Reform des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes erfolgreich umsetzen kön-
nen, schließt sich dramatisch schnell. Sie sollten 
jetzt konzertiert handeln und sich bitte schön nicht 
von grünen Lobbyistenvertretern am Nasenring 
durch die Manege führen lassen.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Dr. Hocker. - Zu Wort gemeldet 
hat sich jetzt der Kollege Volker Bajus für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Sie haben das Wort. 

Volker Bajus (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Mitunter wundert man sich ja dann doch 
über die Wandlungs- und Anpassungsfähigkeit der 
geschätzten Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU. Im letzten Jahr konnte man als geneigter 
Beobachter den Eindruck nicht loswerden, dass 
Sie nach der verlorenen Wahl immer noch trauern 
und mit der Oppositionsrolle partout nichts anfan-
gen wollen. Nun legen Sie uns gleich zwei Anträge 
vor - in Wirklichkeit sind es drei; heute Nachmittag 
kommt noch ein Antrag -, mit denen Sie die Lan-
desregierung auffordern. So weit, so gut. Wir sind 
ja hier auch der Landtag. 

Vermutlich, weil es sich weitgehend um bundespo-
litische Aspekte handelt, richten Sie Ihren Antrag 
aber ausdrücklich auch an den Bundeswirt-
schaftsminister. - Moment! Wieso eigentlich an den 
Minister? Üblich wäre es doch, die Regierung zu 
benennen. Denn in der Regierung gibt es auch 
noch eine Chefin, und die hat doch bekanntlich die 
Richtlinienkompetenz. Wenn ich mich richtig erin-
nere, ist das die Bundeskanzlerin, und die heißt, 
glaube ich, Angela Merkel und ist im Nebenberuf 
auch noch Vorsitzende Ihrer Partei. Haben Sie das 
alles schon vergessen, meine Damen und Herren 
von der CDU? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Sie regieren in Berlin! Nehmen Sie das doch ein-
mal zur Kenntnis!  

Wie sehr sind Sie denn inzwischen im Oppositi-
onsmodus angekommen, dass Sie diese Verant-
wortung hier gar nicht mehr anerkennen? Sie han-
deln lieber frei nach dem Motto: Verantwortung für 
die Energiewende im Bund? - Damit haben wir 
doch nichts mehr zu tun! - Haben Sie eben doch! 
Der Anstieg und die ungerechte Verteilung der 
EEG-Umlage, der schleppende Netzausbau, die 
Vernachlässigung von Energieeinsparung und der 
Effizienz von Speichertechnologien - das alles geht 
doch auf Ihr Konto, das der CDU! 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege, es gibt den Wunsch des Abgeordne-
ten Miesner nach einer Zwischenfrage. Gestatten 
Sie die? 

Volker Bajus (GRÜNE): 
Aber gern, Herr Miesner. Bitte!  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Miesner! 

Axel Miesner (CDU): 
Herr Bajus, das sind ja ganz konstruktive Vor-
schläge, die Sie hier unterbreiten. Diese Vorschlä-
ge haben Sie auch schon im Ausschuss unterbrei-
tet. 

Wenn es darum geht, dass Ihr Bundesenergiemi-
nister Gabriel erst dann arbeitet, wenn er von der 
Bundeskanzlerin Merkel dazu aufgefordert wird, 
dann können wir den Satz in unserem Antrag ger-
ne ändern. Darin liegt das Problem nicht. Darauf 
können wir gerne eingehen.  

(Björn Thümler [CDU]: Das ist doch 
ein konstruktiver Vorschlag!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Bitte schön, Herr Bajus! 

Volker Bajus (GRÜNE): 
Können Sie die Frage wiederholen?  

(Björn Thümler [CDU]: Das überfor-
dert Sie jetzt wohl!) 

Wo war jetzt die Frage?  

(Heiterkeit und Zustimmung bei den 
GRÜNEN) 
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Herr Miesner, was ich an der Bilanz der CDU-
Energiepolitik am Schlimmsten finde, ist, dass trotz 
des Ausbaus des Ökostroms die CO2-Emissionen 
wieder steigen. Neue, hoch effiziente Gaskraftwer-
ke mit Superwirkungsgraden gehen in diesen Ta-
gen vom Netz und Braunkohle-CO2-Schleudern 
bekommen von Ihnen Laufzeitverlängerung, künst-
lich beatmet durch absurd niedrige Preisen für 
CO2-Zertifikate.  

Die Reform des CO2-Handels auf EU-Ebene ha-
ben Sie mit der alten Bundesregierung, mit der 
FDP jahrelang erfolgreich sabotiert. Neue Vor-
schläge sehe ich bei Ihnen nicht. Fehlanzeige! 

Meine Damen und Herren, so geht offensichtlich 
Energiepolitik à la Angela Merkel: Klimaschutz 
predigen, aber Braunkohle fördern. - So nicht! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das zentrale Ziel der Energiewende, nämlich den 
Klimaschutz, haben Sie doch inzwischen vollstän-
dig aus den Augen verloren. So sieht nämlich zur-
zeit auch Ihr Beitrag zur EEG-Reform aus.  

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Herr Kol-
lege, Sie regieren aber doch mit in 
NRW, oder?) 

Da wurden die Ausbauziele für die Erneuerbaren 
so weit reduziert, dass die Klimaschutzziele, die 
die selbst ernannte Klimakanzlerin einmal definiert 
hat, bis 2050 doch gar nicht mehr erreicht werden 
können.  

Statt der günstigsten Energie - Wind onshore - 
freien Lauf zu lassen, soll diese nun massiv gede-
ckelt werden. Wind offshore stand gleich ganz vor 
dem Aus. Erst die - - - 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Bajus, es gibt noch einen Wunsch 
nach einer Zwischenfrage, und zwar vom Kollegen 
Martin Bäumer.  

Volker Bajus (GRÜNE): 
Ich möchte erst den Satz zu Ende bringen.  

Erst die Intervention der Länder konnte dieses 
widersinnige Vorhaben stoppen. Dafür, meine 
Damen und Herren, müssen wir uns ausdrücklich 
bei Stephan Weil und Stefan Wenzel bedanken, 
die sich hier in vorderster Linie dafür eingesetzt 
haben.  

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Jetzt bitte, Herr Bäumer!  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Bitte, Herr Bäumer! 

Martin Bäumer (CDU): 
Geschätzter Herr Kollege Bajus, in welchem 
Nachbarbundesland von Niedersachsen im Süd-
westen stehen sehr viele Kohlekraftwerke, und von 
welcher Mehrheit wird dieses Bundesland regiert? 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Bajus, Sie haben das Wort. 

Volker Bajus (GRÜNE): 
Das war wenigstens einmal eine Frage. - Geogra-
fieunterricht war nie so ganz meine Schwäche. Da 
wir beide aus dem Südwesten Niedersachsens 
kommen, nehme ich an, dass Sie Nordrhein-
Westfalen meinen. Natürlich gibt es da eine Tradi-
tion mit Kohlekraftwerken. Wenn Sie bei uns in 
Osnabrück auf dem Piesberg stehen, sehen wir 
gleich wunderbar Ibbenbüren.  

Die Frage ist, ob alle diese Kraftwerke - vorneweg 
die Braunkohlekraftwerke - wirklich noch diese 
zeitliche Perspektive bekommen müssen, 

(Zuruf von Martin Bäumer [CDU]) 

die Sie Ihnen im Moment geben, weil Sie jahrelang 
beim Thema CO2 nichts gemacht haben. Auch 
jetzt höre ich keinen Vorschlag, wie wir die Pro-
blematik des CO2-Ausstoßes bei diesen Kraftwer-
ken in den Griff kriegen. Auch hier höre ich von 
Ihnen wieder nur Polemik. Das muss doch nicht 
sein! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Frank Oesterhelweg [CDU]: Al-
so wissen Sie nicht, wer da regiert!) 

Morgen, meine Damen und Herren, wird der Bun-
destag die Novelle des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes beschließen. Warum folgt der Bundestag 
eigentlich nicht den Empfehlungen des Bundes-
rats? - Keine Diskriminierungen von Bürgerenergie 
und von kleinen Stadtwerken durch verfrühte Aus-
schreibungsmodelle oder Ausschreibungszwänge, 
keine destruktive Belastung des Eigenstroms aus 
Erneuerbaren und KWK, Vertrauensschutz für 
Wind onshore, Verschiebung des Stichtags auf 
den 1. Januar 2015 - das alles wäre verantwortli-
che Energiewendepolitik.  
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Stattdessen steht zu befürchten, dass Sie auch 
noch die Aufnahme der Länderöffnungsklausel für 
Mindestabstände zu Windkraftanlagen ins Bauge-
setzbuch beschließen werden.  

Dies, meine Damen und Herren, sind für Rot-Grün 
in Niedersachsen wichtige Themen, weil wir den 
Erfolg der Energiewende wollen. Von Ihnen aller-
dings kommen dazu zwei bzw. drei halbgare An-
träge, die mit Fragen und allgemeinen Floskeln 
von gestern die Thematik allenfalls streifen, aber 
keinen Beitrag zur Lösung bringen. 

Ihre Anträge sind nicht mehr als der glücklose 
Versuch, von Ihrer eigenen Verantwortung im 
Bund abzulenken. Sie können von uns nicht erwar-
ten, dass wir das unterstützen. Wir sind nicht dafür 
da - wir sind hier keine Lerngruppe -, Ihre schlech-
ten Anträge zu qualifizieren. Sie können nicht er-
warten, dass wir unsere Arbeit dafür investieren. 

Wir sorgen für die Energiewende in diesem Land. 
Denn das, was Sie tun, hilft uns nicht und auch 
nicht dem Land. Deswegen können wir es nur 
ablehnen.  

Vielen Dank.  

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Bajus. - Es gibt den 
Wunsch nach einer Kurzintervention. Herr Bäumer, 
bitte schön! 

Martin Bäumer (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lieber Kollege Bajus, man kann sich natür-
lich hier vorne hinstellen und mit salbungsvollen 
Worten viele Laute in dieses Plenum transportie-
ren, aber im Kern sehr deutlich an der Sache vor-
beireden. 

(Zustimmung von Björn Thümler 
[CDU] - Zuruf von der SPD: So, wie 
Sie das machen!) 

Tatsache ist doch, dass Sie es unterlassen haben, 
im Ausschuss von Ihrer Seite überhaupt eine Posi-
tion festzulegen. Sie lehnen heute hier im Plenum 
unsere Anträge ab, ohne die Arbeit zu machen, für 
die Sie hier überhaupt sitzen, nämlich eigene Ge-
danken zu entwickeln und einmal selber zu sa-
gen - das ist das, was Ihnen vorhin der Kollege 
Miesner deutlich gesagt hat -, wohin Sie wollen.  

Die gesamten Verbände in Niedersachsen aus den 
Bereichen der erneuerbaren Energien, der Wind-
energie und die Biogasindustrie vermissen es 
schmerzlich, dass sie einmal eine Position von der 
linken Seite hier im Haus zu hören bekommen, 
dass Sie ganz klar sagen, was Sie wollen. Sie 
schimpfen, Sie meckern, Sie lehnen unsere Anträ-
ge ab, aber selber leisten Sie keinen einzigen Bei-
trag. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Das, was ich darüber hinaus als überaus schäbig 
empfinde, ist, dass Sie auf der Kohlekraft herum-
dreschen, dass Sie vorhin meine Frage nur zur 
Hälfte beantwortet haben, dass Sie es unterlassen 
haben zu sagen, dass es gerade Hannelore Kraft 
aus Nordrhein-Westfalen, aus einem rot-grün re-
gierten Bundesland, ist, die sich auf Bundesebene 
durchgesetzt und allein dafür gesorgt hat - mit 
Unterstützung der Grünen in Nordrhein-Westfa-
len -, dass Kohlekraft solch eine bedeutende Rolle 
spielt.  

Also stellen Sie sich hier nicht hin und tun Sie nicht 
so, als wären die Grünen die beste Partei, sondern 
anerkennen Sie auch, dass sie an der Stelle dieje-
nigen sind, die Wasser predigen und Wein trinken! 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Bäumer. - Jetzt hat Herr Bajus 
noch das Wort, um zu antworten. 

Volker Bajus (GRÜNE): 
Ja, in der Tat, es fällt mir schwer zu akzeptieren, 
hier schulmeisterlich geriegelt zu werden  - - - Oder 
wie sagt man?  

(Zurufe: Geschurigelt!) 

- Geschurigelt zu werden. Denn uns Arbeitsver-
weigerung zu unterstellen, ist nicht weniger als 
eine Unverschämtheit, Herr Bäumer. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Björn 
Thümler [CDU]: Das ist die Wahrheit!) 

Rot-Grün hat hier zum Thema Erneuerbare-
Energien-Gesetz einen außerordentlich qualifizier-
ten Antrag gegen Ihre Stimmen - das hat mich 
auch nicht gewundert - und gegen die Stimmen 
der FDP im Herbst des letzten Jahres auf den Weg 
gebracht und beschlossen. Das waren die Eckpfei-
ler, auf der unsere Landesregierung interveniert 
hat, was das Thema Erneuerbare-Energien-Gesetz 
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angeht. Das ist sehr wohl von den auch in unse-
rem Bundesland beheimateten Branchen goutiert 
und unterstützt, ausdrücklich begrüßt worden. 

Zum Zweiten haben wir hier mit Ihren Stimmen 
zum Thema „Besondere Ausgleichsregelung“ 
ebenfalls einen Antrag beschlossen, bei dem es 
insbesondere auch um die Effizienz und die Wirt-
schaftlichkeit von Maßnahmen geht. Wir müssen 
uns hier nicht von Ihnen anhören, was wir getan 
oder nicht getan haben. Das wissen wir durchaus 
selber. Unsere Leistungsbilanz kann sich sehen 
lassen. 

Im Ausschuss - darauf haben Sie ja abgehoben - 
konnten Sie nicht einmal erläutern, warum die eine 
oder andere bereits erledigte Sache noch in die-
sem Antrag steht oder was Sie mit dem einen oder 
anderen Punkt meinen. Wir haben mehrfach nach-
gefragt; Sie sind die Antwort bis heute schuldig 
geblieben. 

Noch einmal: Wir sind nicht dafür da, schlechte 
Anträge zu qualifizieren. Das hier ist keine Lern-
gruppe, das hier ist der Niedersächsische Landtag. 
Das müssen auch Sie langsam akzeptieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Bajus. - Jetzt hat sich 
der Umweltminister zu Wort gemeldet. Herr Minis-
ter Wenzel, Sie haben das Wort. 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Bäumer, ich glaube, wir waren 
in diesem Haus in der Energiepolitik schon einmal 
näher zusammen. Wir waren uns einig, dass Pla-
nungssicherheit und Verlässlichkeit Grundelemen-
te jeder Reform sein sollten. 

Wenn ich gucke, wer Adressat Ihres Antrages ist, 
stellt sich mir in der Tat die Frage: Warum wird hier 
nicht die Kanzlerin adressiert? Warum wird hier 
nicht der Energiekommissar adressiert? Beide 
tragen maßgeblich Verantwortung in diesem Be-
reich. Sie stehen Ihnen zumindest parteipolitisch 
nahe, sodass Sie zu ihnen Zugang haben dürften. 

Angesichts der Ereignisse der letzten Tage habe 
ich das Gefühl, die CDU steht in der Energiepolitik 
etwas neben sich.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Seit Monaten wird über eine Reform des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes gesprochen, verhandelt, 
diskutiert, beraten; Herr Bajus hat darauf hinge-
wiesen, welche Eckpunkte hier im Landtag dazu 
beschlossen wurden. Und dann kommt die EU-
Kommission - bei der für die Energiepolitik der EU-
Kommissar Oettinger zuständig ist -, haut an meh-
reren Stellen dazwischen und fordert praktisch in 
letzter Sekunde Änderungen, die die gesamten 
Beratungen in ihrer zeitlichen Abfolge völlig infrage 
stellen können. 

Meine Damen und Herren, da fragt man sich doch 
schon: Wer hat das geplant? Wer hat hier nicht 
rechtzeitig darauf hingewiesen, dass noch Ände-
rungen notwendig sind?  

In dieser Form habe ich das in meiner politischen 
Praxis noch nicht erlebt. Herr Bäumer, ich würde 
erwarten, dass dazu auch von Ihrer Seite ein deut-
liches Wort gesprochen wird. 

Wir haben sehr intensiv über die Frage gespro-
chen, wie wir Planungssicherheit und Verlässlich-
keit hinbekommen. Der Ministerpräsident hat in der 
Ministerpräsidentenkonferenz eine ganze Reihe 
von Punkten durchsetzen können, zusammen mit 
anderen Bundesländern, die den ursprünglichen 
Entwurf ganz maßgeblich verändert haben. Wir 
haben dann im Bundesrat eine Vielzahl von Ände-
rungen auf den Weg gebracht. Viele waren Korrek-
turvorschläge technischer Natur; aber einige waren 
sehr substanziell. Wir erwarten hier Berücksichti-
gung und Umsetzung. 

Herr Bäumer, Sie schlagen Kapazitätsmärkte vor, 
verlieren aber kein Wort dazu, welche finanziellen 
Auswirkungen Ihr Vorschlag hat und wie das ge-
nau gestaltet werden soll. 

Zum Thema Netzausbau schlagen Sie nur einige 
sehr allgemeine Formulierungen vor. Sie wissen 
ganz genau: Hier sind entscheidende Veränderun-
gen vorgenommen worden. Die Bundesnetzagen-
tur ist z. B. für die Trasse SuedLink zuständig. 
Interessant ist, dass Sie, kaum dass diese Verän-
derung vorgenommen wurde, parteipolitisch in 
weiten Teilen schon wieder Abstand davon neh-
men. Ich erwarte an dieser Stelle, dass man zu-
mindest einen gewissen Zeitraum zu seinen Vor-
schlägen steht und versucht, gemeinsam dafür 
einzutreten. Das ist, um am Ende erfolgreich sein 
und verlässliche Rahmenbedingungen für die Bür-
gerinnen und Bürger sowie für die Unternehmen 
gestalten zu können, unbedingt notwendig. 
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Zum Stichwort „Energieeffizienz“: Auch da gibt es 
Umsetzungsdefizite auf Bundesebene. Auch da ist 
die Umsetzung einer EU-Richtlinie im Zeitverzug 
und muss unbedingt vorangebracht werden. 

Last, but not least: Der Emissionshandel fehlt völ-
lig. Der hat aber ganz entscheidende Bedeutung 
für den künftigen Energiemarkt. Der hat auch 
durchschlagende Wirkung auf die Höhe der EEG-
Umlage, weil die sich an den Differenzkosten be-
misst. Das ist in der Vergangenheit leider nicht in 
dieser Schärfe wahrgenommen worden. Es muss 
aber berücksichtigt werden, wenn man über die 
Zukunft der Energiepolitik spricht. 

Meine Damen und Herren, deshalb sage ich an 
dieser Stelle: Der Bundesrat hat die Zwänge, in 
denen sich die Bundesregierung aufgrund der 
europarechtlichen Rahmenbedingungen befindet, 
sehr wohl wahrgenommen und hat deshalb sehr 
genau geprüft, ob eine Anrufung des Vermittlungs-
ausschusses erforderlich ist. Er hat sehr deutlich 
die Erwartung geäußert, dass die Verabredungen 
der Ministerpräsidentenkonferenz in dem Gesetz-
entwurf tatsächlich umgesetzt werden. Er hat auch 
die Erwartung deutlich gemacht, dass die Vor-
schläge des Bundesrates sehr genau geprüft wer-
den, dass die technischen Veränderungen über-
nommen werden. Denn es geht hier schlicht dar-
um, dieses Gesetz an die Realitäten anzupassen, 
sodass man nicht hinterher mit einer weiteren No-
velle kommen muss. Die Eckpunkte, die wir z. B. 
zum Thema Eigenstrom formuliert haben, wollen 
wir berücksichtigt sehen. 

Herr Bäumer, ich setze darauf, dass die CDU als 
Regierungspartei im Bund und als die Partei, die 
derzeit - noch - den Energiekommissar stellt, auch 
in Zukunft für die zentralen Verabredungen ein-
steht, die sie in der Vergangenheit mit auf den 
Weg gebracht hat, und sie auch in Zukunft mitträgt. 
- Zur FDP sage ich jetzt nichts; bei ihr habe ich 
nicht mehr so viel Hoffnung. - Das ist erforderlich, 
wenn man Verlässlichkeit und Planungssicherheit 
bei der Energiewende will. Das sehe ich aber im 
Moment an vielen Stellen gefährdet. 

Ich danke Ihnen fürs Zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung zu Nr. 1 der 
Beschlussempfehlung. 

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses folgen und damit den Antrag der Fraktion 
der CDU in der Drucksache 17/1431 ablehnen will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Das Erste war die Mehrheit. Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung zu Nr. 2 der Be-
schlussempfehlung. 

Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses folgen und damit auch den Antrag der 
Fraktion der CDU in der Drucksache 17/1432 ab-
lehnen will, den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. 
- Gegenstimmen? - Auch hier war das Erste die 
Mehrheit. Dann ist es so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt ver-
einbarungsgemäß zu dem vorgezogenen 

Tagesordnungspunkt 40: 
Erste Beratung: 
Harzwasserwerke müssen Teil der kommuna-
len Daseinsvorsorge bleiben - Antrag der Frakti-
on der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen - Drs. 17/1617  

Die Einbringung macht die Kollegin Maaret West-
phely, Bündnis 90/Die Grünen. Bitte schön! 

Maaret Westphely (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Bereits im März haben sieben der elf 
Anteilseigner der Harzwasserwerke den Konsorti-
alvertrag gekündigt. Sie wollen sich damit zumin-
dest die Option offenhalten, aus den Harzwasser-
werken auszusteigen. Er rechne „mit einem Aus-
stieg von Anteilseignern“, wird der Harzwasser-
werke-Geschäftsführer Droste in der HAZ vom 
19. März dieses Jahres zitiert. Auch der Grund der 
Ausstiegspläne wird dort genannt: Die Rendite ist 
zu gering. 

Ich habe die Renditeerwartungen der einzelnen 
Anteilseigner nicht zu bewerten, erlaube mir aber 
trotzdem die Anmerkung, dass eine Rendite von 
über 5 Millionen Euro bei einem Aktivabestand von 
gut 100 Millionen Euro so schlecht auch nicht ist, 
vor allem in Zeiten niedriger Zinsen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 1996 hat das 
Land die Harzwasserwerke an ein Konsortium 
verkauft, das überwiegend aus kommunalen, aber 
auch aus privaten Unternehmen besteht. Ob man 
das heute auch noch so machen würde, sei dahin-
gestellt. Vor knapp 20 Jahren war noch die Auffas-
sung verbreitet, dass „privat“ grundsätzlich besser 
sei als „Staat“. 

Trotzdem war der wesentliche Grund dafür, dass 
ebendiese Käufergruppe unter mehreren Interes-
senten ausgewählt wurde, die Tatsache, dass es 
sich bei den Käufern überwiegend um kommunale 
Unternehmen handelt, d. h. um Unternehmen, die 
demokratisch kontrolliert sind, die Interesse an 
einem langfristigen Engagement haben und die 
natürlich unter einem besonderen Rechtferti-
gungsdruck stehen, wenn die Preise erhöht wer-
den sollen.  

Das, liebe Kollegen, soll auch so bleiben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Der Landtag hat sich mit seinem Beschluss vom 
Mai letzten Jahres unter dem Titel „Privatisierung 
verhindern - Wasserversorgung muss Teil der 
kommunalen Daseinsvorsorge bleiben“ eindeutig 
gegen die Privatisierung der Wasserversorgung 
ausgesprochen. Ich habe mir noch mal ange-
schaut, was Herr Dr. Deneke-Jöhrens von der 
CDU-Fraktion damals von dieser Stelle aus gesagt 
hat. Sie haben unserem Antrag damals zwar nicht 
zugestimmt. Aber in der Ablehnung der Privatisie-
rung der Wasserversorgung waren wir zumindest 
mit der CDU einer Meinung. Das lässt hoffen, dass 
wir auch bei diesem Antrag eine breitere Mehrheit 
hinkriegen. 

Wir müssen nämlich einer möglichen Privatisierung 
der Harzwasserwerke nicht tatenlos zusehen. Das 
Land hat einen Zustimmungsvorbehalt zum Ver-
kauf der Anteile. Den können und müssen wir nut-
zen, so gut es geht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das sind wir den Kundinnen und Kunden, die auf 
Trinkwasser zu einem vernünftigen Preis angewie-
sen sind, schuldig. Sich hier als Land frühzeitig klar 
zu positionieren, schafft auch bei den Anteilseig-
nern der Harzwasserwerke Klarheit. 

Wir sagen den kommunalen Unternehmen und 
den politischen Vertretern in den Gremien dieser 
Unternehmen ganz klar: Wir können euch nicht 
daran hindern, aus den Harzwasserwerken auszu-

steigen. Aber wir wollen Sorge dafür tragen, dass 
die Harzwasserwerke überwiegend im Eigentum 
kommunaler Versorger bleiben. - Dabei ist uns 
sehr wohl bewusst, dass damit natürlich auch der 
Kreis der potenziellen Käufer eingeschränkt ist. 
Dabei ist uns auch bewusst, dass ein einge-
schränkter Käuferkreis möglicherweise den Preis 
beeinflusst, der für die Anteile zu erzielen ist. 

Vor diesem Hintergrund ist dann natürlich auch 
von den einzelnen Anteilseignern eventuell noch 
einmal neu die Frage zu bewerten, ob ein Ausstieg 
sinnvoll ist oder nicht. Wenn das Ergebnis dieser 
Überlegungen wäre, es bleibt wie es ist, dann soll 
mir das sehr recht sein.  

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank Frau Westphely. - Das Wort hat jetzt 
die Abgeordnete Petra Emmerich-Kopatsch von 
der SPD-Fraktion. Bitte schön! 

Petra Emmerich-Kopatsch (SPD): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Harzwasserwerke sind Teil der 
kommunalen Daseinsvorsorge und sollen es natür-
lich auch bleiben.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Aufgeschreckt durch die Meldung, dass sich sie-
ben Anteilseigner eventuell von Teilen der Harz-
wasserwerke trennen wollen oder eine Änderung 
der Gesellschaftsstruktur anstreben, gab es auch 
bei uns zu Hause große Debatten und große 
Ängste, sind doch die Mehrheit der Anteilseigner 
öffentliche Versorger.  

Aber inzwischen hat sich herausgestellt, dass das 
alles wohl so bleiben soll. Mit dieser Landtagsent-
schließung, von der ich hoffe, dass sie eine breite 
Zustimmung findet, sorgen wir mit dafür, dass es 
auch so bleiben wird. Eine Veräußerung von Ge-
sellschaftsanteilen ist nur mit Zustimmung des 
Landes möglich. Das gilt auch für Umstrukturie-
rungen, sodass wir eigentlich immer, mindestens 
aber über das Wirtschaftsministerium, rechtzeitig 
über alle Planungen informiert sein müssten. 

Mit dem Landtagsbeschluss, den wir gemeinsam 
mit den Grünen letztes Jahr gefasst haben, wo-
nach Wasser kein gewöhnliches Gut und vor allem 
kein gewöhnliches Geschäft ist, haben wir dieses 
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Ansinnen, dass Wasser in öffentlicher Hand blei-
ben muss, bekräftigt. Heute passt das natürlich 
sehr gut dazu. Es ist kein Geschäft, das privaten 
Renditeninteressen untergeordnet werden darf. 
Von daher bitten wir die Landesregierung, falls es 
tatsächlich zum Verkauf von Anteilen kommen 
sollte - man muss das alles im Konjunktiv halten -, 
den Einfluss geltend zu machen, um die Harzwas-
serwerke in öffentlichen Händen zu behalten. Aber 
natürlich haben wir auch keinen Zweifel, dass die 
Landesregierung in dieser Weise agieren wird. 

Jetzt möchte ich aber zu den Harzwasserwerken 
im Allgemeinen kommen. Seit dem Verkauf 1996 - 
darum gab es auch jede Menge Ärger - haben sich 
die Harzwasserwerke sehr gut entwickelt. Ich 
möchte für meine Fraktion die Gelegenheit nutzen, 
dem Geschäftsführer Herrn Droste und all seinen 
Mitarbeitern für die hervorragende Arbeit zu dan-
ken. 

(Zustimmung bei der SPD, bei der 
CDU und bei den GRÜNEN) 

Die Harzwasserwerke sind nicht nur für die Trink-
wassergewinnung da, sondern auch für den Be-
trieb von Talsperren, für deren Instandhaltung und 
Instandsetzung, für den Hochwasserschutz - ein 
ganz wesentlicher Aspekt in ganz Niedersachsen -, 
und sie haben, was für uns im Harz wichtig ist, 
auch eine Aufgabe übernommen, die mit Wasser 
ganz wenig oder nur am Rande zu tun hat. Sie 
setzen sich mit einer Million Euro pro Jahr für den 
Erhalt des Weltkulturerbes Oberharzer Wasserre-
gal ein. Sie halten Teiche, Gräben und Kultur-
denkmale in Ordnung, meist zusammen mit der 
Forstverwaltung und in exzellenter Weise. Die 
Mitarbeit des Geschäftsführers in allen Gremien 
des Weltkulturerbes der UNESCO zeigt die starke 
Verwurzelung und Verbundenheit mit unserer Re-
gion. Das wäre sicherlich alles nicht so, wären die 
Harzwasserwerke in rein privaten Händen, weil 
man sich solche - so sage ich einmal - Luxusaktivi-
täten dann sicherlich nicht leisten könnte. 

Bei uns sind die Harzwasserwerke wie in Hildes-
heim hoch geschätzt. Wir wissen, dass unsere 
regionalen Interessen gut vertreten sind. Es wird 
insgesamt für gesundes reines Wasser bis nach 
Bremen hin gesorgt. Als betroffene Anwohnerin 
möchte ich bekräftigen, dass alles so bleiben soll, 
wie es ist.  

Deshalb ist dieser Vorratsbeschluss heute zwar 
vorsorglich, aber notwendig. Der Sachstand bei 
den Harzwasserwerken ist bislang der, dass zur-
zeit eine Bewertung der möglichen Geschäftsantei-

le erfolgt. Bis Herbst soll überlegt werden, ob 
überhaupt Anteile abgegeben werden sollen, ob 
sie eventuell getauscht oder konzentriert werden 
und wer sie bekommen könnte oder haben möch-
te. Auf jeden Fall ist in der Planung nicht vorgese-
hen, dass sie an Private gehen. Das ist schon 
einmal gut so.  

Die SPD im Landkreis Goslar hat sich überlegt, 
dass es sogar ein gutes Geschäft sein könnte, 
wenn sich der Landkreis Goslar direkt an den 
Harzwasserwerken beteiligen würde, falls es zu 
möglichen Käufen käme; denn das wäre gut für 
unsere Region und für den Landkreis ein sicheres 
Engagement. Wir könnten die Mitbestimmung auf 
die Harzwasserwerke etwas ausdehnen und wüss-
ten immer, was passiert. Die Standortkommunen 
wie Hildesheim, Clausthal, Goslar mit dem Kolle-
gen Saipa und Osterode mit dem Kollegen Haus-
mann hätten etwas mehr Einfluss auf das, was 
zukünftig zu geschehen hat. 

Ich möchte schließen mit dem Dank an die Mitar-
beiter und die Geschäftsführung der Harzwasser-
werke. Wir können allen versprechen, dass es zu 
keiner Verschlechterung kommt. Insbesondere 
Mitarbeitern, die sich Sorgen gemacht haben nach 
der Zeitungsberichterstattung, wollten wir mitteilen: 
Wir versprechen Ihnen hier, die Harzwasserwerke 
bleiben Teil der wesentlichen Daseinsvorsorge und 
mehrheitlich in öffentlicher Hand. Wir wollen Flag-
ge zeigen für bezahlbares gutes Wasser und den 
Bestand der Harzwasserwerke. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Es hat sich der Kollege Frank 
Oesterhelweg von der CDU-Fraktion zu Wort ge-
meldet.  

Frank Oesterhelweg (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! In der Tat: Die Harzwasserwerke müssen 
Teil der kommunalen Daseinsvorsorge bleiben. 
Punkt. 216 988 258,33 DM sind im Jahr 1996 
durch den Verkauf der Harzwasserwerke erzielt 
worden und dann irgendwo im Landeshalt versi-
ckert.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Wer hat da-
mals eigentlich regiert?) 
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Nur damit es nicht ganz vergessen wird - wir ha-
ben sehr interessante Versuche erlebt, drum her-
um zu reden -, möchte ich noch mal die Frage 
stellen: Wer hat denn die Harzwasserwerke ver-
kauft? Wer hat es denn gemacht?  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Interessante 
Frage!) 

Nicht die Schweizer, nicht die Schwarzen, nein, es 
waren die Roten - das gehört zur Wahrheit dazu, 
meine sehr verehrten Damen und Herren - 

(Beifall bei der CDU) 

und vorneweg der örtlich betroffene Abgeordnete 
Sigmar Gabriel, der davon wahrscheinlich aber 
heute nichts mehr weiß. Das ist die typische Ver-
haltensweise, meine sehr verehrten Damen und 
Herren: Erst den Laden ausräumen und dann ganz 
laut schreien „Haltet den Dieb!“ Das lassen wir 
Ihnen nicht durchgehen. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben jetzt gemeinsam ein Problem zu lösen, das 
Sie verursacht haben. Ich will es Ihnen ganz ein-
deutig sagen: Wir sind auch dazu bereit, zu unter-
stützen und mitzutragen, worum es in Ihrem Antrag 
geht.  

Als wir von den Verkaufsabsichten hörten - Ende 
Februar, Anfang März -, haben wir sofort mit einer 
Pressemitteilung reagiert. Das war eine eindeutige 
Stellungnahme. Wir sind in den ersten Apriltagen 
bei den Harzwasserwerken gewesen. Wir haben 
auch eine Anfrage an die Landesregierung gerich-
tet, um das Thema ins Parlament zu bringen. 

Meine Damen und Herren, die Gesellschafter ste-
hen in der Tat im Spannungsfeld zwischen der 
Rendite für eingesetztes Kapital und dem Bestre-
ben, als Wasserversorger erstens Wasser zu 
günstigen Preisen einzukaufen und zweitens dann 
auch günstig anzubieten, d. h. Kompromisse sind 
gefragt. Es geht eben nicht nur - das ist auch bei 
den Vorrednerinnen deutlich geworden - um die 
Wasserversorgung. Es geht auch um viele andere 
Aufgaben, die, Frau Kollegin Emmerich-Kopatsch, 
nicht nur Luxusaktivitäten sind. Aber ich nehme an, 
dass ich Sie richtig verstanden habe. 

Es geht neben der Versorgung großer Bereiche 
hier im Lande mit Trinkwasser auch um die Frage 
des Hochwasserschutzes. Ich weiß, worüber ich 
rede. Ich wirtschafte und lebe an der Oker. Das ist 
bei uns ein fast alltägliches Thema. Es geht eben 
auch um Niedrigwasseraufhöhung. 

Es geht um die Gewinnung von Energie aus Was-
serkraft. Es geht auch, da haben Sie vollkommen 
recht, um die Erhaltung des Oberharzer Wasserre-
gals. 

Ich sage es deutlich: Ich schließe mich dem Dank 
in Richtung Hildesheim, in Richtung der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sowie der Geschäftsleitung 
an. Diese Aufgaben werden in exzellenter Art und 
Weise von den Harzwasserwerken erfüllt. 

Ich habe im Rahmen einer Kleinen Anfrage ge-
meinsam mit den Kollegen Götz und Thiele ge-
fragt: 

„Wie steht die Landesregierung zu der For-
derung, sie selbst solle als Käufer für die 
Harzwasserwerke auftreten?“ 

Die Antwort der Landesregierung lautete wie folgt: 

„Der Landesregierung ist eine solche Forde-
rung nicht bekannt.“ 

Interessant! 

„Zudem geht die Landesregierung unabhän-
gig von möglicherweise angedachten Ver-
änderungen im Gesellschafterkreis der 
HWW davon aus, dass insbesondere die be-
teiligten Kommunen als Träger der Daseins-
fürsorge ihren Verpflichtungen im Bereich 
der Wasserversorgung verantwortungsbe-
wusst nachkommen.“ 

Da wurde noch etwas abgewiegelt. Wenn das 
tatsächlich so wäre und wenn Sie Ihrer Regierung 
tatsächlich vertrauen würden, hätten Sie heute 
diesen Antrag nicht einbringen müssen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. 

(Petra Emmerich-Kopatsch [SPD]: 
Man muss gar keine Anträge einbrin-
gen!) 

Dann wäre er in der Tat nicht notwendig gewesen. 
Aber Sie haben dieses Vertrauen nicht, und, ehr-
lich gesagt, auch wir haben es nicht. 

Wer will denn eigentlich verkaufen? Bestimmte 
Gesellschafter, beispielsweise aus dem kommuna-
len Bereich - klar! -, beispielsweise aus Hannover, 
beispielsweise aus Braunschweig, aus Hamburg 
und auch aus Bremen. Also bitte nicht nur große 
Lippenbekenntnisse und Forderungen hier im 
Landtag erheben, sondern konkrete Einflussnah-
me in den kommunalen Gremien, in denen Sie mit 
Sitz und Stimme über Kollegen oder Genossen - 
wie auch immer man sie nennt - vertreten sind! 
Ganz konkrete Einflussnahme dort, wo Sie Einfluss 
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nehmen können, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! 

(Beifall bei der CDU) 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD und den Grünen, Ihr Antrag geht in die richti-
ge Richtung. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Kollege, eine Sekunde! Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage von Herrn Kollegen Heere? 

Frank Oesterhelweg (CDU): 

Nein, vielen Dank. Herr Heere hat nachher noch 
die Möglichkeit, sich zu Wort zu melden. 

Wir brauchen die deutlich erkennbare Bereitschaft 
des Landes, im Bedarfsfall die kleinen Gesellschaf-
ter, die Kommunen, und vielleicht auch ein Konsor-
tium um den Wasserverbandstag beim Anteilskauf 
zu unterstützen. Ferner brauchen wir das eindeuti-
ge - nicht nur das zwischen den Zeilen herausles-
bare, sondern das eindeutige - Bekenntnis des 
Landes, eventuell auch selbst wieder bei den 
Harzwasserwerken einzusteigen. 

Ich freue mich auf spannende, auf interessante 
Beratungen. Ich will noch einmal betonen: Im 
Bestreben, die Harzwasserwerke so arbeitsfähig 
und erfolgreich zu erhalten, wie sie sind, passt im 
Endergebnis zwischen uns sicherlich kein Blatt 
Papier. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Oesterhelweg. - Zu Wort gemel-
det hat sich Herr Kollege Björn Försterling von der 
FDP-Fraktion. 

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Zunächst einmal begrüße ich die Initiative 
der Regierungsfraktionen in diesem Punkt. Das ist 
tatsächlich ein sehr spannender Sachverhalt. 

Zunächst einmal muss man feststellen: Die Harz-
wasserwerke sind sehr gut aufgestellt. Dafür ein 
Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Harzwasserwerke! 

(Beifall) 

Die Kollegin Westphely hat schon zu Recht gesagt: 
Die Rendite ist mit 5 Millionen Euro jährlich gar 
nicht schlecht. Trotzdem wollen jetzt scheinbar 
einige Anteilseigener ihre Anteile verkaufen und 
lassen, ohne dass es offensichtlich überhaupt ei-
nen Investor gibt, vorsichtshalber schon mal 
durchsickern, dass sie ein entsprechendes Ver-
kaufsinteresse haben. Daraufhin zeigt sich die 
Politik - natürlich zu Recht - besorgt; denn schließ-
lich geht es hier um eine große Versorgungsauf-
gabe im Umfang von 90 Millionen m³ Trinkwasser 
je Jahr. 

Tatsächlich stellt man sich die Frage, was diese 
Anteilseigner ansonsten mit ihrem Kapital machen 
wollen; denn mit 5 % fährt es derzeit eine recht 
gute Rendite ein. Haben sie etwa andere Möglich-
keiten, eine bessere Rendite zu erzielen? Ich 
glaube, ehrlich gesagt, so ganz einfach ist es in 
der heutigen Zeit nicht, mit diesem Kapital eine 
bessere Rendite einzufahren. 

Deswegen bin ich sehr gespannt, wie die Beratun-
gen im Ausschuss weitergehen. Vielleicht finden 
wir die tatsächlichen Hintergründe dieser Diskussi-
on. Natürlich ist es spannend, wenn man erfährt - 
das hat die Kollegin Emmerich-Kopatsch zu Recht 
gesagt -, dass hierbei rund 1 Million Euro jährlich 
u. a. für das Oberharzer Wasserregal investiert 
werden, wofür wir den Harzwasserwerken sehr 
dankbar sind. Aber vor dem Hintergrund, dass die 
Rendite von 5 auf sogar 6 % erhöht werden könn-
te, wenn beispielsweise ein anderer Träger für 
diese 1 Million Euro aufkäme, kommt dem einen 
oder anderen Anteilseigner eine solche politische 
Diskussion ganz gut zupass, weil das eine Stelle 
ist, an der man die Rendite recht gut erhöhen 
könnte, wenn man die Politik plötzlich dazu zwingt, 
hier trotz der Beschlüsse aus den 90er-Jahren 
nachzusteuern. 

Deswegen werden wir die Beratungen im Aus-
schuss vonseiten der FDP-Fraktion unter diesen 
wirtschaftlichen Aspekten sehr gerne begleiten, 
weil uns daran gelegen ist, in Erfahrung zu brin-
gen, ob es überhaupt mögliche private Investoren 
gibt und was tatsächlich hinter den Absichten 
steckt, die Anteile zu verkaufen. Darauf freuen wir 
uns. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke, Herr Kollege Försterling. - Zu Wort gemel-
det hat sich Herr Minister Lies. Bitte schön! 
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Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der Zugang zu Wasser ist ein Menschenrecht. 
Wasserversorgung ist elementarer Teil der kom-
munalen Daseinsvorsorge. Das klare Signal: Diese 
darf nicht privaten Renditeinteressen unterstellt 
werden! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die Landesregierung, meine Damen und Herren, 
unterstützt diese Ziele. Sie stimmt mit der Position 
des Landtages aus der Entschließung vom 29. Mai 
2013 überein. Der Landtag hat die Landesregie-
rung in dieser Entschließung aufgefordert, sich 
dafür einzusetzen, dass die Wasserversorgung in 
Niedersachsen im Eigentum der öffentlichen Hand 
bleibt. Die Landesregierung bekennt sich uneinge-
schränkt zu diesen Zielen. Entsprechend handelt 
sie bei den Harzwasserwerken. 

Kurz zur Vorgeschichte: Die Harzwasserwerke 
sind 1996 an eine Kundenkäufergruppe verkauft 
worden, die aus elf Anteilseignern besteht. Die 
Anteilseigner bestehen aus zwei Gruppen, nämlich 
den Stadtwerken, also Kommunalunternehmen, 
und Energieversorgern, die im Wesentlichen von 
Kommunen getragen werden bzw. die an ihnen 
beteiligt sind. 

Die Harzwasserwerke sind vom Land zur Trink-
wassergewinnung, zum Erhalt und Betrieb diverser 
Talsperren, zum Hochwasserschutz, zur Wasser-
bewirtschaftung und insbesondere - wir haben es 
mehrfach gehört - zum Erhalt des Oberharzer 
Wasserregals verpflichtet. 

Der Verkauf von Geschäftsanteilen an Dritte ist 
laut Vertrag nur mit Zustimmung des Landes mög-
lich. Ich glaube, das ist der ganz entscheidende 
Punkt, über den wir hier heute sprechen. 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Gebt ihr die, 
oder gebt ihr die nicht?) 

Damit soll für den Fall des Verkaufs sichergestellt 
werden, dass der Käufer in alle Bestimmungen des 
seinerzeitigen Kaufvertrages eintritt. Ich möchte an 
dieser Stelle ganz klar versichern: Das Land Nie-
dersachsen wird seine Einflussmöglichkeiten dafür 
absolut und generell nutzen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die Anteilseigner haben ihre Verhältnisse unter-
einander in einem Vertrag geregelt. Diesen Kon-
sortialvertrag haben einige Anteilseigner, die zu-
sammen einen Großteil der Anteile tragen, gekün-
digt. Die Kündigungsfrist beträgt dem Vernehmen 
nach ein Jahr. Vor Anfang 2015 ist deshalb mit 
keinen konkreten Aktivitäten zu rechnen. Wichtig 
ist aber: Die Kündigung des Konsortialvertrages 
hat keine Auswirkungen auf die Verträge zwischen 
dem Land und den Harzwasserwerken zu den 
Talsperren und zum Wasserregal. 

Die Vertreter der Harzwasserwerke haben uns 
gegenüber zum Ausdruck gebracht, dass ihnen an 
einer stärkeren Bündelung der Anteilseignerschaft 
gelegen ist. Die Gesellschafter sind - so wurde uns 
klar signalisiert - an einem geordneten und trans-
parenten Verfahren interessiert. Und ganz wichtig: 
Die Gesellschafter haben erklärt, dass sie kein 
Interesse daran haben, ihre Anteile an reine Fi-
nanzinvestoren zu verkaufen. Ich glaub, das ist 
eine klare und wichtige Botschaft der Anteilseigner. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir erwarten, meine Damen und Herren, dass am 
Ende des Prozesses eher eine Stärkung des Ein-
flusses der Stadtwerkeseite und somit der öffentli-
chen Hand steht. Gleichzeitig erwarten wir damit 
aber auch eine schlankere und bessere Eigentü-
merstruktur. 

Ich möchte Ihnen deshalb heute versichern, dass 
das Land seine Einflussmöglichkeiten voll aus-
schöpfen wird, um den öffentlichen Einfluss auf die 
Harzwasserwerke auf Dauer zu sichern. 

Herzlichen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister Lies. - Wir sind jetzt am 
Ende der Beratungen. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.  

Federführend soll der Ausschuss für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr sein, mitberatend der Aus-
schuss für Haushalt und Finanzen. Wer dieser 
Überweisung zustimmen möchte, den bitte ich um 
ein Handzeichen. - Dann ist das so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der 
Vormittagssitzung. Um 15 Uhr machen wir mit den 
Beschlussempfehlungen zu Eingaben weiter. Ich 
wünsche Ihnen eine schöne Mittagspause! 
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(Unterbrechung der Sitzung von 
13.30 Uhr bis 15.00 Uhr) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist 15 Uhr. Ich 
darf Sie zur Nachmittagssitzung herzlich begrüßen 
und daran erinnern, dass Herr Präsident Buse-
mann heute Morgen in unser aller Interesse eine 
Zeitvorgabe gemacht hat und wir uns jetzt gemein-
sam bemühen, diese einzuhalten. Das heißt, ich 
bin zutiefst davon überzeugt, dass Redezeiten 
nicht überschritten, sondern unterschritten werden 
und dass auf Kurzinterventionen verzichtet wird. 
Das ist zumindest meine Überzeugung. Wir wer-
den sehen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 24: 
14. Übersicht über Beschlussempfehlungen der 
ständigen Ausschüsse zu Eingaben - 
Drs. 17/1610 - unstrittige und strittige Eingaben - 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP - 
Drs. 17/1668 - Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU - Drs. 17/1669 

Bevor ich die Änderungsanträge aufrufe, kommen 
wir zur Behandlung der unstrittigen Eingaben, wie 
es Praxis ist, und treten dazu in die Abstimmung 
ein.  

Ich frage trotzdem der guten Ordnung halber: Gibt 
es zu dem Teil der unstrittigen Eingaben Wortmel-
dungen? - Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir 
zur Abstimmung. 

Ich rufe jetzt die Eingaben aus der 14. Eingaben-
übersicht in der Drucksache 17/1610 auf, zu denen 
keine Änderungsanträge vorliegen. Wer zu diesen 
Eingaben der Ausschussempfehlung zustimmen 
möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gibt 
es Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Dann ist in 
diesen Fällen den Ausschussempfehlungen ein-
stimmig gefolgt.  

Wir kommen dann zur Behandlung der strittigen 
Eingaben.  

Ich rufe die Eingaben aus der 14. Eingabenüber-
sicht in der Drucksache 17/1610 auf, zu denen die 
von mir bereits erwähnten Änderungsanträge vor-
liegen. Wir werden sie gemeinsam beraten, da sie 
sachgleich sind.  

Für die Antragsteller der Änderungsanträge rufe 
ich zunächst für die CDU-Fraktion den Kollegen 
Kai Seefried auf. Sie haben das Wort, Herr Kolle-
ge.  

Kai Seefried (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Wie die SPD und die Grünen 
nach dem Regierungswechsel mit unseren Lehre-
rinnen und Lehrern umgehen, ist hier im Haus in 
den vergangenen Monaten vielfach diskutiert wor-
den. Ich kann verstehen, dass auch an einem Tag 
wie heute die Vertreter von Rot-Grün das alles 
eigentlich gar nicht mehr hören wollen und am 
liebsten ausblenden würden. Aber mit den heute 
zu behandelnden Eingaben wird wieder deutlich, 
dass wir das nicht ausblenden und es den Regie-
rungsfraktionen nicht ersparen können.  

Ich spreche zu den Eingaben des Personalrates 
der Hoffmann-von-Fallersleben-Schule in Braun-
schweig, des Schulleiters der Hoffmann-von-Fal-
lersleben-Schule in Braunschweig, der Schülerver-
tretung des Gymnasiums Humboldtschule Hanno-
ver mit Hunderten von Unterschriften, von Werner 
Barkmann in Münster, von Andrea Krabbes in 
Bassum, des Domgymnasiums in Verden, der viele 
Hunderte Unterschriften beiliegen, die bei einer 
Demonstration an den Landtagsabgeordneten 
Adrian Mohr säckeweise übergeben worden sind. 
Es handelt sich dabei um über 800 Eingaben, die 
an den Landtag gerichtet sind. Weiterhin liegen 
Eingaben des Gymnasiums am Wall in Verden, 
von Daniel Dannenberg in Barsinghausen, von 
Matthias Cordes in Zeven, vom Schulpersonalrats-
vorsitzenden der KGS Bad Bevensen und vom 
Schulelternratsvorsitzenden des Burg-Gymnasi-
ums in Bad Bentheim vor.  

Das ist die Übersicht der Eingaben, über die wir an 
dieser Stelle zu beraten und auch abzustimmen 
haben. Ich möchte nur einige wenige Punkte als 
Zitate aus diesen Eingaben nennen:  

In der Petition der Schülervertretung heißt es - ich 
zitiere -: 

„Die Minister/Ministerinnen sind laut Grund-
gesetz und der Niedersächsischen Landes-
verfassung dazu verpflichtet, ihre Kraft dem 
Wohle des deutschen Volkes zu widmen.“ 

Und dann weiter: 

„Es kann nicht im Interesse sein, am fal-
schen Ende zu sparen und wichtige Stellen 
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zu streichen, sodass die Zukunft junger Leh-
rerinnen und Lehrer gefährdet wird.“  

Weiter heißt es dort: 

„Die Grundmaximen der SPD sind es, nach 
sozialdemokratischen Grundsätzen zu han-
deln und sich für Gerechtigkeit und Solidari-
tät einzusetzen. Doch wie ist das vereinbar 
mit der jetzigen Entscheidungsgrundlage?“ 

Das waren Zitate aus der Petition.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ich erinnere gerne im Zusammenhang mit diesen 
Zitaten aus der Petition an die Äußerung unseres 
Finanzministers Schneider, die wir im letzten Jahr 
während der Beratung des Haushaltes gehört ha-
ben, als es um das Aussetzen der Altersermäßi-
gung ging. Finanzminister Schneider sagte:  

„Es wird ja niemandem etwas genommen 
worden, außer der Hoffnung.“ 

Ich denke, das passt zur sozialen Gerechtigkeit, 
die sich die SPD auf die Fahne geschrieben hat.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Matthias Cordes aus Zeven bezeichnet in seiner 
Eingabe die Bildungsoffensive als eine Bildungsof-
fensive gegen das Gymnasium. Der Schulelternrat 
des Burg-Gymnasiums in Bad Bentheim hofft in 
seiner Eingabe, dass am Ende der Debatte doch 
die Vernunft siegen wird.  

Nicht nur an diesen Eingaben, sondern an der 
schulischen Realität, wie wir sie heute in Nieder-
sachsen haben, wird deutlich: SPD und Grüne 
haben im Schulfrieden in Niedersachsen den 
schlimmsten Schaden angerichtet, den wir in über 
70-jähriger Landesgeschichte erlebt haben.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Widerspruch bei SPD und GRÜNE) 

Dann kann man auch stöhnen, wie man will: Es ist 
die Realität an unseren Gymnasien, die Realität an 
unseren Schulen, wenn ich mir den Bereich der 
Klassenfahrten, der außerschulischen Maßnahmen 
anschaue. Deswegen ganz deutlich an Sie gerich-
tet: Sie haben heute hier bei diesem Tagesord-
nungspunkt mit diesen strittigen Eingaben die 
Chance, das rückgängig zu machen und den 
Schulfrieden in Niedersachsen wiederherzustellen. 
Ich möchte es auch so deutlich sagen: Es ist die 
letzte und einmalige Chance, die sich heute hier im 
Landtag dazu bietet.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ich weiß ja, was das Gemurmel zu bedeuten hat 
und was sicherlich auch die Vertreter der regie-
rungstragenden Fraktionen hier gleich sagen wer-
den: Man soll sich bei CDU und FDP nicht so auf-
regen. Man hat ja alles getan. Das große Entlas-
tungspaket für die Lehrer ist ja in dieser Woche 
verkündet worden. - Es ist natürlich ein riesiger 
Zufall, dass gerade in der Woche, in der die Ein-
gaben auf der Tagesordnung stehen und in der der 
Antrag der FDP auf der Tagesordnung steht, ein 
solches Paket vorgestellt und verkauft wird, wie es 
am Dienstag der Fall gewesen ist. Aber Sie alle 
müssen ja auch wahrnehmen, dass der Beifall, den 
Sie seit Dienstag dafür bekommen, nicht gerade 
überschwänglich ist.  

Die Bildungsverbände nennen in den öffentlichen 
Medienberichten Ihr großes Entlastungspaket „Ab-
lenkungsmanöver“, und ich kann mich diesen Äu-
ßerungen auch nur anschließen.  

(Beifall bei der CDU) 

Mit Ihrem Entlastungspaket, wie es dort genannt 
wird, machen Sie - und das muss man sich vor 
Augen führen - einen Vertrag zulasten Dritter. Das 
sind eben die Lehrerinnen und Lehrer und die Leh-
rerinnen und Lehrer in der Zukunft. Das sind auch 
diejenigen, die in der Zukunft die politische Ver-
antwortung im Land übernehmen werden.  

Die Lehrkräfte - so ist es in Ihrem Paket vorgese-
hen - gewähren dem Land jetzt zunächst, wenn sie 
auf Ihre Angebote eingehen, einen Kredit, indem 
sie mehr arbeiten, wofür sie dann später in flexible 
Altersteilzeitmodelle eintreten können, um den 
Kredit zurückbekommen. Mich erinnert das Ganze 
schon sehr an das, was Frau Jürgens-Pieper, die 
damalige SPD-Kultusministerin in Niedersachsen, 
im Jahre 2001 schon einmal gemacht hat, als sie 
den Lehrerinnen und Lehrern versprochen hat, 
dass sie im Jahr 2014 eine Altersermäßigung be-
kommen sollen. Das haben wir hier schon mehr-
fach diskutiert: Eine rote Ministerin hat es verspro-
chen, eine rote Ministerin hat es auch wieder ein-
kassiert. - Wie sollen die Menschen und die Lehre-
rinnen und Lehrer in Niedersachsen Ihnen noch 
vertrauen und Ihnen noch Glauben schenken?  

(Beifall bei der CDU) 

Passend formuliert hat das die Hannoversche All-
gemeine Zeitung vom gestrigen Tag, die in einem 
Kommentar dazu schrieb:  

„Die Lehrer trauen Rot-Grün nicht.“ 
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(Zuruf von der SPD: Das war bei Ih-
nen aber nicht anders!) 

Die Frage ist, wenn wir das so feststellen können: 
Wie soll man dieses Vertrauen wieder zurückbe-
kommen? - Mit diesem angeblichen Entlastungs-
modell, das Sie hier angekündigt haben, wird das 
mit Sicherheit nicht gelingen.  

(Beifall bei der CDU) 

Sie reden in Ihrem Entlastungspaket davon, dass 
es ja weniger Stress gibt, weil die Zeit zum Abitur 
verlängert wird. Da frage ich mich auch immer, wie 
eine Reform umgesetzt werden soll, ohne dass 
das neue Aufgaben mit sich bringt. Sie reden da-
von, dass es weniger Klausuren geben soll. Dazu 
sagen wir auch sehr deutlich: Ein Abi light ist nicht 
das, was wir in Niedersachsen wollen. - Und ande-
re Formen der Leistungsüberprüfung, wie es von 
Ihnen angekündigt wurde, werden mit Sicherheit 
keine Entlastung für Lehrkräfte bringen, sondern 
bedeuten Mehrarbeit.  

(Beifall bei der CDU) 

Sie werten in Ihrem Entlastungspaket dann noch 
positiv, dass die Klassen weiter verkleinert werden. 
Ich danke Ihnen, dass Sie das positiv hervorhe-
ben, was CDU und FDP in den letzen Jahren auf 
den Weg gebracht haben.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Denn das ist die konsequente Fortsetzung unserer 
Politik an dieser Stelle. Sie loben Fortbildung als 
Entlastung. Da frage ich mich auch, wie das geht. 
Denn für Fortbildung braucht man mehr und nicht 
weniger Zeit. Sie stellen Berechnungsbeispiele auf 
und sagen, Lehrkräfte könnten dann zukünftig mit 
61 Jahren in Pension gehen. - Wenn man all das 
nachrechnet, wird man sehr schnell merken, dass 
das eben nicht so ist und dass das auch mit diesen 
Berechnungsbeispielen nicht so funktionieren wird.  

Zusammenfassend kann man sagen: Man muss 
bei SPD und Grünen und auch im Kultusministeri-
um sehr verzweifelt sein, wenn man ein solches 
Paket vorstellt.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von SPD 
und Grünen, Sie haben heute die Chance, den 
Schulfrieden in Niedersachsen wiederherzustellen. 
Sie haben heute die Chance, das Durcheinander, 
das bei Klassenfahrten und außerschulischen 
Maßnahmen in Niedersachsen entstanden ist, zu 
beenden. Im Moment machen Sie tagtäglich das 

Gegenteil, indem Sie immer mehr Durcheinander 
produzieren und Verunsicherungen in die Schulen 
hineintragen.  

Ich möchte mit dem Kommentar aus der HAZ 
schließen; denn dort lautete der letzte Satz:  

„Neues Vertrauen muss man sich hart erar-
beiten.“ 

Ich sage Ihnen: Fangen Sie heute damit an, und 
folgen Sie unseren Änderungsvorschlägen! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Seefried. - Zu dem Än-
derungsantrag der Fraktion der FDP erteile ich das 
Wort dem Kollegen Björn Försterling. 

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Das ist jetzt die zweite Chance der Lan-
desregierung und der Regierungsfraktionen, die-
sen eklatanten Wortbruch aus dem Landtagswahl-
kampf und die Entscheidung aus dem letzten Jahr 
rückgängig zu machen. 

Die erste Chance bestand an diesem Dienstag, als 
man von einer großen Entlastungsoffensive für die 
Lehrkräfte gesprochen hat. Tatsächlich wird es 
Lehrkräfte geben, die auf das Blockmodell der 
Altersteilzeit sehr positiv reagieren. 

(Johanne Modder [SPD]: Genau!) 

Aber alle Reaktionen im Land haben auch eines 
deutlich gemacht: Damit machen Sie den Wort-
bruch des letzten Jahres nicht wett, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Lehrer, Eltern und Schüler sind immer noch sauer, 
enttäuscht und mitunter auch verzweifelt wegen 
Ihrer Politik, die dazu führt, dass Lehrer mehr bu-
ckeln und dazu beitragen müssen, dass sich die 
Ministerin für den Ausbau der Ganztagsschulen 
feiern lassen kann, ohne den Lehrkräften, die künf-
tig mehr arbeiten und auf die Altersermäßigung 
verzichten müssen, auch nur ein einziges Wort des 
Dankes entgegenzubringen. So macht man keine 
Politik mit den Lehrkräften, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
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Wenn man sich diese angebliche Entlastungsof-
fensive anschaut, stellt man fest, dass alle Beteilig-
ten diese Offensive sehr schnell entlarvt haben, 
nämlich als das, was sie ist: Nebelkerzen wurden 
da geworfen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. - Wie verhält es sich beispielsweise mit der 
angekündigten Entlastung für Förderschulleitun-
gen? - Viele spekulieren, dass sie im kommenden 
Schuljahr genauso viel Unterricht geben müssen 
wie in diesem Schuljahr,  

(Glocke des Präsidenten) 

weil es eben keine Entlastung gibt, sondern diese 
Entlastung nur den Wegfall der Unterrichtsermäßi-
gung kompensiert, der durch die geringeren Schü-
lerzahlen an den Förderschulen entsteht, also ein 
Nullsummenspiel, meine sehr geehrten Damen 
und Herren. 

Dann müssen wir uns auch noch die anderen 
Punkte angucken. Wie sieht es denn mit den Klau-
suren aus, von denen Sie immer sagen, dass das 
jetzt die große Entlastung für die Gymnasiallehr-
kräfte bringen wird? - Ja, tatsächlich ist es so: Die 
Oberstufenschüler müssen nach den Reformvor-
schlägen künftig weniger Kurse in der Oberstufe 
belegen und haben weniger Klausuren zu schrei-
ben. Aber nur, weil die Schüler weniger Kurse 
haben, heißt das ja nicht, dass die Lehrer weniger 
korrigieren müssen; denn der Lehrer hat vorher 
einen Kurs unterrichtet, und er wird auch künftig 
einen Kurs unterrichten. Oder wollen Sie den etwa 
ohne Kursunterricht in der Oberstufe einsetzen?  

(Glocke des Präsidenten) 

Dann brauchen Sie deren Arbeitszeit nicht zu er-
höhen, meine sehr geehrten Damen und Herren. 
Auch das ist für die Lehrkräfte ein Nullsummen-
spiel. 

Wenn Sie dann darauf setzen, dass Lehrkräfte von 
Klausuren dadurch entlastet werden - - - 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege Försterling, ich darf Sie darauf hin-
weisen, dass Ihre Fraktion ihre Redezeit zu diesem 
Tagesordnungspunkt freiwillig reduziert hat. Die ist 
jetzt abgelaufen, und Sie müssen zum Schluss 
kommen. Sprechen Sie bitte Ihren Schlusssatz! 

Björn Försterling (FDP): 
Wenn Lehrkräfte dadurch entlastet werden sollen, 
dass sie die Schüler auf andere Weise prüfen sol-

len als durch Klausuren, dann müssen Sie sich 
einmal mit Lehrkräften unterhalten. Mündliche 
Prüfungen und Referate sind nämlich wesentlich 
schwieriger und aufwendiger zu erarbeiten und zu 
korrigieren als Klausuren. Also auch das ist nichts 
anderes als eine Nebelkerze. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen erteile ich dem Abgeord-
neten Heiner Scholing das Wort. 

(Heiner Schönecke [CDU]: Der muss 
jetzt die Eisen aus dem Feuer holen!) 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Über 
das Thema Lehrerarbeitszeit und über die Rück-
nahme der Altersermäßigung haben wir hier im 
Plenum im Rahmen der Haushaltsberatungen 
schon heftig gestritten. Wir haben viele Diskussio-
nen geführt. Ich kann Ihnen für meine Fraktion 
sagen: Wir sind keiner Debatte aus dem Weg ge-
gangen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Ich kann Ihnen für meine Fraktion ferner sagen: 
Das waren schwierige Diskussionen. Aber wir ha-
ben sie durchgehalten. Uns ist die Belastung der 
Lehrkräfte bewusst: jedem einzelnen von uns, 
jedem, der sich dieser Debatte gestellt hat. Selbst-
verständlich gilt das auch für mich. 

Die Anhebung der Unterrichtsverpflichtung für die 
Lehrkräfte an Gymnasien ist nur aus ihrem Kontext 
heraus zu begründen, nämlich daraus, dass wir die 
Grundausstattung an Ganztagsschulen dringend 
verbessern mussten. Da hatten wir gar keine Wahl. 
Das war eine Pflichtaufgabe. Für diese Pflichtauf-
gabe setzen wir in den nächsten Jahren mehr als 
200 Millionen Euro ein. Die hatten wir nicht als 
Spielgeld in der Tasche. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Ein weiterer Bezugspunkt, was Lehrerarbeitszeit 
betrifft, muss in dieser Debatte immer wieder ge-
nannt werden - noch einmal: vor dem Hintergrund, 
dass wir uns der Belastungen sehr wohl bewusst 
sind -: Es ist nicht vertretbar, dass beispielsweise 
Lehrer an Integrierten Gesamtschulen eine Unter-
richtsverpflichtung von 24,5 Stunden haben, Leh-
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rer an Gymnasien aber von 23,5 Stunden. Das 
kann man nirgendwo vertreten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Dann sage ich - das ist heute nicht gekommen - 
aber noch etwas ganz deutlich: Der Bezugspunkt 
ist nicht, dass wir irgend so etwas planen wie einen 
Feldzug gegen die Gymnasien. Ganz gewiss nicht! 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Natürlich! 
Sie sagen es nur nicht! Sie geben es 
nicht zu!) 

- Soll ich es jetzt noch einmal sagen, Herr Kollege?  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Davon wird 
es auch nicht besser!) 

Nein, ganz deutlich nein!  

Wir schätzen den Einsatz, das Engagement und 
die Kompetenz aller Lehrkräfte hier im Land. Wir 
sind doch nicht so bescheuert, einfach diejenigen 
auszugrenzen, die in manchen Regionen 60 % der 
Schülerinnen und Schüler beschulen. 

(Jens Nacke [CDU]: Genau das seid 
ihr!) 

- Nein, sind wir nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege Scholing, auch wenn Sie gesagt ha-
ben, „wir sind nicht so bescheuert“, es also nicht 
auf andere bezogen haben, ist es dennoch ein 
Ausdruck, der im Parlament nicht üblich ist. 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 
Vielen Dank für den Hinweis. Ich werde an der 
Verbesserung meiner Ausdrucksweise arbeiten.  

Wir haben immer gesagt - - - 

(Zurufe von der CDU und von der 
FDP) 

- Meine Damen und Herren, heben Sie sich das 
bitte für heute Abend auf! Ich hoffe, dass wir ab 
18 Uhr viel Grund für Unruhe und Engagement 
haben werden. 

Wir haben immer gesagt: Für uns ist diese Maß-
nahme erstens damit verbunden, dass wir uns für 
Entlastung einsetzen. Noch einmal, Herr Förster-
ling: nix Nebelkerze! Wir haben uns für Entlastung 
eingesetzt. Wenn wir z. B. sagen, die Anzahl der 

Klausuren wird zurückgehen, dann heißt das: we-
niger Korrekturen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wenn jetzt gesagt wird, wir wollten weniger Leis-
tung in den Gymnasien - das ist jetzt parlamenta-
risch, meine Damen und Herren; jetzt komme ich 
noch einmal zu den Schweinen zurück -, dann 
sage ich: Durch Wiegen wird das Schwein nicht 
fett. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Das sind spürbare Formen der Entlastung. Wenn 
wir durch die Umstellung von G 8 auf G 9 dafür 
sorgen, dass Stress aus Schulen rausgeht, trifft 
das natürlich auch die Lehrkräfte. Das ist doch 
völlig klar. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Noch ein zweiter Punkt. Wir haben immer gesagt - 
da sind wir im Wort -: Wir wollen Altersteilzeit wei-
terentwickeln, weil das ursprüngliche Modell so 
nicht finanzierbar ist. - Und das haben wir getan. 
Das vorgelegte Modell ist für die Lehrkräfte im 
Land wirklich ein sehr attraktives Angebot, weil es 
heißt: Man kann eher raus. - Das ist im Kern die 
Aussage. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - 
Christian Dürr [FDP]: Aber die Betrof-
fenen sehen es anders! Die Betroffe-
nen sehen es anders!) 

Und genau das wird uns in der Öffentlichkeit auch 
gespiegelt. Insofern haben wir das getan, was wir 
zugesagt haben. Wir stehen zu unserer Entschei-
dung, dass wir die Arbeitszeit erhöht haben. Wir 
stellen uns der Auseinandersetzung. Wir haben 
aber auch für Entlastung gesorgt. Und wir haben 
ein attraktives Modell für die Altersteilzeit entwi-
ckelt und vorgelegt. 

(Björn Thümler [CDU]: Ein unfinan-
zierbares Modell!) 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die SPD-Fraktion 
erteile ich dem Abgeordneten Christoph Bratmann 
das Wort. 
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Christoph Bratmann (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! In der Tat: Wir haben schon häufig über 
dieses Thema gestritten. Die Positionen sind, den-
ke ich, klar. Die Positionen sind auch verhärtet, 
zumindest was das Verhältnis zwischen den Re-
gierungsfraktionen und der Opposition angeht.  

Herr Seefried, Sie sagten, das ist der schlimmste 
Schaden in der 70-jährigen Landesgeschichte 
Niedersachsens. 

(Zuruf von der CDU: Genau!) 

Ich denke, dem ist nicht so. Vielmehr ist es so, 
dass mit dem Paket der Zukunftsoffensive Bildung 
das größte Maßnahmenpaket in der bildungspoliti-
schen Geschichte Niedersachsens aufgelegt wor-
den ist, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Sie sagten auch, Herr Seefried, die Lehrer trauen 
Rot-Grün nicht. Ich will gar nicht verhehlen: Im 
Moment ist es, gerade was die Gymnasiallehrkräf-
te betrifft, in der Tat ein schwieriges Verhältnis. Wir 
stellen uns der Debatte. Wir - insbesondere die 
Kultusministerin, aber auch alle Abgeordneten von 
Rot und Grün - haben uns den Debatten vor Ort in 
den Gymnasien, beim Besuch von Personalräten, 
bei runden Tischen, bei Veranstaltungen des Phi-
lologenverbandes oder der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft gestellt. Wir haben uns der 
Debatte gestellt! 

Das Verhältnis ist schwierig. Sie sagen: „Die Leh-
rer trauen Rot-Grün nicht.“ Darauf kann man ant-
worten: Schwarz-Gelb haben sie ohnehin nie ge-
traut, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Ich will noch einmal im Kern auf die Eingaben - ich 
will sie nicht noch einmal einzeln aufzählen - ein-
gehen und auch auf das, was dort formuliert ist. 

Das Gros der Eingaben richtet sich ja gegen die 
höhere Unterrichtsverpflichtung an Gymnasien. Die 
Frage ist natürlich erst einmal: Was ist eigentlich 
so schwierig daran? Wo liegt eigentlich das große 
Problem dabei, dass an Gymnasien jetzt die Unter-
richtsverpflichtung auf ein Pensum angehoben 
wurde, dass es am Zweig des Beruflichen Gymna-
siums, an der Berufsschule oder auch an den In-
tegrierten Gesamtschulen ohnehin schon gab? 
24,5 Stunden Unterrichtsverpflichtung - das ent-
spricht einer Anhebung um 45 Minuten pro Woche. 

Allerdings - das sage ich ganz klar - muss man den 
Protest ernst nehmen. Denn es geht nicht nur um 
diese eine Stunde. Ich glaube, dass der Protest 
härter ausgefallen ist, als es sicherlich viele von 
uns eingeschätzt haben, liegt daran, dass es für 
viele Lehrkräfte ein Fass war, das zum Überlaufen 
gekommen ist. Diese 45 Minuten mehr Unter-
richtsverpflichtung waren für viele Lehrkräfte der 
Tropfen, der das Fass zum Überlaufen gebracht 
hat. Und das Fass war schon lange gefüllt, schon 
Jahre vorher - auch durch die Politik der schwarz-
gelben Landesregierung, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Reinhold Hilbers [CDU]: 
Das ist eine Ausrede! - Gegenruf von 
der SPD: Das ist die Wahrheit!) 

Ich will einmal aus eigener Erfahrung deutlich ma-
chen, wo häufig die Probleme liegen, die dazu 
führen, dass sich Lehrer sehr stark belastet fühlen, 
dass sie das Gefühl haben, sie werden nicht richtig 
ernst genommen, oder dass sie in der Vergangen-
heit das Gefühl hatten, es kommen immer mehr 
Aufgaben dazu und dass sie sich dem nicht mehr 
gewachsen fühlen. 

Die Schulen müssen in Zukunft - darüber haben 
wir auch schon viel diskutiert - besser ausgestattet 
werden: was Schulsozialarbeit angeht, was den 
Ganztag angeht und was insgesamt das pädago-
gische Personal angeht, das nicht nur im Unterricht 
tätig ist. Die Schulen müssen - schon mit Blick auf 
die Inklusion - räumlich besser ausgestattet wer-
den. Sie brauchen einen Ganztag, der den Namen 
auch verdient, den sie aber auch selbst rhythmisie-
ren können. Sie brauchen insgesamt Geld, und sie 
brauchen Entlastung auch in dem Sinne, dass 
mehr Zeit für die Unterrichtsinhalte möglich ist. 

Das alles ist mit unserem Maßnahmenpaket mög-
lich, mit dem Maßnahmenpaket der Zukunftsoffen-
sive Bildung, und auch mit der Rückkehr zu G 9 an 
den Gymnasien, die im Kern natürlich von allen 
begrüßt wurde, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. Das zeigt, dass wir insgesamt auf dem 
richtigen Weg sind. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wir werden aber - das ist auch klar, und das muss 
man sich selbstkritisch eingestehen - nicht von 
heute auf morgen das Vertrauen zurückgewinnen, 
sondern wir müssen uns weiter der Debatte stel-
len, und wir müssen diese Maßnahmen, die jetzt 
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implementiert sind, wirken lassen, damit die Lehr-
kräfte den Effekt spüren, dass der Schulalltag 
durch die bessere Ausstattung in personeller und 
räumlicher Hinsicht, durch die bessere Ausstattung 
hinsichtlich der Rückkehr zum Abitur nach 13 Jah-
ren insgesamt besser zu erleben ist, dass sie sich 
besser unterstützt und sich auch besser auf den 
Schuldienst vorbereitet fühlen. Auch das haben wir 
alles implementiert, durch einen erhöhten Fortbil-
dungsetat, durch Veränderungen in der Lehrerbil-
dung. 

Diese Maßnahmen wirken aber langsam. Das 
dauert seine Zeit, und deswegen bauen wir darauf, 
dass wir Schritt für Schritt das Vertrauen der Lehr-
kräfte, die sich jetzt von uns vergrätzt fühlen, wie-
der zurückgewinnen werden. 

Ich plädiere also dafür, bei den Petitionen, die hier 
eingegangen sind, mit „Sach- und Rechtslage“ zu 
beschließen, weiterhin im Dialog mit den Lehrkräf-
ten, die es betrifft, zu bleiben, aber den Lehrkräften 
auch klarzumachen, dass die Form des Protestes, 
der Klassenfahrtboykott, aus unserer Sicht nicht 
der richtige Weg ist. Denn Klassenfahrten sind ein 
wichtiger Bestandteil des Schullebens, und aus 
unserer Sicht ist es nicht richtig, den Protest auf 
den Rücken der Schüler auszutragen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Ich komme nun zum Schluss. Ich hoffe darauf, 
dass der weitere Dialog mit den Lehrkräften auch 
zu weiterer Entspannung führt, dass unsere Maß-
nahmen greifen werden und die Lehrkräfte sehen 
werden, dass wir durch das Angebot, die Altersteil-
zeit anzunehmen, wieder Entspannung und Schul-
frieden herstellen können und dass wir dazu bei-
tragen, eine gute Bildungslandschaft in Nieder-
sachsen zu haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Meine Damen und Herren, da keine weiteren 
Wortmeldungen vorliegen, schließe ich die Aus-
sprache zu den Eingaben.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Eingaben, 
zu denen Änderungsanträge vorliegen. 

Ich rufe diese Eingaben, da sie auch im Petitions-
ausschuss gemeinsam behandelt wurden, im 
Block auf und lasse dabei zunächst über die Ände-

rungsanträge und, falls diese abgelehnt werden, 
dann über die Ausschussempfehlung abstimmen. 

Es geht um die laufenden Nrn. 24, 25, 34, 36, 40, 
41, 42, 43, 45 und 46 der Eingabenübersicht, d. h. 
die Eingaben 533, 551, 582, 594, 605 einschließ-
lich Folgesätze, 607, 610, 612 und 613, jeweils 
aus der Zuständigkeit des Petitionsausschusses 
der 17. Wahlperiode, betr. Arbeitszeiterhöhung für 
Lehrkräfte an Gymnasien.  

Die gleichlautenden Änderungsanträge der Frakti-
onen der FDP und der CDU zielen auf „Berück-
sichtigung“. Wer diesen Änderungsanträgen zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich 
frage nach den Gegenstimmen. - Ich frage, ob es 
Enthaltungen gibt. - Das ist nicht der Fall. Das 
Zweite war die Mehrheit. Damit sind die Ände-
rungsanträge abgelehnt worden. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zur 
Beschlussempfehlung des Petitionsausschusses. 
Dieser empfiehlt, dass die Petentinnen und Peten-
ten über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten 
sind. Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Ich frage nach 
Gegenstimmen. - Ich frage nach Enthaltungen. - 
Keine. Meine Damen und Herren, damit ist den 
Ausschussempfehlungen mit Mehrheit gefolgt wor-
den. 

Der Tagesordnungspunkt ist damit abgeschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 25 und 26 auf, 
die wir vereinbarungsgemäß zusammen behan-
deln: 

Tagesordnungspunkt 25: 
Abschließende Beratung: 
Generationenvertrag einhalten - keine Renten-
experimente zulasten künftiger Generationen! - 
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/1211 - Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr - Drs. 17/1531  

Tagesordnungspunkt 26: 
Erste Beratung: 
Den Generationenvertrag neu beleben: Fair-
ness für alle Generationen herstellen und allen 
eine verlässliche und individuelle Lebenspla-
nung ermöglichen - Antrag der Fraktion der FDP 
- Drs. 17/1611  

Zu Tagesordnungspunkt 25 empfiehlt Ihnen der 
Ausschuss, den Antrag abzulehnen.  
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Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Meine Damen und Herren, da beide Punkte Initiati-
ven der FDP-Fraktion sind, darf ich zur zweiten 
Beratung des Antrags unter Tagesordnungspunkt 
25, aber auch zur Einbringung des Antrags unter 
Tagesordnungspunkt 26 für die Fraktion der FDP 
dem Fraktionsvorsitzenden Christian Dürr das 
Wort erteilen.  

Christian Dürr (FDP): 

Herzlichen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Das Bundes-
institut für Bevölkerungsforschung hat im Jahre 
2012 herausgefunden, dass in Deutschland 
35,7 Millionen Menschen in die gesetzliche Ren-
tenversicherung einzahlen. Gleichzeitig beziehen 
17,7 Millionen Menschen in Deutschland eine Al-
tersrente. Das heißt, wir haben bereits heute ein 
Verhältnis zwischen Rentnerinnen und Rentnern 
auf der einen Seite und Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern auf der anderen Seite von 1 : 2. 
Anfang der 1990er-Jahre war das Verhältnis noch 
etwa 1 : 3 und Anfang der 1960er-Jahre 1 : 6.  

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Kollege Dürr, ich mache das jetzt in Ihrem 
Interesse: Es ist doch sehr unruhig hier, und es 
gibt Gesprächsgruppen, auch in der Mitte des Ple-
narsaals. Kolleginnen und Kollegen, Herr Dürr hat 
das Wort, und es ist jetzt keine Gesprächsrunde im 
Plenarsaal! 

Christian Dürr (FDP): 

Herzlichen Dank, Herr Präsident.  

Also: Anfang der 1960er-Jahre betrug das Verhält-
nis 1 : 6. Das muss man sich einmal auf der Zunge 
zergehen lassen.  

Das ist auf der einen Seite eine dramatische Ent-
wicklung in den vergangenen Jahrzehnten gewe-
sen und zeigt auf der anderen Seite - vor dem 
Hintergrund der demografischen Herausforderung, 
die wir bekanntermaßen in ganz Deutschland und 
damit auch in Niedersachsen haben -, dass die 
Rentenversicherungskassen vor erheblichen Her-
ausforderungen stehen.  

Nicht umsonst hat die Europäische Kommission in 
ihrer jährlichen Bewertung der nationalen Haushal-
te über Deutschland gesagt:  

„Die gerade beschlossene Rentenreform 
stellt für die Tragfähigkeit des Rentensys-
tems eine zusätzliche Belastung dar“. 

Bekannt ist, dass am 23. Mai der Deutsche Bun-
destag - zugegebenermaßen mit sehr breiter 
Mehrheit - ein umfassendes Rentenpaket be-
schlossen hat. Die Summe dessen, was für die 
Mütterrente, für eine bessere Erwerbsminderungs-
rente, für die abschlagsfreie Rente nach 45 Versi-
cherungsjahren sowie für die Mindestrente für 
Geringverdiener erforderlich ist, ist erheblich. Der 
Rentenexperte Bernd Raffelhüschen, der übrigens 
früher für die SPD mannigfaltig tätig war, hat aus-
gerechnet, dass das Rentenpaket der Großen 
Koalition in Berlin langfristig 852 Milliarden Euro 
kostet.  

Meine Damen und Herren, ich glaube, diese Zah-
len sind an Dramatik nicht zu überbieten.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

In den vergangenen Monaten ist hier im Landtag 
oft über die Gleichstellung von Mann und Frau 
gesprochen worden, beispielsweise im Zusam-
menhang mit dem Landesvergabegesetz. Und jetzt 
wende ich mich insbesondere an die SPD in die-
sem Hause: Gerade von der abschlagsfreien Ren-
te nach 45 Versicherungsjahren im Lebensalter 63 
werden in Deutschland vor allen Dingen Männer 
profitieren. Frauen dieses Alters kommen regel-
mäßig nicht auf 45 Versicherungsjahre. Insofern ist 
das Ganze auch ein Geschenk an den männlichen 
Teil der Babyboomergeneration. Ich finde, mit 
Gendergerechtigkeit haben diese Beschlüsse der 
Großen Koalition nur sehr wenig zu tun.  

Aber auch für Niedersachsen sind die Auswirkun-
gen dramatisch. Herr Schmidt vom Arbeitgeber-
verband NiedersachsenMetall hat das einmal aus-
gerechnet: Wenn nur ein Drittel derjenigen, die 
jetzt im Alter von 63 Jahren und nach 45 Versiche-
rungsjahren in Rente gehen könnten, auch tat-
sächlich in Rente gehen würden, wären das 6 000 
Mitarbeiterinnen und vor allem Mitarbeiter, die der 
Metallindustrie verlorengingen. Das zeigt, dass 
gerade der Wirtschafts- und Industriestandort Nie-
dersachsen von diesen Beschlüssen massiv be-
troffen ist.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Weil das Thema Altersarmut insbesondere in den 
Reihen der SPD in den vergangenen Jahren im-
mer wieder diskutiert worden ist, will ich zur ab-
schlagsfreien Rente mit 63 nach 45 Versicherungs-
jahren und zur Mütterrente noch Folgendes hinzu-
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fügen: Ich habe nichts gegen eine Mütterrente und 
gegen eine faire Behandlung von Müttern. Aber sie 
hätte aus dem Steuersäckel finanziert werden 
müssen, meine Damen und Herren, und nicht aus 
der Rentenversicherung!  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Dieses Rentenpaket - das will ich hier deutlich 
unterstreichen - ist die Eintrittskarte in verstärkte 
Altersarmut. Damit wird den kommenden Rentner-
generationen ein Bärendienst erwiesen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Aber die Sache ist nun ja beschlossen worden. 
Deswegen will ich den Blick nun ein Stück weit in 
die Zukunft richten. Wie der Präsident vorhin richtig 
gesagt hat, geht es jetzt ja nicht nur um einen Ent-
schließungsantrag, der sich mit den Beschlüssen 
der Großen Koalition beschäftigt, sondern auch um 
einen Entschließungsantrag, der in die Zukunft 
gerichtet ist.  

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir brau-
chen bei der Rente die volle Flexibilität. Denn ge-
nauso wenig wie es einen Einheitsmenschen gibt, 
gibt es einen Einheitsrentner. Wir meinen: Wer 
früher in Rente gehen will, muss eine geringe Ren-
te erhalten, und wer länger arbeitet, muss später 
mehr Rente bekommen dürfen.  

Die Große Koalition hat gerade Sonderregelungen 
für bestimmte Gruppen beschlossen. Wir Liberale 
finden aber, dass bei der Rente für alle Menschen 
die gleichen Regeln gelten sollen. Wir wollen keine 
Frühverrentung für besonders privilegierte und 
einige wenige Jahrgänge, sondern wir wollen eine 
Selbstbestimmung bis ins hohe Alter. Das muss 
das Ziel der deutschen Rentenpolitik sein, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

So individuell, wie die Menschen sind, so individu-
ell sind eben auch die Lebens- und Arbeitswege. 
Es macht einen Unterschied, ob jemand körperlich 
schwer gearbeitet hat oder nicht, und entschei-
dend ist auch, wie lange er gearbeitet hat. Das 
spricht gegen ein festes Renteneintrittsalter. Wir 
sollten uns bei der Rente an den Versicherungs-
jahren orientieren.  

Nun heißt es ja immer wieder, gerade für Ältere 
zwischen 60 und 65 sei es verdammt schwer, ei-
nen Job zu finden. Aber ist das wirklich so? Die 
Zahlen sprechen hier eine ganz andere Sprache. 
Erstmals seit fast 40 Jahren haben wir in Deutsch-
land bei den 60- bis 65-Jährigen wieder mehr Er-

werbstätige als Rentner. Wir haben in den letzten 
fünf Jahren eine Steigerung von über 80 % bei den 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der 
Altersklasse zwischen 60 und 65. Das zeigt: Die 
Jobchancen sind durchaus da. Ältere Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, gerade Fachkräfte, 
werden händeringend gesucht. Von daher wäre 
das jetzt die Möglichkeit, ein flexibles Rentenein-
trittsalter in Deutschland zu schaffen.  

Meine Damen und Herren, das ist auch eine Frage 
von Generationengerechtigkeit. Eine Flexi-Rente 
wäre fairer, weil sie alle gleich behandelt und keine 
Sonderregelungen für einzelne Gruppen schafft. 
Ich kann beispielsweise nicht nachvollziehen, wa-
rum ein schwerstarbeitender Dachdecker - der in 
dieser Diskussion ja immer wieder als Beispiel 
angeführt wird - nach 44,5 Versicherungsjahren 
nicht in Rente gehen kann, aber derjenige, der mit 
16 Jahren beispielsweise eine Verwaltungsausbil-
dung angefangen hat und sein Leben lang im Büro 
gearbeitet hat, nach 45 Versicherungsjahren sehr 
wohl, und zwar abschlagsfrei. Das ist keine 
Gleichbehandlung, meine Damen und Herren, das 
ist die manifestierte Ungerechtigkeit, um auch das 
deutlich zu sagen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Deswegen muss es das Ziel sein, dass wir die 
volle Flexibilität in beide Richtungen bekommen. 
Es gibt europäische Länder, die uns genau das 
vormachen. Schweden ist dafür das beste Beispiel. 
Die Schweden haben das höchste Renteneintritts-
alter in ganz Europa. Genau so, wie die FDP es 
sich jetzt für Deutschland wünscht, haben es die 
Schweden bereits umgesetzt. Das heißt, wenn die 
Leute von sich aus wählen können, dann wollen 
sie im Durchschnitt deutlich länger arbeiten. Es ist 
keineswegs so, dass die Menschen reihenweise in 
den Ruhestand gehen wollen. Viele sind durchaus 
bereit, teilweise flexibel, teilweise in Teilzeit länger 
zu arbeiten. Ich glaube, wir müssen ihnen das 
ermöglichen. Es muss die Möglichkeit geben, ab 
dem vollendeten 60. Lebensjahr in Rente zu ge-
hen, wenn man Rentenbezüge erhält, die über der 
Grundsicherung liegen. Das führt am Ende des 
Tages zu mehr Freiheit und zu mehr Flexibilität.  

Mich ärgert besonders etwas, worauf ich im Zu-
sammenhang mit den anderen Beschlüssen der 
Großen Koalition zum Mindestlohn noch einmal zu 
sprechen kommen möchte, meine Damen und 
Herren. Es ärgert mich besonders, dass diejeni-
gen, die eine Teilrente beziehen, zurzeit beson-
ders gelackmeiert sind, um das sehr deutlich zu 
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sagen; denn diejenigen, die in den Ruhestand 
gegangen sind, sich aber noch etwas hinzuverdie-
nen wollen, sind zurzeit auf Minijobs beschränkt 
und dürfen nicht mehr als 450 Euro im Monat ver-
dienen. Ich finde das deshalb besonders bemer-
kenswert, weil das bekanntermaßen oftmals Jobs 
sind wie beispielsweise der eines Zeitungsausträ-
gers. Solche Minijobs werden regelmäßig von älte-
ren Arbeitnehmern, die in den Ruhestand gegan-
gen sind, mit übernommen, um ihr Einkommen 
aufzubessern. 

Besonders spannend ist, dass Frau Nahles an der 
Speerspitze der Bewegung steht und dafür sorgen 
will, dass genau dieser Altersgruppe, den Men-
schen, die sich als Rentner etwas dazuverdienen 
wollen, nicht einmal mehr der Mindestlohn gewährt 
werden soll. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD, es riecht schon ein bisschen nach 
Worten wie „Mövenpick“, um es sehr deutlich zu 
sagen, 

(Lachen bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Helge Limburg [GRÜNE]: 
Da kennen Sie sich aus!) 

wenn gerade die DDVG, die SPD-Verlagsge-
sellschaft, die in Deutschland an vielen Zeitungen 
beteiligt ist, von den Beschlüssen von Frau Nahles, 
den älteren Arbeitnehmern den Mindestlohn zu 
verwehren, profitiert. Das ist das Wirtschaften in 
die eigene Tasche vonseiten der Sozialdemokra-
tie. Das muss angeprangert werden.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dürr. - Begleitet mit 
folgender scherzhafter Bemerkung: Auch wenn 
man dem Kollegen ansieht, dass er Fußballfan ist, 
hat er sich dennoch zu einer Kurzintervention ge-
meldet. Es müssen nicht 90 Sekunden werden. 
Herr Kollege Schremmer, bitte schön! 

Thomas Schremmer (GRÜNE): 

Ich versuche, mich nicht aufzuregen. Sonst würde 
es 120 Sekunden dauern. 

Herr Dürr, bei der Frage der Rente mit 63 und der 
Ungerechtigkeit, die Sie dargestellt haben, haben 
wir beide überhaupt keinen Dissens. Aber ansons-
ten haben Sie nur Nebelkerzen geworfen, um ein-

mal den Begriff zu benutzen, den Sie häufiger 
verwendet haben.  

Ihr Modell leistet nichts für die Rentenhöhe, die 
anschließend wirksam wird. Ich verstehe sowieso 
nicht, was Sie an dieser Stelle wollen. Es ist doch 
so, dass die Menschen nach Ihrem Modell in Ren-
te gehen und gleichzeitig so viel hinzuverdienen 
können, wie sie wollen, also auch in Vollzeit arbei-
ten können. Anschließend, wenn sie wirklich in 
Rente gehen, kommt der Cut, und an der Renten-
höhe hat sich nichts geändert; die Altersarmut 
bleibt bestehen.  

Daran wollen Sie nichts ändern, sondern Sie wol-
len damit nur Ihre eigene Klientel bedienen. Man 
könnte sagen, das ist genau dasselbe, was Sie 
immer machen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie ziehen das schwedische Rentensystem als 
positives Beispiel heran. Das ist aber nur ein Teil 
der Geschichte; denn Schweden ist nicht deshalb 
ein gutes Beispiel, weil das Renteneintrittsalter so 
hoch liegt, sondern weil Schweden ein echtes soli-
darisches System hat, das auf drei Säulen beruht. 
Dort gibt es nämlich eine Basisrente, die von allen 
getragen wird, also auch von denen, die nach Ih-
rem Willen nicht in ein solidarisches System ein-
zahlen sollen. Deswegen ist das System in 
Schweden so erfolgreich, nicht weil die Menschen 
dort reihenweise so spät in Rente gehen. 

Zur Rente mit 63. Wenn Sie es sich anschauen, 
dann stellen Sie fest, dass das ein richtiger Kas-
senschlager ist. Wenn die Menschen wirklich län-
ger arbeiten wollten, dann wäre das Modell, das 
jetzt angeboten wird, für die meisten gar keine 
Option. Die meisten können aber nicht arbeiten 
und wollen deshalb früher in Rente gehen. Dafür 
muss man Maßnahmen treffen, aber nicht solche 
wie Sie. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank. - Herr Kollege Dürr möchte antwor-
ten. Auch Sie haben eine Redezeit von 90 Sekun-
den. 

Christian Dürr (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 
Ihnen dankbar für Ihre Wortmeldung, weil sie mir 
Gelegenheit gibt, das noch einmal zu erläutern. 

 3541



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  38. Plenarsitzung am 26. Juni 2014 
 

Erstens. Derjenige, der hinzuverdient, zahlt in die 
gesetzliche Rentenversicherung ein. Es kommt 
also zu einer Verbreiterung der Bemessungsgrund-
lage. Sie haben genau das Gegenteil behauptet. 
Von daher ist diese erste Behauptung falsch. 

Zweitens. Das ist besonders spannend. Natürlich 
kann man darüber nachdenken, auch weitere 
Gruppen in die gesetzliche Rentenversicherung 
einzuschließen. Aber dann möchte ich, dass Sie 
von Bündnis 90/Die Grünen den 86 000 Lehrern, 
denen Sie durch Ihr so genanntes Altersteilzeitmo-
dell gerade Mehrarbeit aufgedrückt haben, auch 
erklären, dass sie zukünftig in die GRV einzahlen 
müssen und nicht mehr aus dem Landeshaushalt 
bedient werden. Diese Offenheit wünsche ich mir. 
Auf die Demonstrationen bin ich dann besonders 
gespannt. 

Die Pressemitteilung von Bündnis 90/Den Grünen 
ist ja schon geschrieben. Also sagen Sie es gleich 
öffentlich: Alle Landesbeamten und alle Landes-
bediensteten sollen in Zukunft in die gesetzliche 
Rentenversicherung einzahlen.  

(Thomas Schremmer [GRÜNE]: Ja!) 

Die Versprechen, die die Politik den Beamten in 
den letzten Jahrzehnten gegeben hat, sind damit 
auch hinfällig. Ich würde mir wünschen, dass die 
Grünen das auch öffentlich sagen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Dürr. - Ich erteile jetzt dem Ab-
geordneten Holger Ansmann für die SPD-Fraktion 
das Wort. Bitte, Herr Kollege! 

Holger Ansmann (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich denke, dass es an dieser Stelle, 
an der im Vorfeld des heutigen Fußballspiels 
Kampfbereitschaft erkennbar ist, sinnvoll ist, auf 
das zurückzukommen, worauf es bei dem Renten-
paket grundsätzlich ankommt.  

In wenigen Tagen, am kommenden Dienstag, dem 
1. Juli 2014, tritt das erste bedeutende Reformvor-
haben der im Herbst des letzten Jahres neu ge-
wählten Bundesregierung in Kraft. Mit der Verab-
schiedung des Rentenpaketes schließt die Große 
Koalition in Berlin Gerechtigkeitslücken, die sich 
bei der Rente aufgetan haben und die mit einer 
stärkeren Anerkennung der Lebens- und Arbeits-

leistung von Millionen von Frauen und Männern 
verbunden sind. Ich denke, darauf kommt es an. 
Nach jahrelangen Abstrichen, sind dies die ersten 
Leistungsverbesserungen bei der Rente. Es ist ein 
Richtungswechsel zugunsten von etwa 10 Millio-
nen Bundesbürgern. Dieser Richtungswechsel ist 
gerecht und verdient. Das kann und muss deutlich 
gesagt werden. 

(Zustimmung von Claus Peter Poppe 
[SPD]) 

Der Deutsche Bundestag hat damit unbestreitbar 
ein klares, sichtbares Zeichen für mehr Solidarität 
und Gerechtigkeit in Deutschland gesetzt. Die 
Botschaft dabei ist deutlich und klar: Arbeit ist et-
was wert, Anstrengung wird anerkannt, die Men-
schen haben im Alter teil an dem Wohlstand, den 
sie mit erarbeitet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Dürr, das Rentenpaket ist somit nichts ande-
res als die Verwirklichung eines Kerngedankens 
der sozialen Marktwirtschaft und das, was sich die 
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes von der 
sozialen Marktwirtschaft wünschen. 

Im Bundestag haben 460 Abgeordnete - eine gro-
ße Mehrheit der insgesamt 631 Abgeordneten - für 
die abschlagsfreie Rente nach 45 Beitragsjahren, 
für eine ausgeweitete Anerkennung der Kinderer-
ziehung, für ein verbessertes Reha-Budget und für 
Verbesserungen bei der Erwerbsminderungsrente 
gestimmt. Sie haben dafür gestimmt, dass Men-
schen, die viereinhalb Jahrzehnte und mehr hart 
gearbeitet und Beiträge in die Rentenversicherung 
eingezahlt haben, künftig schon mit 63 Jahren 
ohne Abschläge in Rente gehen können.  

Die große Anteilnahme an diesem Programm 
zeigt, wie sehr hart arbeitende Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer darauf gewartet haben. Das ist 
die Generation, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die mitgeholfen hat, dass Deutschland heute so 
gut dasteht, und die ihren Teil des Generationen-
vertrages mehr als erfüllt hat. 

Die Sorge um neue Frühverrentungen vor dem 63. 
Lebensjahr zulasten der Arbeitslosenversicherung, 
wie sie auch hier geäußert wurde, ist dadurch aus-
geschlossen, dass Zeiten der Arbeitslosigkeit in 
den letzten beiden Jahren vor dem Erreichen des 
Rentenalters nicht angerechnet werden können. 
Das heißt, es wurde aufgepasst. Im Verfahren bis 
zur Beschlussfassung über den Gesetzentwurf 
wurde vieles angeglichen und angepasst. 
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Rund 10 Millionen Frauen erhalten ein Zeichen der 
gesellschaftlichen Wertschätzung durch die An-
rechnung von Zeiten für die Erziehung von Kin-
dern, die vor 1992 geboren sind. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Auch ein 
paar Männer, Herr Kollege!) 

- Auch ein paar Männer! Ja, auch da sind wir beim 
Thema Gender. Vielen Dank für den Zwischenruf. 

Sie erhalten für jedes Kind einen zusätzlichen 
Rentenpunkt, und zwar ohne die Notwendigkeit 
einer Antragstellung.  

Dem Grundsatz „Reha vor Rente“ wird - auch das 
muss klar in den Blick gerückt werden - mit der 
Aufstockung der Mittel für Rehabilitationsmaßnah-
men endlich Rechnung getragen. Durch die Aus-
weitung der Zurechnungszeit um weitere zwei 
Jahre kommt es zu erheblichen Verbesserungen 
bei der Erwerbsminderungsrente.  

Bei all dem bleibt der Beitragssatz zur Rentenver-
sicherung stabil. Mit Ihrem Antrag „Generationen-
vertrag einhalten - keine Rentenexperimente zulas-
ten künftiger Generationen“ - das war der Kern 
Ihres Antrages - haben Sie die Landesregierung 
auffordern wollen, so auf die Bundesregierung 
einzuwirken, dass sie auf dieses Vorhaben ver-
zichtet.  

Mit dieser Auffassung, Herr Dürr, waren die Abge-
ordneten der FDP bei den Ausschussberatungen 
sowohl im federführenden Ausschuss für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr als auch in den mitbera-
tenden Ausschüssen nach jeweils sehr kurzer 
Beratung allein. Der Antrag wurde jeweils bei einer 
Gegenstimme abgelehnt. In der kurzen Ausspra-
che wurde auch schnell erkennbar, dass kein Be-
darf und keine Notwendigkeit gesehen wird, hier 
auf den Hoheitsbereich der bundespolitischen 
Zuständigkeit Einfluss zu nehmen.  

Ich bitte daher das Parlament, der Ausschussemp-
fehlung zu folgen, den zur Abstimmung anstehen-
den Antrag abzulehnen und damit auch ein klares 
Signal der Anerkennung für das Rentenpaket nach 
Berlin zu senden.  

Mit dem neuen Antrag „Den Generationenvertrag 
neu beleben: Fairness für alle Generationen her-
stellen und allen eine verlässliche und individuelle 
Lebensplanung ermöglichen“ besetzen Sie das 
gleiche Thema. Wieder wird die Landesregierung 
aufgefordert - das ist hier der Schwerpunkt -, auf 
die Bundesregierung Einfluss zu nehmen und sich 
für ein flexibles Renteneintrittsalter einzusetzen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Wir halten das für den falschen Weg. Wir halten 
den Antrag nach erster Sichtung - vorbehaltlich der 
Ausschussberatungen - für inhaltlich unausgewo-
gen und in der Sache nicht für zielführend. Viel-
leicht will die FDP das Thema aber auch nur am 
Kochen halten. Dann wird, wie bei dem heute zur 
Abstimmung stehenden Antrag, auch diese Bera-
tung relativ kurz ausfallen.  

Nichtsdestotrotz halten wir es für sinnvoll, über die 
aktuelle Situation und Themen im Zusammenhang 
mit einem flexiblen Renteneintrittsalter zu spre-
chen. Aber Hintergrund darf nicht sein, dass das 
Rentenpaket ausgehöhlt werden soll. Wir freuen 
uns auf die Beratungen im Ausschuss. 

Vielen Dank.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege, Sie sind zwar am Ende angekom-
men, aber der Kollege Grascha hatte sich noch zu 
einer Zwischenfrage gemeldet. Lassen Sie die 
noch zu? 

Holger Ansmann (SPD): 
Ja.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Bitte, Herr Kollege! 

Christian Grascha (FDP): 
Sehr geehrter Herr Kollege, da Sie die kurze Dauer 
der Beratungen angesprochen haben: Würden Sie 
denn einer Anhörung im Ausschuss zu diesem 
Thema zustimmen? 

Holger Ansmann (SPD): 
Herr Grascha, das ist Sache der Ausschussbera-
tungen und des Ausschusses. 

(Christian Dürr [FDP]: Ihre Meinung 
war gefragt! - Reinhold Hilbers [CDU]: 
Sie müssen doch eine Meinung dazu 
haben!) 

- Ja, natürlich, zu dem Thema eine Anhörung? 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP - Mechthild Ross-Luttmann 
[CDU]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Die CDU-Fraktion hat 
zu diesen im Verbund behandelten Tagesord-
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nungspunkten zwei Wortmeldungen abgegeben. 
Zunächst spricht zum Tagesordnungspunkt 25, zu 
dem die zweite Beratung stattfindet, der Kollege 
Rainer Fredermann. Herr Kollege, Sie haben das 
Wort.  

Rainer Fredermann (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Generationenvertrag zur finanziellen 
Absicherung einer auskömmlichen Altersvorsorge 
ist und bleibt wichtigster Bestandteil unserer sozia-
len Systeme.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Er wird nicht aufgekündigt, sondern den neuen 
Rahmenbedingungen angepasst und weiterentwi-
ckelt.  

Ein funktionierender Generationenvertrag muss 
gewährleisten, dass die Jüngeren und die Alten 
gleichermaßen am wirtschaftlichen Erfolg teilhaben 
können. Der demografische Wandel zwingt uns 
dazu, neue Ideen dazu zu entwickeln, wie wir ei-
nerseits die Daseinsvorsorge auch im ländlichen 
Raum sichern und gleichzeitig Altersarmut verhin-
dern können. Dabei ist leider nicht alles, was wir 
erreichen wollen, finanziell realisierbar. Wenn je-
doch ausreichend Spielräume vorhanden sind, 
müssen Gerechtigkeitslücken geschlossen wer-
den.  

(Heinrich Scholing [GRÜNE]: Vermö-
gensabgabe!) 

Es handelt sich dabei ohne Frage um einen nicht 
einfachen Balanceakt. Daher verstehe ich die in 
den letzten Wochen und Monaten geäußerten 
Kritiken durchaus, sofern sie konstruktiv bleiben 
und ein seriöses Zahlenwerk präsentieren.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Mit einem Überschuss von rund 33 Milliarden Euro 
verfügen die Rentenkassen aktuell über eine mehr 
als ausreichende Reserve, um die finanziellen 
Verpflichtungen für die Auszahlung der Mütterrente 
sowie der Rente mit 63 nach 45 Beitragsjahren zu 
erfüllen.  

Sehr geehrter Herr Dürr, unsere Zahlen in Berlin 
sehen etwas anders aus. 

(Christian Dürr [FDP]: Ich hörte davon!) 

Insofern sehen wir keine Schieflage auf die Ren-
tenkasse zukommen und schon gar nicht einen 
Bruch des Generationenvertrages.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Gleichwohl müssen wir feststellen, dass gerade in 
Mittelstand und Handwerk berechtigte Sorgen 
herrschen, dass frei werdende Stellen nicht adä-
quat neu besetzt werden können. Bereits vor dem 
Stichtag 1. Juli liegen über 12 000 Anträge auf 
Rente mit 63 vor. Das gibt uns natürlich auch zu 
denken.  

Nichts läge mir also ferner, als die Bedenken der 
Unternehmensverbände oder des Wirtschaftsflü-
gels der CDU beiseite zu wischen. Wir müssen 
aber noch mehr tun, damit Arbeitsplätze für unsere 
älteren und erfahrenen Arbeitnehmer attraktiv blei-
ben, damit sie auch bis zum regulären Rentenein-
trittsalter arbeiten wollen und nicht nur müssen. 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und 
Herren, die CDU hat sich in den vergangenen Jah-
ren stets für eine weitere Entlastung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer und eine Senkung 
der Sozialversicherungsbeiträge eingesetzt. Hierfür 
müssen jedoch die Rahmenbedingungen stimmen. 
In der aktuellen Abwägung zwischen dem Interes-
se der Arbeitnehmer an einer zusätzlichen Entlas-
tung und dem der Rentner an einer angemesse-
nen Altersvorsorge schlägt das Pendel aus meiner 
Sicht deutlich zugunsten der Älteren aus.  

Mit der Mütterrente schließen wir eine seit vielen 
Jahren bemängelte Gerechtigkeitslücke. Wir als 
CDU haben schon lange betont, dass wir die Un-
gleichbehandlung von Müttern, deren Kinder vor 
1992 geboren wurden, beenden, sobald dies poli-
tisch machbar ist.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Mehr als 9 Millionen Frauen werden von dieser 
Neuregelung profitieren.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Bei der Rente mit 63 ist zu beachten, dass bei 
einer Inanspruchnahme des früheren Rentenein-
tritts klare Voraussetzungen erfüllt werden müs-
sen. Vor allem müssen 45 volle Jahre Beiträge in 
unser Sozialsystem gezahlt worden sein. Es ist zu 
begrüßen, dass Versuche, diese Anforderungen 
deutlich abzuschwächen, im Gesetzgebungspro-
zess in Berlin abgewehrt werden konnten. 

Meine Damen und Herren, eines ist jedoch auch 
klar: Eine generelle Rolle rückwärts bei der Rente 
mit 67 wird es nicht geben. Der spätere Rentenein-
tritt ist aus meiner Sicht richtig und notwendig, aber 
wir müssen auch den späteren Berufseintritt von 
Studienabsolventen sowie den Bedarf an qualifi-
zierten und erfahrenen Fachkräften angemessen 
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berücksichtigen. Daher müssen wir ganz deutlich 
sagen: Die abstruse Forderung des DGB nach 
einem flexibleren Renteneintritt ab 60 muss mit 
aller Deutlichkeit zurückgewiesen werden. Hier 
sagen wir klar und deutlich Nein.  

Das, meine Damen und Herren, erwarten wir - mit 
Verlaub - auch von unserem Koalitionspartner in 
Berlin. Solche klaren Worte würde ich mir im An-
schluss vielleicht auch vom Ministerpräsidenten 
oder Wirtschaftsminister wünschen.  

Das soll es von mir gewesen sein, damit mein 
Kollege Max Matthiesen noch genug Redezeit hat.  

Danke.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Fredermann. - Das Wort 
hat jetzt der Abgeordnete Dr. Max Matthiesen. Die 
CDU-Fraktion hat noch eine Restredezeit von 6:55 
Minuten.  

Dr. Max Matthiesen (CDU): 
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Der FDP-Antrag will die völlig freie Ent-
scheidung aller Versicherten, wann und wie sie in 
Rente gehen, schon ab dem 60. Lebensjahr er-
möglichen. Einzige Voraussetzung ist, dass ihr 
Gesamteinkommen oberhalb der Grundsicherung 
liegt.  

Dieser Ansatz ist zwar total liberal, aber er trägt 
nicht der solidarischen Umlageversicherung Rech-
nung. Die gesetzliche Rentenversicherung funktio-
niert nur mit Pflichtbeiträgen und einer gesicherten 
Einnahmeseite. Deshalb ist der freie Ausstieg ab 
60, wie ihn die FDP will, nicht gangbar. Er würde 
die Finanzbasis der solidarischen gesetzlichen 
Rentenversicherung untergraben.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Mit dem Berliner Koalitionsvertrag wurde das Ren-
tenpaket auf den Weg gebracht, das bereits flexib-
lere Übergänge vom Beruf in die Rente vorsieht. 
Dieses Thema ist auch Bestandteil der aktuellen 
Rentenversicherungsdiskussion. Der im Zuge des 
demografischen Wandel entstehende Fachkräfte-
mangel und eine bessere Berücksichtigung des 
lebenslaufbezogenen Arbeitens machen diesen 
Ansatz erforderlich. 

Dabei geht es um zwei große Bereiche: zum einen 
um das Arbeiten vor Erreichen des normalen Ren-
teneintrittsalters und zum anderen um das Arbeiten 

nach dem Überschreiten der Regelaltersgrenze in 
der Rentenversicherung. 

Schon jetzt haben wir beim Übergang von der 
Berufstätigkeit in die Rente im Gesetz und in der 
betrieblichen Praxis unterschiedliche Instrumente, 
die weiterentwickelt werden können. Ich nenne nur 
Altersteilzeit, Teilrente, Hinzuverdienstregelungen, 
Rückkauf von Rentenabschlägen, Zahlung zusätz-
licher Rentenbeiträge und Lebensarbeitszeitkon-
ten. Da muss nun angesetzt werden plus neuer 
Vorschläge und Instrumente. 

Wesentliche Bedeutung wird weiterhin die Al-
tersteilzeit behalten. Auch nach Auslaufen des 
Staatszuschusses Ende 2009 ist die Altersteilzeit 
ein gern genutzter Weg, um vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze abschlagsfrei in Rente zu ge-
hen - und das oft aufgrund von Tarifverträgen und 
Betriebsvereinbarungen. 

Nun hat der DGB erneut den Vorschlag in die Dis-
kussion gebracht, einen Rechtsanspruch auf Teil-
rente schon ab 60 Jahren und damit deutlich vor 
Erreichen des normalen Renteneintrittsalters ein-
zuführen. Zwar greift der DGB damit das Bedürfnis 
auf - das haben wir immer wieder gehört -, für Ar-
beitnehmer in gesundheitlich besonders belasten-
den Berufen zusätzlich etwas zu tun. Aber der 
Vorstoß ist unter dem Gesichtspunkt der Sicherung 
der Einnahmebasis der umlagefinanzierten Ren-
tenversicherung und der Fachkräftesicherung 
problematisch. 

Erfolgversprechender scheint der Weg einer Kom-
birente, die schon vor Kurzem, nämlich vor zwei 
Jahren, dabei war, das Licht der Welt zu erblicken. 
Der Entwurf des Alterssicherungsstärkungsgeset-
zes aus 2012 enthält den Vorschlag von Erleichte-
rungen bei der Kombination von Rente und Teil-
zeitarbeit. Die Kombirente erlaubt, für die Zeit des 
Rentenbezugs vor Erreichen der Regelaltersgren-
ze ein Einkommen aus Rente und Hinzuverdienst 
in der Höhe des früher erzielten Einkommens zu 
erreichen, und das ohne Abschläge bei der Rente. 

Derjenige, der die Kombirente in Anspruch nicht, 
kann länger im Erwerbsleben bleiben. Das kommt 
gerade denen zugute, die in Berufen mit hohen 
Belastungen arbeiten und die nicht Vollzeit bis zur 
Regelaltersgrenze arbeiten können. 

Schwerpunkt jetziger Diskussionen muss aller-
dings die Weiterarbeit nach Überschreiten der 
Regelaltersgrenze sein. Eine neue repräsentative 
Befragung durch das Allensbach-Institut hat erge-
ben, dass jeder Fünfte der Sechzigjährigen und 
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Älteren über das gesetzliche Rentenalter hinaus 
arbeiten will. Zu Recht will die Berliner Koalition im 
Arbeitsmarkt und in der Rente Anreize setzen, 
damit möglichst viele Menschen bei guter Gesund-
heit möglichst lange im Erwerbsleben bleiben und 
so auch zur Stabilität der gesetzlichen Rentenver-
sicherung beitragen. Als ersten Schritt ermöglicht 
das gerade beschlossene Rentenpaket das Hi-
nausschieben des vereinbarten Zeitpunktes für die 
Beendigung eines bestehenden Beschäftigungs-
verhältnisses über die Regelaltersgrenze in der 
Rentenversicherung hinaus. 

Schon heute belohnt die Rentenversicherung län-
geres Arbeiten über das normale Renteneintrittsal-
ter hinaus. Dann erhöht sich die Rente um einen 
Bonus von 6 % jährlich. Der Haken ist aber, dass 
die Rente selbst dann nicht in Anspruch genom-
men werden darf. 

Die neue Arbeitsgruppe im Bund zur Flexirente will 
jetzt prüfen, ob bestehende Regelungen für das 
Arbeiten nach Erreichen der Rentenaltersgrenze 
geändert werden sollten. Zurzeit ist in § 172 des 
Sozialgesetzbuches VI die abhängige Beschäfti-
gung von Altersrentnern zwar geregelt, für die der 
Arbeitgeber auch seinen Beitrag abführen muss, 
aber das wirkt nicht rentensteigernd. 

Angesichts des gesunkenen und voraussichtlich 
weiter sinkenden Rentenniveaus wären aber ren-
tensteigernde Beiträge aus sozialversicherungs-
pflichtiger Beschäftigung von Rentnern von Vorteil 
und ein Anreiz, über das normale Rentenalter hin-
aus eine sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung auszuüben. Das könnte auch Thema dieser 
Anhörung sein, die schon angesprochen worden 
ist. 

Für die CDU-Fraktion beantrage ich, den FDP-An-
trag in den Ausschuss für Soziales zur federfüh-
renden Beratung zu überweisen. Dieser Aus-
schuss ist für die Sozialversicherung zuständig. 
Darauf liegt auch der Schwerpunkt des FDP-An-
trags. Die Ausschüsse für Wirtschaft und für Fi-
nanzen wären dann mitberatend tätig. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Dr. Matthiesen. - Das Wort hat 
jetzt für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die 
Abgeordnete Maaret Westphely.  

Maaret Westphely (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrter Herr Dürr, auch wenn 
ich Ihren mündlichen Ausführungen in weiten Tei-
len durchaus gut folgen konnte - mit den Ein-
schränkungen, die mein Kollege Schremmer schon 
genannt hat -, möchte ich jetzt auf die Punkte und 
Forderungen des vorliegenden Antrags zurück-
kommen, der heute beschlossen werden soll. 
Denn daraus wird aus meiner Sicht vor allem eines 
klar: dass es Ihnen gar nicht um eine nachhaltige 
Absicherung der Rentenversicherung geht, wie Sie 
es in Ihrem Antrag proklamieren.  

Sie wollen die Rentenbeiträge senken, obwohl es 
aus arbeitsmarktpolitischer Sicht eigentlich keine 
zwingende Notwendigkeit dafür gibt, solche Be-
schäftigungsimpulse zum aktuellen Zeitpunkt zu 
setzen, und obwohl zehn von zwölf Sachverstän-
digen, die im Sozialausschuss des Bundestags 
gehört wurden, die aktuell vorgehaltene Nachhal-
tigkeitsrücklage von anderthalb Monatsausgaben 
in der Rentenkasse für eindeutig zu niedrig halten. 
Eine Aufstockung dieser Nachhaltigkeitsrücklage 
wäre aus unserer Sicht eine nachhaltige Renten-
politik. 

(Zustimmung von Thomas Schrem-
mer [GRÜNE]) 

Deshalb frage ich mich: Inwiefern taugt eigentlich 
der FDP-Vorschlag dazu, die Nachhaltigkeit der 
Rente in Zukunft zu sichern? - Das ist meiner Mei-
nung nach nicht so. Schließlich ist es eigentlich 
egal, ob Sie die positive Entwicklung in der Ren-
tenkasse durch eine Senkung der Beiträge oder - 
wie es jetzt die Bundesregierung vorsieht - durch 
höhere Rentenzahlungen schmälern. Vom Ergeb-
nis her, sehr geehrte Damen und Herren von der 
FDP, sind Sie meiner Einschätzung nach eigentlich 
ganz nah bei der Bundesregierung.  

Zweitens haben Sie in beiden Anträgen zur Ren-
tenversicherung - mündlich hörte es sich jetzt auch 
anders an - kein einziges Mal eine der wesentli-
chen gesellschaftspolitischen Herausforderungen 
in Bezug auf die Altersabsicherung angesprochen. 
Denn was passiert eigentlich mit denjenigen, die 
trotz Arbeit keine Rente haben, die zum Leben 
reicht - ob wegen unsteten oder niedrigen Lohns 
im Leben oder wegen nicht entlohnter Familienar-
beit? 

(Beifall bei den GRÜNEN - Unruhe - 
Glocke des Präsidenten) 

3546 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  38. Plenarsitzung am 26. Juni 2014 
 

Während der unbereinigte Lohnunterschied zwi-
schen Männern und Frauen 23 % beträgt, ist diese 
Einkommensdifferenz zwischen Rentnerinnen und 
Rentnern noch weitaus größer. Frauen haben im 
Alter im Durchschnitt knapp 60 % weniger als 
Männer. Dass Frauen im Alter so viel weniger Ren-
te erhalten, heißt zwar nicht automatisch, dass sie 
in Armut leben - - - 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Liebe Frau Westphely, einen kleinen Moment, 
bitte! - Meine Damen und Herren, wenn Sie schon 
nicht auf die Glocke achten, weil hier wirklich eine 
nicht zumutbare Geräuschkulisse herrscht, dann 
muss ich unterbrechen. Frau Westphely hat das 
Wort und nicht die Anwesenden im Plenarsaal. 

Maaret Westphely (GRÜNE): 
Dass Frauen im Alter so viel weniger Rente erhal-
ten, heißt zwar nicht automatisch, dass sie in Ar-
mut leben, aber in Kombination mit dem neuen 
Unterhaltsrecht kann jede Frau einer ganzen Ge-
neration, die für die Familie oder aufgrund traditio-
neller Rollenbilder beruflich zurückgesteckt hat, 
plötzlich vor existenziellen finanziellen Schwierig-
keiten stehen. Insofern ist die Mütterrente eine 
symbolische Anerkennung dieser Problematik, 
aber noch lange keine Lösung, zumal sie den 
Frauen, denen 28 Euro im Monat tatsächlich viel 
bedeuten würden, von der Grundsicherung abge-
zogen wird.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch deswegen brauchen wir weitere Lösungen 
nicht nur für die Demografiefestigkeit der Rente, 
sondern auch, um der Armut im Alter einen Riegel 
vorzuschieben. Ich erwarte, dass sich die Bundes-
regierung dieser Themen ernsthaft annimmt und 
dafür Lösungen findet. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen uns nicht vor. Daher kommen wir zu den 
nötigen Abstimmungen. 

Zunächst kommen wir zur Abstimmung zu Tages-
ordnungspunkt 25.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der FDP 

in der Drucksache 17/1211 ablehnen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Ich frage nach Gegen-
stimmen. - Enthaltungen? - Das ist trotzdem mit 
großer Mehrheit abgelehnt worden. Die Be-
schlussempfehlung ist also angenommen, der 
Antrag ist abgelehnt.  

Wir kommen zur Abstimmung zu Tagesordnungs-
punkt 26, und zwar zur Ausschussüberweisung.  

Hier geht es darum, den Antrag der Fraktion der 
FDP in der Drucksache 17/1611 so, wie es der 
Ältestenrat vorgeschlagen hat, federführend an 
den Wirtschaftsausschuss - ich sage es einmal in 
Kurzform - zu überweisen. Eben kam im Hinblick 
auf die Zuständigkeiten die Anregung, den Sozial-
ausschuss damit zu befassen. Das wollen Sie 
nicht? 

(Jörg Bode [FDP]: Nein! Die Sozialmi-
nisterin war ja noch nicht einmal da-
bei!) 

- Ja, aber Herr Kollege Bode, ich darf Sie darauf 
hinweisen: Die Federführung hat das Sozialminis-
terium. Frau Ministerin Rundt ist wegen der Minis-
terinnen- und Ministerkonferenz entschuldigt. Herr 
Innenminister Pistorius ist hier mit dem Staatssek-
retär des Sozialministeriums in Vertretung anwe-
send. Insofern ist die Federführung klar: Der Sozi-
alausschuss ist federführend. 

(Widerspruch von Christian Dürr [FDP]) 

Ich muss aber jetzt den Antrag von Herrn 
Dr. Matthiesen einer Abstimmung zuführen. Wer 
die Federführung im Sozialausschuss begründen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Die Mehrheit des 
Hauses hat beschlossen, dass der Sozialaus-
schuss federführend ist. 

Ob die Ausschüsse für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr sowie für Haushalt und Finanzen mitberatend 
sein sollen, bitte ich jetzt noch ergänzend zu ent-
scheiden. Wer unterstützt diese Mitberatung? - 
Das sind deutlich mehr als 30 Abgeordnete. Dann 
ist das so entschieden. 

Meine Damen und Herren, bevor ich den Tages-
ordnungspunkt 27 aufrufe, möchte ich etwas sehr 
Erfreuliches feststellen. Alle Besucherinnen und 
Besucher sind uns jederzeit willkommen. Aber es 
kommt selten vor, dass Kinder einer Grundschule 
bei uns sind. 

(Lebhafter Beifall) 

- Das ist euer Beifall! 
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Nun will ich auch noch sagen, wer ihr seid: Auf 
Einladung des Kollegen Kortlang ist die Grund-
schule Moorriem aus Elsfleth da. Herzlich will-
kommen bei uns! 

(Beifall) 

Wir kommen dann zum  

Tagesordnungspunkt 27: 
Abschließende Beratung: 
Energiewende: Wettbewerbsfähigkeit erhalten - 
Arbeitsplätze schaffen - Fachkräftenachwuchs 
sichern - Antrag der Fraktion der CDU - 
Drs. 17/1433 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr - 
Drs. 17/1592  

(Unruhe) 

- Ich kann auch aufhören, und zwar so lange, dass 
wir alle es nicht mehr schaffen. Es ist ziemlich laut, 
meine Damen und Herren! 

(Anhaltende Unruhe) 

- Es liegt an Ihnen, wann ich weitermache. 

(Anhaltende Unruhe) 

- Meine Damen und Herren! 

(Anhaltende Unruhe - Glocke des 
Präsidenten) 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Ich eröffne die Beratung. Für die CDU-Fraktion hat 
der Abgeordnete Axel Miesner das Wort. 

Axel Miesner (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Umsetzung der Energiewende ist 
ganzheitlich zu betrachten. Nur mit einer ganzheit-
lichen Betrachtung wird uns die Energiewende 
gelingen, weil es nur so gelingt, die Menschen 
mitzunehmen.  

Wer aber allein den Ausbau der erneuerbaren 
Energien im Blick hat, wer die Interessen der 
Verbraucher, der privaten Wirtschaft, der Arbeit-
nehmer und der Unternehmer ausblendet und 
ignoriert, der legt die Axt an die Energiewende. Die 
Energiewende wird so jedenfalls nicht gelingen. 

Wir stehen an der Seite der Menschen in Nieder-
sachsen.  

Es geht darum, energieintensiven Betrieben, die im 
internationalen Wettbewerb stehen, weiterhin ei-
nen Nachteilsausgleich zu gewähren im Interesse 
der Menschen in Niedersachsen. Von daher ver-
stehen wir die aktuellen Hinweise von EU-Kommis-
sar Almunia zur Eigenstromversorgung von Unter-
nehmen nicht.  

Es geht darum, zusammen mit den Sozialpartnern 
dafür Sorge zu tragen, dass der Fachkräftenach-
wuchs weiterhin sichergestellt ist und qualifizierte 
Fachkräfte übernommen werden im Interesse der 
Menschen in Niedersachsen. 

Es geht auch darum, den Schulabgängerinnen und 
Schulabgängern die Berufe in der Energiewirt-
schaft als attraktive und vor allem auch interessan-
te Arbeitsfelder näherzubringen im Interesse der 
Versorgungssicherheit, im Interesse der Menschen 
in Niedersachsen. 

Es geht auch darum, die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen und damit der niedersächsischen Un-
ternehmen zu erhalten. Wir wollen die erneuerba-
ren Energien. Aber die Nachteile für unsere Wirt-
schaft und damit für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer lehnen wir ab. 

Die Ausbauziele für die erneuerbaren Energien 
haben nicht für die EU insgesamt zu gelten, son-
dern verbindlich für die einzelnen EU-Staaten. 
Gleiches gilt auch für die EU-Klimaziele.  

Leider haben Sie sich auch bei diesem Antrag der 
Mitarbeit verweigert. Wirtschaft, Unternehmen, 
Arbeitnehmer - Ihnen ist scheinbar alles egal. Ge-
ben Sie sich einen Ruck! Arbeiten Sie endlich mit, 
und stimmen Sie diesem guten Antrag zu! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Das war eine deutliche Unterschreitung der Rede-
zeit. Vielen Dank, Herr Kollege. - Der Schriftführer 
sagt mir gerade: Es könnte noch eine zweite 
Wortmeldung kommen. - Diese Gefahr besteht 
natürlich. 

Es geht zunächst mit der Fraktion der SPD weiter. 
Das Wort hat der Abgeordnete Gerd Ludwig Will. 

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Herr Will, Sie 
können das nicht so schnell!) 
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Gerd Ludwig Will (SPD): 
Das will ich auch gar nicht. Das möchte der Will ja 
gar nicht. 

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Schade!) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ging 
nicht um Verweigerung, sondern um die Frage der 
Zumutbarkeit. Was Sie uns da vorgelegt haben, 
war nun wirklich nicht beschlussfähig. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wenn man die konkre-
ten Forderungen des Entschließungsantrages mit 
der Überschrift vergleicht, wird eine sinnvolle und 
klare Linie leider nicht erkennbar. Sie müssen sich 
entscheiden, ob Sie das EEG - mit seiner Wirkung 
auf die wirtschaftliche Entwicklung vieler Branchen 
in Niedersachsen - grundsätzlich kritisch betrach-
ten wollen oder ob Sie den Fachkräftebedarf - 
noch dazu nur einer Branche - in den Mittelpunkt 
des Antrags stellen wollen. 

An beiden Bereichen wird von der Landesregie-
rung im Übrigen intensiv gearbeitet. Ich will den-
noch zu diesen beiden Themen ganz kurz Stellung 
nehmen. 

Erstens. Arbeitsplatzsicherung ist gerade im Ener-
giebereich erst einmal Aufgabe der Betreiber kon-
ventioneller Kraftwerke, die nach der Stilllegung 
von Atomanlagen bei dem dann beginnenden 
Rückbau in der Regel auf zusätzliche qualifizierte 
Fachkräfte angewiesen sind. Hier gilt es, zunächst 
vorhandene Potenziale zu nutzen, Arbeitnehmer 
weiterzubeschäftigen und die industriellen Altlas-
ten zu bewältigen. 

Das gilt auch für die Qualifizierung der betroffenen 
Arbeitnehmer für diese neuen Aufgaben, und das 
gilt für alle ehemaligen bzw. noch am Netz befind-
lichen niedersächsischen Kernkraftwerke, die über 
das ganze Land verteilt sind. Hier sind die Unter-
nehmen zunächst selbst in der Pflicht. 

Meine Damen und Herren, längerfristig steht der 
wachsenden niedersächsischen Wirtschaft mit 
diesen qualifizierten Fachkräften natürlich ein gro-
ßes Potenzial an Ingenieuren und Technikern für 
Zukunftsbranchen zur Verfügung. 

Die in der Nr. 2 Ihres Antrags geforderte Sicherung 
des Fachkräftenachwuchses ist längst Bestandteil 
des Regierungshandelns. Die Sozialpartner enga-
gieren sich gemeinsam mit dem Land und der 
Agentur für Arbeit verstärkt in einer Initiative, in 
einem Bündnis zur Fachkräftesicherung. Das darf 

aber nicht nur für den Schwerpunkt Energiewirt-
schaft gelten, sondern muss für die gesamte nie-
dersächsische Wirtschaft gelten. 

(Zustimmung von Johanne Modder 
[SPD]) 

Dabei ist die Sicherung und Entwicklung der dua-
len Ausbildung in Niedersachsen ein Schwerpunkt.  

Die wichtigste Herausforderung bleibt das Über-
gangssystem. Zwar ist die Zahl der Jugendlichen, 
die nach der Schule keinen Ausbildungsplatz fin-
den und im sogenannten Übergangssystem lan-
den, zurückgegangen. Doch noch immer finden 
Schulabgänger mit und ohne Hauptschulabschluss 
keine Perspektive. Noch immer übersteigt die 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen das Angebot. 
Ich empfehle Ihnen hier die Lektüre des kürzlich 
vorgestellten Nationalen Bildungsberichts. Hier gibt 
es noch viel Potenzial, noch sehr viel Luft nach 
oben. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine Wei-
terentwicklung von Inhalten und Strukturen der 
dualen Ausbildung, um sie attraktiver zu machen. 
Das liegt im Interesse der Industrieunternehmen, 
des Handwerks und der Dienstleistungsberufe. 
Auch der Schwerpunkt der Bildung bzw. Ausbil-
dung in den sogenannten MINT-Berufen ist ein be-
sonderes Anliegen dieser Landesregierung. 
Gleichzeitig brauchen wir noch mehr offene Hoch-
schulen und berufsbegleitende Studienmöglichkei-
ten in Niedersachsen. Wir brauchen auch Angebo-
te für Studienabbrecher, die eine Anschlussausbil-
dung z. B. in der Wirtschaft anstreben. 

Um der Innovationsschwäche wirkungsvoll zu be-
gegnen, brauchen wir mehr Wissenstransfer in die 
niedersächsische Wirtschaft durch eine breitere 
und engere Kooperation mit Hochschulen, For-
schungs- und Wissenschaftseinrichtungen im 
Land. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Forderung 
zum EEG ist durch die gemeinsame Entschlie-
ßung - ich darf an die Drucksache 17/1382 der 
Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen, SPD und 
CDU erinnern - bereits beschlossen worden und 
längst auf den Weg gebracht. Die EEG-Novelle 
wird außerdem morgen, am Freitag, im Bundestag 
verabschiedet. Die EU hat durch ihr Eingreifen 
Anfang der Woche noch einmal letzte Änderungen 
herbeigeführt. 

 3549



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  38. Plenarsitzung am 26. Juni 2014 
 

Haushalte und Betriebe, die selbst produzierten 
Strom verbrauchen, sollen künftig auch zur Förde-
rung der Energiewende beitragen. Die Betreiber 
neuer Anlagen müssen nach dem neuen EEG 
zunächst 30 %, später 40 % der EEG-Umlage 
zahlen. Kleinsterzeuger mit Photovoltaikanlagen 
auf dem Dach des Eigenheims werden aber nun 
doch von der Umlage befreit. Mit der pünktlichen 
Verabschiedung des Gesetzes ist im Übrigen si-
chergestellt, dass die energieintensiven Betriebe 
fristgerecht ihre Anträge zur Befreiung von der 
EEG-Umlage stellen können. 

Fazit: Meine Damen und Herren, Ihr Antrag ist zu 
wenig strukturiert. Er müsste schon durch ver-
schiedene Anträge mit neuen Schwerpunkten ge-
fasst werden. So ist er jedenfalls weder sinnvoll zu 
beraten noch eine Handlungsanleitung für die 
Landesregierung. Wir lehnen ihn infolgedessen ab. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Will. - Herr Kollege Bley 
möchte eine Kurzintervention machen. Sie haben 
90 Sekunden. Bitte schön, Herr Kollege! 

(Zuruf von der SPD: Der macht sich 
beliebt! - Weiterer Zuruf von der SPD: 
Das ist heute der falsche Weg!) 

- Das macht mal untereinander aus. 

Karl-Heinz Bley (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr 
geehrter Herr Will, Sie sind generell gegen solche 
Anträge, wenn sie von der Opposition kommen. 
Das wird hier wieder deutlich. Ich glaube, am Tage 
der Ausschusssitzung, an dem wir das beraten 
haben, haben Sie das erste Mal in den Antrag 
geguckt.  

Wir haben in der vorvergangenen Wahlperiode 
wegen der Fachkräfte intensiv in der Enquete-
Kommission „Demografischer Wandel“ beraten. In 
die Unterlagen haben Sie gar nicht mehr reinge-
guckt. Sie machen einen Demografiekongress - 
der kostet schon einmal 80 000 Euro -, um dann zu 
sagen: Wir sollten mal gucken, was wir noch tun 
können und sollten. Sie zählen auf, dass wir offene 
Hochschulen brauchen und Angebote für Schulab-
brecher. Das haben wir alles schon längst auf den 
Weg gebracht, bevor Sie dran waren.  

Den Fachkräftemangel haben Sie hier kaum ange-
sprochen. Dass wir die Wettbewerbsfähigkeit er-
halten und Arbeitsplätze schaffen wollen, haben 
wir hier deutlich gemacht. Der Fachkräftenach-
wuchs muss gesichert werden.  

Bei der Gesamtbetrachtung einer Energiewende ist 
es doch sinnvoll, dass wir ein Handlungskonzept 
für die Landesregierung aufzeigen. Sie kann auch 
einmal auf der Basis des Antrages etwas entwi-
ckeln, wie wir der Herausforderung begegnen kön-
nen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU - Johanne Mod-
der [SPD]: Kurz!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Kollege Will möchte erwidern. Sie haben die 
Gelegenheit bis maximal 90 Sekunden. 

Gerd Ludwig Will (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Bley, wenn Sie richtig zugehört hätten, hätten Sie 
mitbekommen, dass wir Ihren Antrag nicht generell 
abgelehnt haben. Aber wir weigern uns einfach, 
ein Sammelsurium, einen zusammengeschriebe-
nen Antrag, der vom Höcksken aufs Stöcksken 
kommt, zu beraten und zu beschließen. Das kann 
man dem Parlament nicht zumuten. Das werden 
wir auch in Zukunft machen. Machen Sie Ihre 
Hausaufgaben ordentlich. Legen Sie ordentliche 
Anträge vor. Dann werden wir uns damit auch 
auseinandersetzen, aber nicht mit dem, was Sie da 
zusammengeschrieben haben. 

(Johanne Modder [SPD]: Ja, genau!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Meine Damen und Herren, das war die Kurzinter-
vention. - Es geht weiter in der Debatte mit der 
Wortmeldung für die Fraktion der FDP. Das Wort 
hat Herr Kollege Dr. Gero Hocker. 

Dr. Gero Hocker (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wenn man sich in einschlägigen Verglei-
chen anschaut, wie sich die Energiekosten in 
Deutschland entwickelt haben, und sie mit anderen 
Industrienationen vergleicht, dann ist das schon 
beeindruckend. Mittlerweile sind die Energiekosten 
bei uns doppelt so hoch wie in anderen Industrie-
ländern, die ein vergleichbares Niveau, eine ver-
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gleichbare Produktivität und ein vergleichbares 
Wachstum haben.  

Der Grund dieses Übels - das ist eben in der De-
batte nach der Wortmeldung vom Kollegen Mies-
ner klar geworden - ist eben nicht die Befreiung 
einiger energieintensiver Unternehmen von der 
Ökostromumlage, wie es gerne von Rot und Grün 
behauptet wird. Der Grund dieses Übels ist das 
EEG in seiner Struktur. Das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz fördert die Produktion von Strom zu 
einem Zeitpunkt, zu dem dieser Strom nicht abge-
nommen wird. Wenn man auf der einen Seite nicht 
die Netztechnologie verfügbar hat und wenn man 
auf der anderen Seite keine Speichertechnologie 
zur Verfügung hat, die das abfedern könnte, dann 
entstehen volkswirtschaftliche Kosten, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. Das ist der Grund 
dafür, warum die Energiepreise in Deutschland 
teilweise doppelt so hoch sind wie in anderen In-
dustrienationen.  

Da hilft nur eines. Ein solches Gesetz kann man 
nicht mehr novellieren oder reformieren, sondern 
es muss abgeschafft werden. Es muss ersetzt 
werden durch ein Förderkonstrukt, durch ein Prin-
zip, das Anreize dafür setzt, dass der Strom genau 
zu dem Zeitpunkt erzeugt wird, zu dem er tatsäch-
lich abgenommen werden wird und zu dem Bedarf 
dafür besteht. Solch ein System brauchen wir, um 
die Energiewende zum Erfolg zu führen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. 

Wir haben uns einmal ein bisschen genauer ange-
guckt, über welche Summen wir denn da so spre-
chen. Allein im Jahr 2014 werden über 24 Milliar-
den Euro durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
umgesetzt. Das ist ziemlich genau so viel, wie im 
Jahr 2014 für den gesamten Bundeshaushalt im 
Bereich Verkehr, Bau und Städteplanung zur Ver-
fügung steht. Das ist ziemlich genau der doppelte 
Betrag dessen, was in Deutschland im Jahr 2014 
für den Gesamtbereich medizinische Versorgung 
und Gesundheitsversorgung ausgegeben wird. 
Das ist ziemlich genau das Anderthalbfache des-
sen, was in Deutschland im Jahr 2014 in Bildung 
und Hochschule investiert wird. Die einen mögen 
es als Daseinsvorsorge bezeichnen, die anderen 
nennen es Zukunftsinvestition. Aber alle sind wir 
uns einig, dass das wichtige Investitionen sind.  

Die Ökostromumlage des Jahres 2014 bewegt sich 
in der gleichen Größenordnung wie diese Ausga-
ben, die für uns doch alle so existenziell sind. Das 
ist ein Fakt, über den wir nachdenken. Das ist ein 
Anlass, darüber nachzudenken, ob das Förde-

rungsgerüst, wie wir es zurzeit haben, auch in 
Zukunft noch das Richtige ist, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Die Situation - das habe ich in früheren Reden 
schon einmal gesagt - ist, dass diejenigen, die es 
sich leisten können, sich eine Photovoltaik-Anlage 
aufs Dach zu schrauben, das tun. Sie bekommen 
dafür im Idealfall eine zweistellige Rendite, können 
sich dann zurücklehnen und darauf warten, dass 
das Geld auf dem Konto eingeht.  

(Glocke des Präsidenten) 

Bezahlen müssen die Zeche all diejenigen, die 
sich nicht für 10 000 Euro eine Photovoltaik-
Anlage aufs Dach schrauben können. Dieses Kon-
strukt ist ungerecht. Das ist unsozial. Deswegen 
muss es ersetzt werden durch eine andere Förder-
richtlinie.  

(Beifall bei der FDP) 

Uns wird von den Grünen gerne weisgemacht, 
dass es sich dabei um Peanuts handele. Der ehe-
malige Vorsitzende hat mal behauptet, die Ener-
giewende würde nicht viel mehr kosten als eine 
Kugel Eis. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, das Erneuerbare-Energien-Gesetz gleicht mitt-
lerweile einem Schneeball, den man auf die Spitze 
eines Berges legt und der dann langsam herunter-
rollt und beim Runterrollen immer schneller wird. 
Dieser Schneeball wird immer größer. Wenn man 
nicht gegensteuert und nicht früh genug Maßnah-
men einzieht, um diese Kostenlawine zu stoppen 
und abzufedern, dann wird man sie irgendwann 
nicht mehr aufhalten können. Das ist meine Be-
fürchtung, wenn ich an die Energiewende in den 
kommenden Jahren denke. 

(Glocke des Präsidenten) 

Auch in Zukunft müssen energieintensive Unter-
nehmen befreit sein von der Ökostromumlage. Ich 
sage das nicht, weil ich mich auf die Seite der In-
dustrie stellen will. Die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in der Industrie haben einen An-
spruch darauf - - - 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege, ich dachte jetzt kommt der Schluss-
satz. Aber Sie legen noch einmal richtig los. Sie 
müssen wirklich zum Schluss kommen. 

Dr. Gero Hocker (FDP): 
Das ist der Schlusssatz, Herr Präsident. 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Gut, dann bringen Sie ihn zu Ende. 

Dr. Gero Hocker (FDP): 
Darf ich ihn noch einmal beginnen? - Vielen Dank. 

Ich bin nicht derjenige, der der Großindustrie das 
Wort reden will. Aber ich spreche für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in der Industrie, 
die einen Anspruch darauf haben, auch in Zukunft 
zukunftssichere Arbeitsplätze zu haben. Ich spre-
che für die Tausenden und Abertausenden von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Mit-
telstand, die davon abhängig sind, dass industrielle 
Betriebe von der Ökostromumlage frei gestellt 
sind.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Das Wort hat die Ab-
geordnete Maaret Westphely für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.  

Maaret Westphely (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Die Energiewende ist die Vorausset-
zung für den Ausstieg aus Atomkraft und Kohle 
und die Voraussetzung für Klimaschutz. Sie schafft 
Arbeitsplätze in Niedersachsen. Deswegen treiben 
wir sie hier voran. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich verwahre mich allerdings strikt gegen den Vor-
wurf, wir würden hier Arbeitsverweigerung betrei-
ben, weil wir keinen Änderungsvorschlag bei-
spielsweise zu dem CDU-Antrag vorgelegt haben. 
Ich möchte ganz kurz etwas zu den drei Punkten 
sagen, die im Antrag aufgeführt sind. 

Zu Punkt 1 - Befreiung energieintensiver Unter-
nehmen, die im internationalen Wettbewerb ste-
hen: Dazu haben wir - auch mit den Stimmen der 
CDU - hier einen Beschluss gefasst. Das ist also 
abgehakt. 

Zu Punkt 2 und Punkt 3 - Fachkräftenachwuchs: 
Das ist ein sehr wichtiges Thema für das Hand-
werk und für die Industrie. Die Landesregierung - 
das Wirtschaftsministerium und das Sozialministe-
rium - arbeitet an der Fachkräfteinitiative. Das ist 
also abgehakt. 

Zu Punkt 4 - Anhebung des gesamteuropäischen 
Ausbauziels für erneuerbare Energien auf 30 % bis 
2030 und Festlegung verbindlicher Ausbauziele für 
die Länder in Europa: Dazu ist vom Bundesrat ein 
Beschluss gefasst und an die Bundesregierung 
weitergegeben worden. Selbstverständlich ist das 
auch von Niedersachsen unterstützt worden. Auch 
das ist also abgehakt. 

Von meinen Kollegen habe ich den Spruch „sich 
hinter einen fahrenden Zug werfen“ gehört. Das 
wird mit diesem Antrag gemacht. Insofern können 
wir ihn in aller Ruhe ablehnen und trotzdem etwas 
für die Energiewende tun. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die Landesregie-
rung hat Herr Umweltminister Wenzel das Wort. 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sehr geehrter Herr Dr. Hocker, was 
von Ihren heutigen Anträgen zur Energiewende 
grundsätzlich zu halten ist, hat die Debatte schon 
heute Vormittag gezeigt. Dazu brauche ich mich 
nicht zu wiederholen. 

Plausibel ist die Mischung Ihrer Forderungen auch 
in diesem Antrag eigentlich nicht. Sie haben wahr-
scheinlich beobachten können, dass sich die Lan-
desregierung sehr intensiv 

(Zuruf von Jörg Bode [FDP]) 

- ja, ich weiß, aber auch Sie haben sich dazu ent-
sprechend geäußert - für die energieintensiven 
Betriebe eingesetzt hat, weil sie der Auffassung 
war, dass es wichtig ist, diese Betriebe und ihre 
Arbeitsplätze hier zu halten. 

(Zuruf von Dr. Gero Hocker [FDP]) 

- Nein, Herr Dr. Hocker. Gucken Sie sich die Praxis 
an! Gucken Sie sich auch an, wie hoch die Preise 
für stromintensive Unternehmen hier sind! Die sind 
sehr wohl im wettbewerbsfähigen Bereich. 

Gleichwohl ging es hierbei auch darum, das Ge-
samtfördervolumen auszutarieren und auch dieje-
nigen kleinen und mittelständischen Unternehmen, 
die keine Befreiungen in Anspruch nehmen kön-
nen, im Blick zu behalten. Wir von der Landesre-
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gierung haben hierbei die Sorgen der Wirtschaft 
sehr ernst genommen und die Interessen entspre-
chend vertreten. 

Wir haben uns sehr intensiv um das Thema „de-
mografischer Wandel und Fachkräftemangel“ ge-
kümmert. Das Thema Fachkräftesicherung ist ein 
klarer Schwerpunkt der niedersächsischen Ar-
beitsmarktpolitik. Die Landesregierung hat im ver-
gangenen Jahr dazu eine neue Fachkräfteinitiative 
gestartet: Sozialpartner, Kammern, Arbeitsverwal-
tung und weitere Arbeitsmarktpartner erarbeiten 
zurzeit gemeinsame Ziele und einen Handlungs-
rahmen zur Fachkräftesicherung. Daraus wird ein 
ganzes Bündel von Maßnahmen entstehen. 

Auch im schulischen Bereich ist die Bedeutung der 
MINT-Fächer klar erkannt. Der mathematisch-
naturwissenschaftliche Bereich, der hier eine Rolle 
spielt, wird auch mit Blick auf den demografischen 
Wandel gefördert. 

Meine Damen und Herren, bei Ihren Aussagen zur 
EU-Klimapolitik beschränken Sie sich auf einen 
Einzelaspekt. Man muss sich aber die Gesamtar-
chitektur des Kommissionsvorschlags angucken 
und bewerten; denn die Kommission bleibt mit 
ihren Vorschlägen für die künftige EU-Klimapolitik 
insgesamt weit hinter dem zurück, was aus Sicht 
des Klimaschutzes dringend notwendig ist. Ein EU-
weites Klimaschutzziel zur Verringerung der Treib-
hausgasemissionen um 40 % gegenüber 1990 ist 
deutlich zu gering. Um in den internationalen Kli-
maschutzverhandlungen glaubwürdig aufzutreten, 
müssen wir uns am Zwei-Grad-Ziel orientieren und 
den Emissionshandel wieder wirkungsvoll gestal-
ten. Dazu hat sich Deutschland verpflichtet. Aber 
diese Ziele müssen auch in Rahmenbedingungen 
umgesetzt werden. 

Sie sehen also, meine Damen und Herren, wir sind 
gut auf dem Weg. Aus diesem Sammelsurium, das 
dem Landtag vorgelegt wurde, wird kein richtiges 
Konzept. Insofern vermögen wir nicht, den Antrag 
zu unterstützen. In vielen Punkten sind wir aber 
schon sehr wohl viele Schritte in diese Richtung 
gegangen und werden diesen Weg auch weiterhin 
mit großer Konsequenz beschreiten. 

Ich danke Ihnen fürs Zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Minister. 

Da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen, schlie-
ße ich die Aussprache zu Tagesordnungspunkt 27.  

Wir kommen zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der CDU 
in der Drucksache 17/1433 ablehnen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Ich frage nach den Ge-
genstimmen. - Enthaltungen? - Das Erste war die 
Mehrheit. Damit ist die Beschlussempfehlung an-
genommen worden. Der Antrag ist abgelehnt wor-
den. 

Meine Damen und Herren, den Tagesordnungs-
punkt 28 wird nach einem Wechsel im Präsidium 
die Kollegin Dr. Andretta aufrufen. 

(Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta 
übernimmt den Vorsitz) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zu 
dem 

Tagesordnungspunkt 28: 
Abschließende Beratung: 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der mari-
timen Wirtschaft sichern! - Antrag der Fraktion 
der CDU - Drs. 17/452 - Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr - 
Drs. 17/1637  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in ge-
änderter Fassung anzunehmen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Ich eröffne die Beratung. Das Wort hat Herr Kolle-
ge Hiebing von der CDU-Fraktion. Bitte! 

Bernd-Carsten Hiebing (CDU): 
Verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dass wir uns 
heute hier vertieft mit der Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit der maritimen Wirtschaft befassen, 
sind wir 41 000 Menschen schuldig; denn genau 
so viele arbeiten in etwa 1 000 hafenabhängigen 
Unternehmungen in Niedersachsen. Diese schaf-
fen zusammen 50 Millionen t Seegüterumschlag 
und 6 Millionen t Binnengüterumschlag. Diese 
Zahlen allein, meine Damen und Herren, verdeutli-
chen den Stellenwert der maritimen Wirtschaft für 
unser Land. 

(Beifall bei der CDU) 
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Dieser Wirtschaftszweig ist gleichzeitig eine für alle 
wichtige Zukunftsbranche und ein zentraler 
Wachstumsträger für Niedersachsen. 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Moment, bitte, Herr Kollege! - Ich bitte alle um 
Ruhe und Aufmerksamkeit. Wir sind auf der Zielge-
raden. Also: bitte Ruhe! 

Bernd-Carsten Hiebing (CDU): 
Deshalb müssen wir die Wettbewerbsfähigkeit 
erhalten, müssen gezielt fördern, Chancen erken-
nen und auch Potenziale heben. Genau das ist der 
Punkt des Ursprungsantrags, den wir im Sommer 
letzten Jahres eingebracht haben. Wir haben ge-
nau die Aspekte aufgegriffen, meine Damen und 
Herren, die der niedersächsischen maritimen Wirt-
schaft auf den Nägeln brennen. 

Dabei haben wir den Dialog mit Experten, mit Be-
troffenen, mit Verbänden sowie mit der landesei-
genen Hafengesellschaft NPorts gesucht und auch 
mit Unternehmensvertretern gesprochen. Wir ha-
ben uns diese Bedürfnisse angehört. Wir haben 
das Gespräch gesucht. Anders als SPD und Grü-
ne - das sage ich hier -, die diese Anhörung abge-
lehnt haben, haben wir uns mit den Themen aus-
einandergesetzt. Ich glaube, das ist der richtige 
Weg, um die Probleme zu erkennen. 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Krog-
mann, damit haben wir ein Stück weit eine Chance 
verspielt, gemeinsam etwas auf den Weg zu brin-
gen. Sie haben das ja durchaus angemahnt. Aber 
wenn Sie in Ihrem eigenen Antrag, auf den ich 
gleich noch zu sprechen komme, gerade die wich-
tigen Themen auslassen, dann glaube ich nicht, 
dass wir zu einem gemeinsamen Weg kommen, so 
wünschenswert er auch wäre. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich glaube schon, dass wir hier eine Chance ver-
spielt haben, gemeinsame Positionen zu formulie-
ren. Wir selbst haben etwa 20 konkrete Forderun-
gen formuliert, sind Schwachpunkte und Fehlent-
wicklungen gezielt angegangen, um so die Leis-
tungsfähigkeit der Branche zu befördern. Sie ha-
ben wichtige Themen ausgelassen. 

Mein Eindruck ist: Die Punkte, bei denen Sie mit 
Ihrem Koalitionspartner, den Kolleginnen und Kol-
legen der Grünen, nicht übereingekommen sind, 
haben Sie weggelassen. Wir haben uns damit 
nicht zufriedengegeben. Ich glaube, wir sind es der 

maritimen Wirtschaft in Niedersachsen schuldig, 
dass wir aufgreifen, was wichtig ist. 

Ich darf vielleicht einmal ein paar Punkte nennen. 
Ich nenne z. B. die Fahrrinnenanpassung. Wenn 
Sie die Fahrrinnenanpassung nicht wollen, werden 
Sie auch den Hafen in Emden nicht weiterentwi-
ckeln können, Kollege Haase. Das muss man an 
dieser Stelle deutlich sagen. Da werden wir uns 
dann wohl nicht einig werden können. Sie haben 
das aus Ihren Forderungen herausgelassen. Ich 
glaube, dass es mit hineingehört, wenn man der 
maritimen Wirtschaft helfen will. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die Debatte haben wir auch schon früher einmal 
geführt. „Port Package“ ist das Stichwort. Wir ha-
ben es hier dann auch gemeinsam, so gut es ging, 
bearbeitet. 

Gegenüber der Bundesregierung - das ist ein wei-
terer Punkt - müssen wir uns gemeinsam dafür 
einsetzen, dass das nationale Schiffsbau-Zukunfts-
konzept „Leadership Deutschland“ sowie die be-
währten Förderinstrumente weiterentwickelt wer-
den. Vielleicht sind wir uns da sogar einig. 

Meine Damen und Herren, jüngst hat eine nieder-
sächsische Reederei bekannt gegeben, dass sie 
38 Schiffe - also alle - nicht mehr unter deutscher 
Flagge fahren lassen will. Das sollte uns zu den-
ken geben. Diese Problematik ist zwar nicht in 
Niedersachsen zu lösen. Herr Minister Lies, wir 
wissen aber alle, dass wir etwas tun müssen, um 
uns die deutsche Flagge zu erhalten und die Ree-
der dazu zu bewegen, ihre Schiffe unter deutscher 
Flagge fahren zu lassen. Damit ist teilweise Büro-
kratie verbunden. Das sagen alle. Das ist auch 
teurer. In einer schwierigen Zeit ist es trotzdem 
wichtig, dass wir die deutsche Flagge nicht schwä-
chen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Außerdem muss die Vermarktung des maritimen 
Standorts Niedersachsen weiterentwickelt werden. 
Darin sind wir uns vielleicht sogar einig. Ich glaube, 
dass „Seaports of Niedersachsen“ eine zukunftsfä-
hige Marketingplattform ist. Diesen Punkt wird der 
Wirtschaftsminister auch weiterhin bearbeiten 
müssen. 

Das Thema „Green Shipping“ haben wir hier ein-
mal als separaten Antrag beraten, glaube ich. Sie 
haben das herausgenommen. Wir hatten das vor 
einem Jahr schon einmal in unserem Antrag. Das 
ist ein Zeichen dafür, dass Sie sich vielleicht ein-
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mal die Anträge der Opposition anschauen sollten. 
Das ist manchmal gar nicht so schlecht, weil man 
dann weiß, welche Ideen die Opposition auch hat. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir hätten das Ganze in 
einem Gesamtpaket gemeinsam machen können, 
wenn Sie denn gewollt hätten oder wenn Sie denn 
bei wichtigen Themen - ich habe bereits die Fahr-
rinnenanpassung genannt - unserer Meinung wä-
ren. 

Es wäre an dieser Stelle sicherlich noch manches 
aufzuführen. Der wahre Unterschied ist aber - so 
sehe ich es zumindest -: Wir als CDU stehen an 
der Seite derer, die in den Häfen Niedersachsens 
ihr Geld verdienen. Sie sollten sich überlegen, ob 
Sie nicht auch dorthin gehören. 

(Beifall bei der CDU) 

Lippenbekenntnisse alleine helfen nicht. Ich glaube 
schon, dass gerade unsere landeseigenen Häfen 
mit ihrer Infrastruktur auch in Zukunft unser aller 
Unterstützung benötigen. Ich denke auch, dass es 
uns allen ein Anliegen ist, dass der JadeWeserPort 
sich besser entwickelt. 

Herr Minister, Sie haben jüngst China einen Be-
such abgestattet. In China hat man wahrscheinlich 
in den vergangenen Jahren auch Zeitung gelesen. 
Wenn man das eine oder andere gar nicht gewusst 
hat - dass dieser Hafen eine gute Hinterlandanbin-
dung hat, dass er über einen Autobahnanschluss 
bis in den Hafen hinein verfügt -, dann hat viel-
leicht auch - das ist zumindest meine Einschät-
zung - das eine oder andere aus der Vergangen-
heit dazu beigetragen, dass man in China die gute 
Qualität dieses Hafens noch nicht erkannt hat. 
Aber man kann ja daran arbeiten. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir werden Ihrem Ände-
rungsantrag nicht zustimmen. Wir glauben, dass 
unser Antrag der umfassendere und bessere ist 
und der maritimen Wirtschaft mehr helfen würde. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die SPD-Fraktion 
hat nun Herr Kollege Krogmann das Wort. Bitte! 

Jürgen Krogmann (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist natürlich kein 
Geschenk, zu einem solchen Zeitpunkt, eine Stun-
de vor Anpfiff, in einer doch recht fachlichen De-
batte zu sprechen. Insofern ist mir die Aufforde-
rung des Landtagspräsidenten von heute Morgen 
auch durchaus Befehl. Trotzdem muss man in 
dieser Debatte noch ein paar Bemerkungen zu 
diesem Antrag machen. 

Erstens. Für uns war es schon ein bisschen über-
raschend. Mitte 2013 kam plötzlich dieser Antrag, 
der eine sehr lange Mängel- und To-do-Liste im 
Bereich der maritimen Wirtschaft enthält. Da haben 
wir uns gefragt: Was ist in zehn Jahren Schwarz-
Gelb in Hannover und vier Jahren Schwarz-Gelb in 
Berlin eigentlich alles liegen geblieben und falsch 
gemacht worden, dass Sie den Anlass sahen, jetzt 
so einen großen Antrag hier im Plenum vorlegen? 

Zweitens. Wir brauchen von Ihnen keinerlei Rat-
schläge über die Bedeutung der maritimen Wirt-
schaft. Im Gegenteil: Wir haben hier von Anfang an 
die Prioritäten klar gesetzt. 

(Ulf Thiele [CDU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

- Herr Thiele, wegen des Anstoßes kann ich keine 
Zwischenfragen zulassen. Das kann ich Ihnen 
direkt sagen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Echt schade!) 

Wir haben also klare Prioritäten gesetzt. 

Wie Sie wissen, haben wir die Investitionszu-
schüsse für unsere Häfen wieder heraufgesetzt. 
Nachdem sie in der Mipla einmal bei 14 Millionen 
Euro lagen, sind wir inzwischen wieder bei 34 Mil-
lionen Euro. 

Wir haben bei den Landesbetrieben, die für die 
Häfen zuständig sind, eine personelle Neuaufstel-
lung vorgenommen. Ich glaube, dass Sie damit 
ganz einverstanden sind. Ob es nun der Leiter von 
NPorts oder der Leiter von JadeWeserPort Lo-
gistics Zone war, hatte ich auf unserer gemeinsa-
men Hafenreise den Eindruck, dass Sie sie als 
wirklich kompetente Ansprechpartner ansehen. Da 
sind wir also deutlich besser aufgestellt als noch zu 
Ihren Zeiten. 

Drittens. Sowohl unser Ministerpräsident als auch 
unser Wirtschaftsminister haben sich auf der Bun-
desebene massiv für das Thema Offshore enga-
giert. Sie wissen, wie wichtig das gerade für die 
Zukunft unserer Häfen ist. 
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Viertens. Seit 2013 haben wir einen wirklichen 
Hafenminister in Niedersachsen - einen Menschen, 
der sich damit identifiziert, der von der Küste 
kommt, der sich wirklich mit allem dafür einsetzt, 
dass unsere Häfen auch in schwierigen Situatio-
nen erfolgreich sind, 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: Bis-
her hat das ja super geklappt! - Zurufe 
von der CDU) 

der sich ganz intensiv damit auseinandersetzt und 
der à la longue auch beim JadeWeserPort mit 
dieser Strategie Erfolg haben wird. Das ist eben-
falls eine ganz andere Herangehensweise als noch 
zu Ihrer Zeit. 

Insofern ist die maritime Wirtschaft in Niedersach-
sen bei uns in guten Händen. Da brauchen Sie 
sich keine Sorgen zu machen. 

Ich will auf die lange Liste in Ihrem Antrag aus 
Zeitgründen nicht eingehen. Das, was Sie dort 
aufgeführt haben, ist auch nicht alles falsch. Wir 
haben schon über einige Punkte geredet. Sie ha-
ben aber natürlich auch ein paar schwierige Stel-
len eingebaut. Ich weiß gar nicht, wie viele Flüsse 
Sie vertiefen wollen. Gut, bei Elbe, Weser und Ems 
ist das klar. Aber was ist mit Leda, Jümme und 
Aller? Ich weiß gar nicht, was Sie da noch alles mit 
aufgenommen haben. 

(Bernd-Carsten Hiebing [CDU]: Bitte? 
- Weitere Zurufe von der CDU - Unru-
he - Glocke der Präsidentin) 

Aus Ihrem Antrag war wirklich herauszulesen, dass 
Sie da ein bisschen spalten wollen. Das wird Ihnen 
aber nicht gelingen; denn hier geschieht etwas 
anderes. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das sind die ge-
planten Projekte, zu denen Sie sich 
nicht bekennen!) 

Wir wollen die Hinterlandanbindung unserer Häfen 
und die Erreichbarkeit unserer Häfen steigern. Wir 
wollen das aber im Einklang von Ökologie und 
Ökonomie machen. Wir wollen das so machen, 
dass die Menschen das akzeptieren. Das ist der 
Unterschied, der diese Landtagsmehrheit aus-
macht. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

An einer Stelle, lieber Bernd-Carsten Hiebing, bin 
ich auch ein bisschen böse. Sie haben gesagt, wir 

seien nicht bereit gewesen, hier ein gemeinsames 
Papier zu machen. Das ist nicht richtig. Ich bin zu 
Ihnen gekommen und habe Ihnen ein Gespräch 
angeboten. Sie haben das Gesprächsangebot 
nicht angenommen. Deshalb ist es nicht zu einem 
gemeinsamen Antrag gekommen. Deshalb haben 
wir einen eigenen Änderungsvorschlag gebracht. 
Bitte verdrehen Sie nicht die Fakten! Das ist der 
Debatte nun wirklich nicht angemessen. 

Die maritime Wirtschaft in Niedersachsen ist bei 
Rot-Grün also in den besten Händen. Da müssen 
Sie sich überhaupt keine Sorgen machen. Viele 
der Forderungen, die Sie erheben, sind schon 
angeschoben. Ihr Angebot, weiterhin gemeinsam 
für unsere Häfen zu arbeiten, nehmen wir aber 
natürlich gerne an. In diesem Sinne sollten wir 
weitermachen. Solche Showanträge brauchen wir 
nicht. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Zu einer Kurzinterven-
tion hat sich Herr Kollege Thiele, CDU-Fraktion, 
gemeldet. 

Ulf Thiele (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen, meine Herren! 
Herr Krogmann, ich habe mich gemeldet, weil Sie 
es gerade selber auf den Punkt gebracht haben 
und ich noch einmal herausarbeiten wollte, warum 
es nicht zu einem gemeinsamen Antrag gekom-
men ist und warum unser Antrag notwendig war, 
um deutlich zu machen, an welcher Stelle Sie er-
hebliche Schwächen in Ihrer maritimen Politik ha-
ben.  

Es gibt keinen gemeinsamen Antrag - um das auf 
den Punkt zu bringen -, weil Sie in Ihrer Koalition 
ein Bekenntnis zur Vertiefung der Außenems und 
der Außenweser sowie zur Elbvertiefung und zu 
ähnlichen Maßnahmen nicht durchsetzen können. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Sie können das nicht durchsetzen. Insbesondere 
die Außenemsvertiefung ist in Ihrer Koalition nicht 
mehrheitsfähig. Das wird sowohl an Ihrer Rede als 
auch an der Beschlussempfehlung zu unserem 
Entschließungsantrag deutlich. 

Genau das ist das Problem. Das haben wir gestern 
an anderer Stelle schon einmal diskutiert. 
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Herr Krogmann, Sie müssen sich langsam die 
Frage gefallen lassen, wie lange Sie eigentlich auf 
Zeit spielen und taktieren wollen, bevor Sie zu 
einer klaren Aussage insbesondere zugunsten der 
Häfen an Ems und Weser kommen. Es geht hier 
nicht um Jümme und Leda, sondern um unsere 
Seehäfen, die die Vertiefungsmaßnahmen brau-
chen und die von Ihnen und Ihrem Wirtschaftsmi-
nister erwarten, dass Sie diese Projekte vorantrei-
ben. Sie sind aber nicht einmal in der Lage, ein 
klares Bekenntnis dazu abzugeben. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Herr Kollege Krogmann antwortet. 

Jürgen Krogmann (SPD): 
Frau Präsidentin! Herr Thiele, Sie wissen, dass 
sich die Debatte um die Flussvertiefung teilweise 
auf sehr komplizierte planerische und rechtliche 
Sachverhalte bezieht. Sie haben aber nicht ge-
wollt, eine Debatte darüber zu führen, wie man so 
etwas möglicherweise vorantreiben kann und wie 
man politisch Akzeptanz oder auch ein Einver-
nehmen mit Umweltverbänden herbeiführt, son-
dern Sie haben einfach geschrieben: Die werden 
einfach angepasst. - So etwas schreibt man nur 
dann, wenn man spalten will, wenn man eben nicht 
das Miteinander will. Und deshalb war das für uns 
auch keine Basis, mit Ihnen darüber zu diskutieren. 

Im Übrigen habe ich gesagt: Herr Hiebing war zu 
einem gemeinsamen Gespräch über diesen Antrag 
überhaupt nicht bereit.  

(Zuruf von der CDU: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

- Das ist doch so.  

(Ulf Thiele [CDU]: Sie wissen doch 
genau, dass das nicht stimmt!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Die nächste Rednerin: Frau Menge, 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.  

(Zuruf von der CDU: Jetzt reden wir 
mal über Elbvertiefung!) 

Susanne Menge (GRÜNE): 
Sehr geehrtes Präsidium! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Liebe Kinder aus Moorriem! Wir wol-
len, dass junge Menschen an Politik Freude ha-
ben, und deshalb erlaube ich mir, in einer einfa-

chen Sprache zu sprechen, sodass ihr auch ver-
steht, worum es hier geht.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von 
Jens Nacke [CDU]) 

- Der Erste quatscht schon wieder dazwischen. 
Das macht er auch ganz oft. Das ist der Mann aus 
der CDU.  

(Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei 
der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Frau Menge, keinen Dialog mit den Besuchergrup-
pen, bitte! 

Susanne Menge (GRÜNE): 

Es geht um einen CDU-Antrag. Und ganz oft leh-
nen wir CDU-Anträge ab. Dieser CDU-Antrag han-
delt von Häfen und von Schifffahrt, hat also auch 
mit vielen zu tun, die in Moorriem oder in der Nähe 
von Elsfleth und an der Weser wohnen. Was die 
CDU beantragt mit diesem Antrag, wird aber so-
wieso schon gemacht von dieser Regierung. Und 
diese Regierung macht noch viel mehr, was man 
z. B. auf der Homepage des Wirtschaftsministeri-
ums nachlesen kann.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Aber weil die CDU und die FDP glauben, dass 
man die Flüsse verbreitern muss, und weil sie 
auch immer ganz große Angst haben davor, dass 
die SPD und die Grünen nicht genug für die Fir-
men tun, haben sie diesen Antrag gestellt. Aber wir 
Grünen und die SPD wollen, dass es allen gut geht 
- den Firmen und der Umwelt. Und deshalb wollen 
wir gerne, dass unsere Änderungen im folgenden 
Antrag angenommen werden, und glauben auch, 
dass die Mehrheit in diesem Hause für unseren 
Antrag stimmt. 

Danke schön.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Ich darf aber sagen, 
dass auch in einfacher Sprache „quatscht dazwi-
schen“ nicht erlaubt ist. Dieses ist unparlamenta-
risch.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Ich rufe jetzt für die FDP-Fraktion Frau Abgeordne-
te Eilers auf. Bitte! 

Hillgriet Eilers (FDP): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Sehr geehrte Frau Menge, die 
wenig differenzierte Sprache mag Ihrer Haltung 
entsprechen,  

(Zuruf von den GRÜNEN: Peinlich!) 

aber ich würde mich doch etwas anders verhalten 
und auf das, was gesagt wurde, etwas differenzier-
ter eingehen.  

Zu Herrn Krogmann: Sie fiebern dem Anpfiff ent-
gegen. Man hat das deutlich gemerkt. Im Augen-
blick steht es 1 : 0 für die CDU. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Die maritime Wirtschaft, meine Damen und Herren, 
bedarf der verstärkten Unterstützung durch die 
Landesregierung. Die maritime Wirtschaft ist ein 
wichtiger Eckpfeiler für die Wertschöpfung nicht 
nur an der Küste, sondern im gesamten Land. Es 
muss noch stärker in unser Bewusstsein dringen, 
dass die maritime Wirtschaft für die Zukunftsfähig-
keit Niedersachsens und Norddeutschlands als 
Logistik-, als Produktions- und auch als Technolo-
giestandort entscheidend ist. Die Exportwirtschaft 
und viele Arbeitsplätze sind von einer funktionie-
renden maritimen Wirtschaft abhängig. 

Doch ist uns bewusst, dass sich die maritime Wirt-
schaft nur entwickeln kann, wenn die Landesregie-
rung ein Bündel von Maßnahmen angeht und um-
setzt, um die Rahmenbedingungen zu verändern, 
Herr Minister Lies? 

Der zugrunde liegende Antrag der CDU benennt 
etliche Handlungsfelder und skizziert damit wichti-
ge Schwerpunkte. Der nachgeschobene Entwurf 
von Rot-Grün kopiert zwar einige Forderungen, ist 
aber weit weniger gehaltvoll. Sie, die Fraktionen 
der SPD und der Grünen, bleiben damit weit hinter 
dem zurück, was erforderlich ist. Besonders be-
merkenswert an Ihrem Vorschlag ist allerdings das, 
was Sie nicht benennen. Sogar Forderungen, die 
Sie selbst in der Vergangenheit aufgestellt haben, 
fallen unter den Tisch. Als beklagenswertes Bei-
spiel nenne ich an dieser Stelle nur den Ausbau 
der Mittelweser, den Sie noch mit einem Antrag 
vom März 2011 befördern wollten. 

(Zuruf von der CDU: Sehr richtig!) 

Leider haben Sie es kürzlich in Regierungsverant-
wortung vorgezogen, unseren im Frühjahr vorge-
legten Antrag abzulehnen.  

Damit wurde wieder einmal offenbar, wie sehr Sie 
Ihre Überzeugungen der grün-roten Notgemein-
schaft opfern. Deutlich wird Ihr unterschiedliches 
politisches Taktieren auch in Bezug auf die not-
wendigen Fahrrinnenanpassungen und die Unter-
haltung seewärtiger Zufahrten wie der Außenems, 
der Jade, der Außen- oder Unterweser und der 
Elbe. Auch Ihre internen Meinungsverschiedenhei-
ten in Bezug auf den Ausbau der Hinterlandanbin-
dung werden immer offenbarer.  

Weitgehende Übereinstimmung aller Fraktionen 
gibt es bei der Sicherung der Seefahrtschulen, 
beim Ausbau des JadeWeserPorts oder auch der 
Einstufung der Binnenwasserstraßen. Doch in 
jedem Falle lohnt sich das genaue Hinschauen.  

Nehmen wir das Beispiel des Emder Hafens! Der 
Planungsprozess für den Rysumer Nacken ist weit 
vorangeschritten. Sie haben immer wieder betont, 
dass Sie den Bau fordern. Aktuell sprechen Sie 
eine andere Sprache. In der von den Regierungs-
fraktionen gewählten Formulierung ist eine wesent-
liche Abschwächung erfolgt. Sie haben die Forde-
rung nach einer verlässlichen Finanzierung für die 
Umsetzung dieses wichtigen Infrastrukturvorha-
bens schlichtweg gestrichen. Seit Jahren suggerie-
ren Sie, dass die Landesregierung für eine Reali-
sierung sorgen würde. Doch nirgendwo sind Mittel 
für die Umsetzung eingestellt. Dies gibt uns sehr 
zu denken, und hierzu wünschen wir uns ein klares 
Wort des Hafenministers.  

Sehr geehrter Herr Minister Lies, wir alle bedauern, 
dass Ihre Bemühungen, den JadeWeserPort zu 
beleben, bislang erfolglos geblieben sind. Umso 
wichtiger ist es aber, dass Sie jetzt Prioritäten be-
nennen und dass Sie ausführen, ob auch Sie die 
Forderungen des grundlegenden Antrages tragen 
oder ob Sie darauf verzichten wollen und wie Sie 
Ihre gemachten Versprechungen halten wollen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die Landesregie-
rung spricht nun der Wirtschaftsminister. Herr Mi-
nister Lies, bitte!  
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Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Zunächst einmal darf man sicher sa-
gen, dass die deutschen See- und Binnenhäfen 
eine Schlüsselrolle bei der Abwicklung der weltwei-
ten Handelsströme haben und die niedersächsi-
schen Häfen davon einen ganz wesentlichen Teil 
ausmachen. Sie sind für uns in Niedersachsen, in 
Deutschland insgesamt, ein bedeutender Wirt-
schaftsfaktor. Allerdings - deswegen lassen Sie 
mich kurz auf die Worte von Herrn Hiebing und 
Frau Eilers eingehen - reicht es nicht aus, Herr 
Hiebing, immer nur mit schönen Worten zu arbei-
ten. Ich habe die Kritik, die geäußert wurde, sehr 
wohl verstanden, ob man in China die Zeitung liest 
und dadurch erfahren hat, wie wir in den letzten 
Jahren in der Debatte mit dem JadeWeserPort 
umgegangen sind.  

Bei allem Verständnis an dieser Stelle, hat man, 
glaube ich, in China überhaupt nicht in der Zeitung 
über den Hafen gelesen. Das gehört zur Wahrheit 
ein Stück weit dazu. Das heißt, wir haben noch viel 
Arbeit vor uns, um deutlich zu machen, welche 
Perspektiven in diesem Hafen stecken. Es ist also 
noch viel zu tun. Zu meinen, es wäre in der Ver-
gangenheit genug getan worden, ist der völlig fal-
sche Weg. Auch das gehört zur Wahrheit dazu. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Frau Eilers, es reicht 
natürlich nicht aus, Handlungsfelder zu benennen. 
Wir können hier ganz vielen Handlungsfeldern 
zustimmen. Entscheidende Aufgabe ist nicht, 
Handlungsfelder zu benennen, entscheidende Auf-
gabe sind Lösungen. Wenn Sie infrage stellen, ob 
diese Landesregierung zur Weservertiefung steht, 
dann darf ich Sie einmal daran erinnern, wer die 
Vorarbeit in der Verantwortung, vor der wir jetzt 
stehen, geleistet hat. Es geht um eine rechtliche 
Prüfung, mit welcher Methode wir überhaupt in der 
Lage wären, die Weser zu vertiefen. Wir arbeiten 
gerade nach. Wir arbeiten gerade das nach, was 
nicht sauber vorher abgearbeitet worden ist. Das 
gehört zur Wahrheit dazu und nicht Ihre Aussage, 
wir würden nicht dazu stehen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ebenso, meine Damen und Herren und Frau Ei-
lers, gibt es ein Bekenntnis zur Außenems und 
zum Rysumer Nacken. Aber auch hier kennen Sie 

doch den Sachverhalt. Wir warten darauf, dass wir 
im Sommer das Gutachten bekommen, weil wir 
selbstverständlich zunächst einmal analysieren 
müssen, welche wirtschaftliche Perspektive das 
hat. Oder glauben Sie allen Ernstes, wir finden 
eine Mehrheit dafür, eine Investition zu tätigen, 
wenn der wirtschaftliche Rahmen nicht gegeben 
ist? - Das muss sich doch erst ergeben, und dann 
können wir investieren.  

(Zustimmung von Susanne Menge 
[GRÜNE]) 

Ich finde, das ist ein kluger, ein vernünftiger und 
ein rationaler Weg, den wir weiterhin gehen wer-
den, sehr gehrte Frau Eilers.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die niedersächsische Hafenwirtschaft hat ent-
scheidende Kernwerte. Übrigens hört man, dass 
man möglicherweise in Brasilien den Hafen in Bra-
ke eher kennt als den JadeWeserPort. Das ist 
überhaupt nicht schlimm. Das zeigt eigentlich nur, 
dass seit Jahrzehnten hervorragende Verbindun-
gen zwischen den Häfen in der Welt und den nie-
dersächsischen Häfen vorhanden sind. Das ist ein 
guter, ein entscheidender Schritt.  

Wir sind aber noch nicht am Ende angekommen. 
Wir brauchen die Weiterentwicklung der Standorte. 
Wir haben es in Brake gesehen. Wir werden das 
auch noch bei weiteren Standorten sehen. Das 
brauchen wir für Niedersachsen, damit wir zu-
kunftsfähig aufgestellt sind. Das geht aber nicht 
ohne Geld. Deshalb war eine der Entscheidungen 
im Jahr 2014, die Mittel für NPorts auf 34 Millionen 
für 2017 und jährlich auf 30 Millionen aufzusto-
cken. Gegenüber der Mipla der alten Landesregie-
rung ist dies eine Erhöhung um 65 %. Das ist das 
Bekenntnis zur maritimen Wirtschaft in Nieder-
sachsen, das diese rot-grüne Landesregierung 
abgibt, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Nur damit ist die Finanzierung der Infrastrukturpro-
jekte, die wir so dringend brauchen, überhaupt 
möglich.  

Darüber hinaus gibt es aber einen weiteren Rah-
men, und auch der ist völlig richtig. Wir werden uns 
in Norddeutschland nur dann gut aufstellen kön-
nen, wenn wir endlich zu einer vernünftigen Ko-
operation der norddeutschen Häfen kommen, 
was - egal, wer regiert hat - in den vergangenen 
Jahren äußerst schwierig war. Umso wichtiger ist 
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es, dass wir das Thema Hafenkooperation Deut-
sche Bucht, Hafenkooperation Norddeutschland 
jetzt konsequent angehen. Das ist etwas - da bin 
ich mir ziemlich sicher -, was für uns alle hier im 
Parlament wichtig ist und das unserer Überzeu-
gung nach nur dann wirklich hervorragend funktio-
nieren und arbeiten kann, wenn wir gemeinsam 
aufgestellt sind. 

Der Hafenentwicklungsdialog, den wir am 3. Juli 
hier in Hannover führen werden - erstmals mit 
Vertretern aller fünf Küstenländer; die Parlamenta-
rischen Staatssekretäre Beckmeyer und Ferle-
mann werden ebenso da sein wie Vertreter der 
fünf Hafeninfrastrukturgesellschaften -, ist ein 
Start. Wir werden aber keinen Durchbruch in Rich-
tung einer Kooperation, die wir wollen, erzielen, 
sondern wir müssen diesen Weg geschlossen und 
vernünftig weitergehen. 

Das Thema Hafenhinterlandanbindung ist ein we-
sentlicher Aspekt. Sie sehen das an der Anmel-
dung zum Bundesverkehrswegeplan. Alle wesent-
lichen und notwendigen Infrastrukturmaßnahmen 
für Straße, Schiene und Wasserstraße sind ange-
meldet. 

Zum Thema Offshore ist viel gesagt worden. Ich 
glaube, hier ist deutlich geworden, dass sich dieser 
Landtag insgesamt - ich glaube, ich darf hier sa-
gen, dass wir alle uns hier dazu bekennen - zu 
Offshore bekennt und dass diese Landesregierung 
in harten Verhandlungen und im Rahmen intensi-
ver Bemühungen dafür gesorgt hat, das Offshore 
wieder auf einen Zukunftsweg kommt. Aber seien 
wir ehrlich: Wir merken noch nicht, dass die Wirt-
schaft investiert. - Das heißt: Daran müssen wir 
arbeiten. - Wir müssen der Wirtschaft klarmachen: 
Die Handlungsfelder und die Rahmenbedingungen 
sind da. Investiert! - Das ist der richtige Weg. Der 
Cuxhavener Appell hat damit auch ein Stück weit 
seine Wirkung gezeigt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Nieder-
sachsen ist Hafenland. Niedersachsen ist Land der 
maritimen Wirtschaft. Ich bin davon überzeugt, 
dass wir alle hier im Landtag dies geschlossen so 
sehen. Selbst wenn dieser Antrag nicht geschlos-
sen verabschiedet wird, so bin ich dennoch fest 
davon überzeugt, dass wir weiterhin gemeinsam 
am Erfolg unserer Häfen und am Erfolg der mariti-
men Wirtschaft in Niedersachsen arbeiten werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen sehe ich nicht. Ich schließe die Beratung.  

Wir kommen zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
zustimmen und damit den Antrag der Fraktion der 
CDU in der sich aus der Beschlussempfehlung 
ergebenden geänderten Fassung annehmen will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Das Erste war die Mehrheit. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 29: 
Abschließende Beratung: 
Vorverlagerung der Fälligkeit der Sozialversi-
cherungsbeiträge rückgängig machen - Liquidi-
tät des Handwerks sichern und Bürokratie ab-
bauen! - Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 
17/1473 - Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr - Drs. 17/1591  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Ich eröffne die Beratung. Das Wort hat Frau Kolle-
gin König, FDP-Fraktion. Bitte! 

Gabriela König (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wa-
rum haben wir diesen Antrag noch einmal einge-
reicht? Warum? - Weil die Kammern immer lauter 
werden. 

(Zurufe von der SPD - Glocke der 
Präsidentin) 

- Ja, das will ich Ihnen gerade beantworten. Wenn 
Sie zuhören, dann wissen Sie es hinterher. 

Die Kammern in Deutschland haben immer lauter 
eine Rücknahme gefordert. Außerdem wollen die 
Unternehmer einer fairen Gerechtigkeit unterlie-
gen. In der Vergangenheit mussten sie in Notsitua-
tionen 20 Milliarden Euro abführen, weil die Sozial-
kassen leer waren. Dadurch ist ein Bürokratie-
monster entstanden, das ihnen unglaubliche 
Schwierigkeiten bereitet. Wenn man in einer Notsi-
tuation etwas einrichtet, was dem einen oder ande-
ren oder auch der Allgemeinheit möglicherweise 
helfen kann, dann sollte man dies in Zeiten, in 
denen es nicht mehr notwendig ist, zurücknehmen, 
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um Fairness und Gerechtigkeit walten zu lassen. 
Das scheint aber in diesem Hause absolut nicht 
der Fall zu sein. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich stelle mir gerade vor, dass kleine und mittel-
ständische Unternehmen jedes Jahr Mitte des 
Monats anfangen müssen, zu rotieren. Ich will 
Ihnen einmal ein Beispiel nennen: Ein Unterneh-
men in der Metallindustrie mit 50 Mitarbeitern muss 
19 Tage vor Abschluss des Monats ungefähr ab-
schätzen, welche Lohnsumme es zu entrichten 
haben wird. Dann erstellt dieses Unternehmen für 
seine 50 Mitarbeiter eine Lohnabrechnung. Diese 
muss das Unternehmen am Ende des Monats 
noch einmal erstellen, weil es erst dann richtig 
feststellen kann, was letztendlich verdient worden 
ist und wie groß der Lohnanteil ist. Das heißt: je-
des Mal eine doppelte Lohnabrechnung. Was das 
an Bürokratie ausmacht, kann man sich kaum 
vorstellen, wenn man nicht weiß, was in solchen 
Unternehmen los ist. 

Wenn man darüber hinaus davon ausgeht, dass 
dieses Unternehmen erst maximal 20 Tage später 
weiß, wie viel es verdient hat, weil nämlich erst 
dann die Rückflüsse kommen, dann weiß man 
auch, dass es in der Zwischenzeit eine Unsumme 
zwischenfinanzieren muss, von der es gar nichts 
hat.  

Ich bin der Meinung, dass wir das Ganze, wenn 
mittlerweile auch andere Länder in dieser Form 
tätig werden, noch einmal überdenken müssen 
und uns möglicherweise auch einem Beschluss 
der Länder Hamburg und Sachsen anschließen 
sollten, die inzwischen schon ein bisschen weiter 
sind. 

In diesem Zusammenhang wundert mich ganz 
besonders, dass beispielsweise die Grünen in 
Hamburg eine völlig andere Einstellung dazu ha-
ben als die Grünen hier in Niedersachsen. Ich 
finde, dass die Grünen an dieser Stelle keine ver-
lässliche Politik machen. Sie sollten sich einmal 
überlegen, was kleine und mittelständische Unter-
nehmen hier in unserem Lande leisten. Wir sollten 
das einmal honorieren, indem wir ihnen entgegen-
kommen und sie von diesem Bürokratiemonster 
befreien. Ich glaube, das ist aller Anstrengung 
wert. Deshalb ist dieser Antrag in dieser Form 
auch noch einmal eingebracht worden. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Jetzt hat das Wort für 
die SPD-Fraktion Herr Abgeordneter Erkan. Bitte! 

Mustafa Erkan (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrter Damen und Herren! Ich weiß, wir 
alle wären schon jetzt gern vor dem Fernseher. Für 
uns alle wäre es doch schön, Minute für Minute 
mehr in Fußballstimmung zu kommen. Ich wäre 
jetzt am liebsten nicht nur optisch, sondern ganz 
im Fußballmodus. Was müssen wir stattdessen 
tun? 

(Ulf Thiele [CDU]: Das ist unsere 
Pflicht!) 

Ja, wir müssen Ihnen, meine Damen und Herren 
von der Opposition, wieder einmal erklären, wie die 
Welt funktioniert.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Aber das machen wir natürlich sehr gern. Im Inte-
resse aller - nicht nur im Interesse der Fußballfans 
unter uns - habe ich nicht vor, meine Redezeit 
auszuschöpfen. Ich werde mich deshalb kurzfas-
sen. 

Eigentlich ist es auch ganz einfach: Sie, meine 
Damen und Herren von FDP und CDU, haben 
unrecht. Man weiß schon gar nicht mehr, wen man 
ansprechen soll. Zum Thema „Fälligkeit der Sozi-
alversicherungsbeiträge“ gab es von Ihrer Seite 
erst getrennte Anträge, dann gab es einen ge-
meinsamen Antrag, dann wieder einen neuen von 
der FDP. Mal schauen, was als Nächstes auf uns 
zukommt! 

Am Ende ist es aber auch egal; denn alle Anträge 
haben eines gemeinsam: Sie sind und bleiben 
unsinnig. 

(Norbert Böhlke [CDU]: Gehen Sie 
doch lieber Fußball gucken! Das ist 
eine Unverschämtheit!) 

Gerne wiederhole ich an dieser Stelle für Sie noch 
einmal unsere Haltung: Sie wollen ein bewährtes 
und etabliertes Verfahren abschaffen. Sie argu-
mentieren mit angeblichen Vorteilen für Unterneh-
men, vergessen dabei aber die Arbeitnehmer und 
die finanzielle Sicherung der Sozialsysteme. 
Längst nicht alle Unternehmen sind Ihrer Meinung. 
Sie stellen sich gegen Frau von der Leyen, die 
noch vor zwei Jahren dringend von dieser Idee 
abgeraten hat. Sie blamieren schon wieder Ihren 
früheren Ministerpräsidenten David McAllister. Sie 
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warten ab, bis Sie abgewählt werden, und machen 
dann einen Vorschlag, den Sie, wenn es Ihnen 
ernst gewesen wäre, selbst hätten bringen können. 
Zehn Jahre lang kam von Ihnen zu diesem Thema 
nichts - gar nichts! 

Um beim Thema Fußball zu bleiben: Mit diesem 
Thema stellen Sie sich selbst ins Abseits. Das 
Ganze hat nichts mit verantwortungsvoller Politik 
zu tun. Sie sagen: Die Unternehmen lehnen die 
Vorverlagerung der Fälligkeit der Sozialversiche-
rungsbeiträge ab. - Stimmt nicht! 

(Gabriela König [FDP]: Doch!) 

Die Einzigen, die ständig von diesem Thema re-
den, sind nur Sie, Frau König. Außer Ihnen melden 
sich nur ein paar Lobbyverbände zu Wort wie z. B. 
der Landesverband des Kraftfahrzeuggewerbes, 
dessen Vorsitzender ein Kollege aus der CDU-
Fraktion ist. 

(Zuruf von der CDU: Was?) 

Solche Hütchenspielertricks kriegen die Bürgerin-
nen und Bürger mit, Herr Bley.  

Ja, am Anfang war die geänderte Fälligkeit nicht 
allzu beliebt. Etwas Neues ist immer erst einmal 
ungewohnt. Das war auch 2006 so. Heute ist die 
neue Regelung akzeptiert und etabliert. In der 
Zwischenzeit haben wir auch mit der pauschalier-
ten Abrechnung für Vereinfachung gesorgt. Der 
verbleibende Restbetrag wird im Folgemonat ab-
geführt. Für die Unternehmen ist das jetzt völlig 
unproblematisch. Für die Unternehmen ist das gar 
kein Thema mehr. 

(Lachen bei der CDU und bei der FDP 
- Rainer Fredermann [CDU]: Wo le-
ben Sie eigentlich?) 

Es scheint so, als würden wir mit anderen Unter-
nehmen reden, als Sie es tun. Die Unternehmer, 
mit denen wir reden, sind stolz darauf, Verantwor-
tung für ihre Mitarbeiter zu übernehmen, verant-
wortlich für die Gesellschaft, für Niedersachsen 
und für Deutschland zu sein. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die Unternehmer, mit denen wir reden, wissen, 
dass günstige Beitragssätze für alle das Beste 
sind: für Arbeitnehmer, für Arbeitgeber und für das 
gesamte System. 

Wir gehen einen anderen Weg als Sie. Wir setzen 
nicht auf kurzfristige Effekte. 2012 und 2013 konn-
ten wir den Beitragssatz deshalb sogar senken, 

und obwohl die Sozialkassen jetzt gut gefüllt sind, 
bleibt es bei unserer Politik der Nachhaltigkeit; 
denn in den nächsten Jahren sind Beitragserhö-
hungen eher wahrscheinlich. 

Allein die TK berichtet jetzt schon von einem Ver-
lust von 200 Millionen Euro aus der Rücklage. 
Lassen Sie uns daher das Sozialsystem nicht 
plündern! Lassen Sie Puffer im System! 

Und noch einmal - um auf König Fußball zurückzu-
kommen, meine Damen und Herren von der Op-
position -: Ihre Pässe kommen nicht an. Sie gehen 
ins Leere. 

(Jens Nacke [CDU]: Sie nerven, Herr 
Kollege!) 

- Sie nerven mich auch! 

Ich kann am Ende nicht anders. Immerhin bin ich 
auch begeisterter Fußballschiedsrichter. Für Ihren 
Antrag gibt es von uns heute wieder die rote Karte, 
und wir werden ihn damit ablehnen. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Es reicht 
langsam, Herr Kollege! Das ist eine 
Unverschämtheit, was Sie hier abzie-
hen! - Weitere Zurufe - Glocke der 
Präsidentin) 

Ich wünsche Ihnen und uns weiterhin weisere Be-
schlüsse und uns allen einen schönen Abend.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. Für Ihre Bemerkung 
„Sie nerven mich auch“ erteile ich Ihnen einen 
Ordnungsruf.  

Jetzt hat Herr Kollege Nacke das Wort zu einer 
Kurzintervention. 

(Unruhe) 

- Und ich bitte um Ruhe! 

(Jens Nacke [CDU]: Ich ziehe zurück!) 

- Die Kurzintervention hat sich erledigt. 

Ich rufe jetzt Frau Westphely von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf. Bitte, Frau Westphely!  

Maaret Westphely (GRÜNE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! 
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(Jens Nacke [CDU]: Findet ihr das ei-
gentlich wirklich angemessen, im 
Fußballtrikot in einem Parlament auf-
zutreten? Das ist peinlich! - Unruhe) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Moment, bitte, Frau Kollegin! - Herr Nacke, ich 
möchte auch Sie bitten, Frau Westphely zuzuhö-
ren. - Bitte! 

(Jens Nacke [CDU]: Es ist grenzwer-
tig, wie der junge Kollege hier auftritt!) 

Maaret Westphely (GRÜNE): 

Selbstverständlich hat man aus Unternehmersicht 
ein gewisses Verständnis für den Antrag, der hier 
von der FDP vorgelegt worden ist.  

Ich möchte allerdings zwei Argumente anführen, 
die, wie ich finde, bei dieser Diskussion nicht außer 
Acht gelassen werden dürfen, und zwar erstens, 
dass eine Wiederherstellung der früheren Fällig-
keitsregelung dazu führen würde, dass in dem Jahr 
der Umstellung nur elf monatliche Beitragszahlun-
gen stattfinden würden. Erinnern wir uns in dem 
Zusammenhang an den vorletzten Tagesord-
nungspunkt, bei dem es um die Rentenversiche-
rung ging und ich darauf hingewiesen habe, dass 
die Nachhaltigkeitsrücklage mit anderthalb Mona-
ten von den Sachverständigen als relativ gering 
bewertet wird! 

Außerdem werden knapp 25 % der Rentenzahlun-
gen aus dem allgemeinen Steueraufkommen fi-
nanziert. Es kann also nicht davon ausgegangen 
werden, dass sich die Deutsche Rentenversiche-
rung aufgrund der guten konjunkturellen Lage al-
lein aus Einnahmen durch Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerbeiträge finanziert. Deswegen wundert 
es mich auch etwas, dass die CDU diesen Antrag 
unterstützt; denn eigentlich nutzen Sie den Spiel-
raum auf Bundesebene ja gerade zur Finanzierung 
anderer Rentenpläne.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Moment, bitte, Frau Westphely! - Lassen Sie eine 
Frage des Kollegen Bley zu? 

Maaret Westphely (GRÜNE): 

Nein, jetzt nicht. Danke. Ich führe erst einmal zu 
Ende aus.  

Mit der Vorverlegung des Fälligkeitsdatums wurde 
außerdem sichergestellt, dass die Sozialversiche-
rungsträger, insbesondere eben die gesetzliche 
Rentenversicherung, zeitgleich für die Zahlung 
ihrer Leistungen auch die Mittel von den Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern in entsprechendem Um-
fang erhalten. Ich finde, das ist ein Argument, das 
in der Diskussion nicht zu kurz kommen sollte. 

Ich weiß auch, dass es Grüne in anderen Ländern 
gibt, die die Fälligkeit der Sozialbeiträge wieder 
nach hinten schieben wollen und die diese Forde-
rung unterstützen. Ich möchte aber einen Hinweis 
zur Debatte dieses Antrages geben: Wir können 
zur Kenntnis nehmen, dass dieses Anliegen immer 
wieder dann von Fraktionen in die Debatte ge-
bracht wird, wenn sie in der Opposition sind. Das 
geht quer durch alle Parteien. 

Deswegen ist mein Rat an dieser Stelle: Wenn Sie 
eine belastbare Antwort zur Haltung in dieser Fra-
ge haben wollen, wenden Sie sich an diejenigen, 
die tatsächlich zuständig sind und die dieses Vor-
haben auch zu finanzieren haben! Denn dann sieht 
manches schon einmal ganz anders aus. Das ha-
ben wir auch hier im Landtag erlebt. Mein Vorgän-
ger hat auf gewisse Differenzen hingewiesen. 

Das sind die Argumente, warum wir hier im Land-
tag in Niedersachsen den Antrag - so wie die letz-
ten Male auch, insofern verlässlich - ablehnen 
werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Westphely. - Für die CDU-Frak-
tion hat nun Herr Kollege Fredermann das Wort. 
Bitte! 

Rainer Fredermann (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich stelle mir, ehrlich gesagt, die Frage, 
was diese Debatte heute eigentlich soll. Für dieje-
nigen, die die Debatten nicht laufend verfolgen, 
möchte ich den Hintergrund meiner Frage gerne 
erklären. 

Bei der ersten Beratung im letzten Plenum war 
eindeutig erkennbar, dass es keine Mehrheit für 
diesen FDP-Antrag gibt. Herr Bode stellte darauf-
hin den Antrag auf sofortige Abstimmung, und 
damit begann das Drama. 
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Um es in der Fußballsprache auszudrücken: sozu-
sagen ein Eigentor für die politische Kultur. Tor-
schütze: Rot-Grün.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Rot-Grün setzte die Überweisung an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr mehrheit-
lich durch. Meine leise Hoffnung, Rot-Grün möchte 
sich vielleicht doch noch mit uns über die Argu-
mente, die für diesen Antrag sprechen, austau-
schen, wurde leider sehr schnell enttäuscht. 

Der SPD-Abgeordnete Herr Will verhöhnte uns, die 
Mitglieder von CDU und FDP, sogar noch mit sei-
ner Aussage: Wir erhoffen uns von Ihnen neue 
Argumente. Deshalb haben wir die Ausschuss-
überweisung beantragt. 

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Es ist nichts 
gekommen!) 

Ein seriöser Umgang mit Anliegen von Handwerk 
und Mittelstand, Herr Will, sieht meines Erachtens 
anders aus! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Dass alle Argumente, die für die Entlastung der 
Betriebe sprechen, bereits mehrfach - zuletzt im 
Mai dieses Jahres - diskutiert wurden - Sie alle 
haben es ja eben bestätigt -, ist doch allen Beteilig-
ten klar. Sie, werte Kolleginnen und Kollegen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen, wollten und 
wollen doch nicht die Betriebe entlasten. 

(Gabriela König [FDP]: Richtig!) 

Also erneutes Eigentor für die politische Kultur. 
Torschütze: Gerd Will.  

Und gerade kam noch das dritte Eigentor hinzu. 
Was Herr Erkan hier abgeliefert hat, war auch ein 
Eigentor für die politische Kultur.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Sehr geehrte Kollegen von Rot-Grün, ersparen Sie 
uns und den Bürgerinnen und Bürgern dieses 
Landes solche Spielchen! Betreiben Sie bitte keine 
weitere Steigerung der Politikverdrossenheit! Las-
sen Sie uns bitte offen und ehrlich und konstruktiv 
Politik betreiben, und verzichten Sie auf solche 
Kinderlitzchen! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das einzig Gute an der jetzigen Debatte ist doch, 
dass es zu dieser Uhrzeit am heutigen Tag keinen 
Menschen in Deutschland gibt, der sich für dieses 
Thema interessiert.  

(Johanne Modder [SPD]: Dann sollten 
Sie den Antrag zurückziehen! - Zuruf 
von der SPD: Ich schon! - Zuruf von 
den GRÜNEN: Vorher auch nicht!) 

Und ehrlich gesagt: Angesichts der Umstände, die 
zu dieser Debatte heute geführt haben, geht es mir 
ähnlich. Ich hoffe, dass sich unsere Fußballnatio-
nalmannschaft gleich besser schlägt als Sie in 
dieser Debatte und in der, die wir im dem vorheri-
gen Plenum dazu geführt haben.  

Aber nun ernsthaft: Alle Argumente liegen auf dem 
Tisch. Frau König hat sie eben noch einmal schön 
aufgeführt.  

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

- Hören Sie mir doch einfach mal zu! 

Alle Argumente liegen auf dem Tisch, und eine 
Zustimmung aller anwesenden Abgeordneten läge 
im Interesse der kleinen und mittelständischen 
Betriebe in unserem Land. Daher bitte ich Sie um 
Ihre Zustimmung für diesen Antrag.  

Da ich meine Redezeit deutlich unterschritten ha-
be: Tor für die CDU. Und mit dem von Frau Eilers: 
2 : 0 für die CDU.  

Danke. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Für die Landesregierung hat nun 
das Wort Herr Wirtschaftsminister Lies. Bitte! 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Herr Fredermann, gestatten Sie mir 
folgende Bemerkung: Bei allem Respekt, ich finde, 
die Verantwortung für einen Antrag trägt derjenige, 
der ihn einbringt. 

(Johanne Modder [SPD]: Genau so ist 
es!) 

Und auch wenn er wiederholt eingebracht wird, 
trägt derjenige, der ihn einbringt, die Verantwor-
tung. Das will ich an dieser Stelle deutlich sagen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
Thema „Fälligkeit von Sozialversicherungsbeiträ-
gen“ hat die Politik erheblich beschäftigt. Ich erin-
nere daran, dass, nachdem diese Entscheidung 
getroffen wurde, das System angepasst worden 
ist. Der Aufwand ist reduziert worden. Die Bei-
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tragsabrechnung wird nur an einem Tag im Monat 
vorgenommen, sodass es bei zwölf Abrechnungs-
terminen im Jahr bleibt. Ich finde, dass man das 
hier auch einmal anerkennen muss. 

(Gabriela König [FDP]: Es sind 14 
Termine, Herr Lies!) 

- Frau König, wenn Sie jetzt wieder zum alten Sys-
tem zurückkehren würden, dann würden Sie für die 
Unternehmen neue Schwierigkeiten schaffen. Das 
würde niemandem helfen. Das sollten Sie einse-
hen und die Debatte an dieser Stelle nicht fortfüh-
ren, sehr geehrte Frau König. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN -  Gabriela König [FDP]: 
Das ist falsch!) 

Meine Damen und Herren, Handwerk und Mit-
telstand stehen im Fokus dieser Landesregierung. 
Deswegen muss es uns darum gehen, Handwerk 
und Mittelstand zu helfen.  

(Gabriela König [FDP]: Das sagen Sie 
immer nur! Sie müssen es auch tun!) 

Ich darf deshalb an das erinnern, was wir machen 
und was auch sinnvoll ist: Das Landesvergabe- 
und Tariftreuegesetz ist ein Gesetz für Handwerk 
und Mittelstand in Niedersachsen, weil wir damit 
fairen Wettbewerb und faire Chancen schaffen. Es 
ist eine echte Hilfe für das Handwerk - anders als 
Anträge, die dem Handwerk nicht helfen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Minister Lies, lassen Sie eine Frage des Kol-
legen Fredermann zu? 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 

Nein.  

Genau da, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, liegen die Handlungsfelder: Es geht um Inno-
vationsförderung für das Handwerk, es geht um die 
Fachkräftesicherung - damit haben wir begonnen -, 
und es geht um Existenzgründungen. Es gibt viele 
Themen, die wir angehen können. 

Lassen Sie uns das gemeinsam machen. Aber 
lassen Sie uns uns nicht ständig mit den gleichen 
Anträgen beschäftigen, für die es nicht nur keine 
Mehrheit, sondern auch keine Akzeptanz im Bund 
gibt.  

Herzlichen Dank, meine Damen und Herren. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Reinhold Hilbers 
[CDU]: Aber gute Argumente!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Zu Wort gemeldet hat 
sich nochmals Herr Kollege Fredermann. Sie ha-
ben 3:10 Minuten. 

(Uwe Schwarz [SPD]: Mein lieber 
Mann! - Unruhe - Glocke des Präsi-
denten) 

Rainer Fredermann (CDU): 
Herr Minister Lies, auch Sie haben Schuld daran, 
dass wir heute darüber diskutieren; 

(Ronald Schminke [SPD]: Nichts ver-
standen!) 

denn auch Sie hätten in der letzten Sitzung des 
Plenums bei sofortiger Abstimmung gegen diesen 
Antrag stimmen können. Dann würden wir uns 
heute mit dem Thema nicht erneut beschäftigen.  

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU - Ulrich Water-
mann [SPD]: Das überzeugt nicht 
einmal die eigenen Reihen!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Beratung.  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der FDP 
in der Drucksache 17/1473 ablehnen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Das Erste war die Mehrheit.  

Ich stelle fest: Es ist 17.21 Uhr. Die Zeitvorgabe 
wurde unterschritten. Ich schließe die Sitzung und 
wünsche uns allen einen erfolgreichen Fußball-
abend. 

Schluss der Sitzung: 17.21 Uhr.  

 

 3565


	Stenografischer Bericht
	38. Sitzung am
26. Juni 2014
	TOP 17:
Mitteilungen des Präsidenten 
	TOP 18:
Dringliche Anfragen 
	CDU: Wie viele Dienstwagenaffären hat die Regierung Weil?

	FDP: Gelten Schutz der Person und Grundsatz der Verhältnismäßigkeit auch für Ermittlungen gegen Landesbedienstete?


	TOP 19: Verbraucherschutz fängt bei Verbraucherbildung an - Verantwortung der Schulen verstärkt ausbauen

	TOP 20: Verbraucher schützen und Handwerksbetriebe nicht benachteiligen - für ein verantwortungsgerechtes Sachmängelhaftungsrecht

	TOP 21: In die Zukunft investieren - landwirtschaftliche Familienbetriebe fördern!

	TOP 22:
Nutztierhalter nicht im Stich lassen - Akzeptanz für die Rückkehr des Wolfes erhalten 
	TOP 23: a) Energiewende: kosteneffizient, versorgungssicher und umweltverträglich - b) Energiewende findet auch auf der Verbrauchsseite statt - Anreize zur Steigerung der Energieeffizienz ausbauen

	TOP 40: Harzwasserwerke müssen Teil der kommunalen Daseinsvorsorge bleiben

	TOP 24: Eingaben

	TOP 25: Generationenvertrag einhalten - keine Rentenexperimente zulasten künftiger Generationen!

	TOP 26: Den Generationenvertrag neu beleben: Fairness für alle Generationen herstellen und allen eine verlässliche und individuelle Lebensplanung ermöglichen

	TOP 27: Energiewende: Wettbewerbsfähigkeit erhalten - Arbeitsplätze schaffen - Fachkräftenachwuchs sichern

	TOP 28: Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der maritimen Wirtschaft sichern!

	TOP 29: Vorverlagerung der Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge rückgängig machen - Liquidität des Handwerks sichern und Bürokratie abbauen!



